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Vorwort. 



Die vorliegenden Untersuchungen sind das erste Resultat 
ehereclitlicher Studien, die ich früher oder später in erweitertem 
Umfange wieder aufnehmen zu können hoffe. Die Geschichte der 
Ehescheidung in der abendländischen Kirche vor Gbatian erschien 
zu solcher einführenden Arbeit besonders geeignet, da einerseits 
der Gegenstand in älterer und neuerer Zeit wiederholt eingehende 
wissenschaftliche Berücksichtigung erfahren hat (so vor allem durch 
MoY, Eherecht der Christen, ßegensburg, 1833; Löning, Geschichte 
des Deutschen Kirchenrechtes. Straßburg 1878. II; Freisen, Ge- 
schichte des kanonischen Eherechtes. Tübingen 1888. S. 769 Ög.)^, 
andererseits die Ergebnisse dieser Forschungen in mannigfacher 
Hinsicht teils zur Berichtigung teils zur Ergänzung auffordern. 
JiloYS Buch muß als veraltet gelten und steht zudem bekannter- 
maßen auf einseitig konfessionellem Standpunkte, Löning, dem die 
Geschichte des deutschen Ehescheidungsrechtes viel verdankt, führt 
die Darstellung, den zeitlichen Grenzen seines Themas gemäß, nicht 
über die Merovinger hinaus, während gerade die Karolingerperiode 
für die Ausgestaltung der vorgratianischen Ehescheidung von 
prinzipaler Bedeutung ist, Freisens Werk endlich bringt wohl eine 
Fülle schätzenswerten Materiales, läßt jedoch einer korrekteren 
systematischen Verwertung desselben noch viel Baum. Insbesondere 
in dem Kapitel, das von den germanischen Volksrechten handelt, 
habe ich einen von der bisherigen Methode entschieden abweichenden 



* Feeisens Buch ist 1893 in „zweiter Ausgabe" erschienen. Diese zweite 
Ausgabe unterscheidet sich jedoch von der ersten nur durch die Beifügung 
eines Vorwortes, das den Artikel des Verf. im Archiv f. kathol. Kirchenrecht. 
LXVII. S. 369 flg. wiederholend die in dem Hauptwerk aufgestellte Kopulatheorie 
zurücknimmt. 



6 Vorwort. 

Weg verfolgen zu müssen geglaubt. Es geht, wie ich finde, nicht 
an, daß man die Ehescheidung der leges barbarorum ohne Bücksicht 
auf ihre zeitlich und örtlich so sehr verschiedene Entstehung be- 
trachtet und so ein gemeingermanisches Bild zu gewinnen suchte 
jedes Volksrecht muß uns einer individueUen Untersuchung wert 
^ erscheinen, welche von den besonderen Verhältnissen auszugehen 
hat, unter denen seine Aufzeichnung erfolgte. Wird bei solcher 
Methode die juristische Konstruktion auch auf manches Ergebnis 
verzichten müssen, so kann die historische Wahrheit daraus doch 
nur Gewinn ziehen. Was neben dem materiellen Ehescheidungs- 
rechte das Ehescheidungsverfahren anbetrifit, so besitzt dasselbe 
überhaupt noch keine zusammenhängende historische Darstellung \ 
und doch liegt meines Erachtens gerade im Verständnis dieser 
Entwickelung der Schlüssel verborgen, welcher uns die maßgebenden 
Gesichtspunkte der gesamten Wandlungen des abendländischen Ehe- 
scheidungsrechtes bis zum endgültigen Siege der kirchlichen Doktrin 
zu erschließen imstande ist. 

Leipzig, den 17. September 1894. 

Der Verfasser. 



' Eine kurze BetrachtuDg widmet demselben allerdings Esmein, Le mariage 
en droit canonique. Paris 1891. I. S. 1 flg., dieselbe erschien jedoch viel- 
fach ergänzungsbedürftig. 
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§ 1. Die urchrlstllchen Anschanungen fiber Ehescheidung' 
und das Recht der antiken Eultarstaaten. 

Die historische Phantasie vermag sich vielleicht kaum einen 
schärferen Gegensatz vorzustellen, als wie er zwischen den Lebens- 
anschauungen der urchristlichen Kirche und denjenigen ihrer heid- 
nischen Umgebung bestanden haben muss. Hier eine Kultur, welche 
bei dem völligen Bankerutt aller überkommenen religiösen Über- 
zeugungen dennoch die Götterverehrung der Vorzeit äußerlich fest- 
hält und den gänzlichen Verfall altvaterischer Zucht durch die 
Palliativmittel einer von keinem wahrhaft reformatorischen Gedanken 
getragenen Sittengesetzgebung abzuhelfen sich quält, dort eine Ge- 
meinde, die das Mittlerproblem, an dem die antike Philosophie Schiff- 
bruch gelitten, in dem gekreuzigten und auferstandenen Weltheiland 
endgültig gelöst findet und in der Persönlichkeit Christi zu gleicher 
Zeit ein sittliches Lebensideal aufstellt, wie es höher und reiner nicht 
gedacht werden kann. Auf selten des heidnischen Staates das rigo- 
rose Bestreben, jede Lebenskraft in seinen Dienst oder in denjenigen 
seines augenblicklichen Herrschers zu zwingen, auf christlicher Seite 
im Gegenteil eine im Keime immer vorhandene, durch die Ver- 
folgungen aber bald zum Prinzip gesteigerte Verachtung des Staates 
und seiner Aufgaben als ebenso vieler Hindernisse für die Vorberei- 
tung zum ewigen Leben. 

Es konnte nicht ausbleiben, daß diese Gegensätzlichkeit der 
religiösen und insbesondere der ethischen Lebensanschauungen sich 
in hervorragender Weise auf einem ßechtsgebiete geltend machte, 
dessen Gestaltungen überall und immer besonders geeignet gewesen 
sind, einen Wertmesser für das sittliche Niveau der Völker abzu- 
geben: auf dem Gebiete des Ehescheidungsrechtes. 

Die Eömer hatten in dieser Beziehung zur Zeit, als das Chri- 
stentum in die Erscheinung trat, bereits eine längere Eechtsent- 



10 Die urchristlichen Anschauungen 

Wickelung hinter sich. ^ Ehescheidungs- und Eheschließungsrecht 
hängen bei ihnen von alters her auf das engste zusammen: je nach 
der Form, in welcher die Ehe eingegangen war, entschied sich die 
Möglichkeit und die Form ihrer Scheidung. Neben der schwerfäl- 
ligen sakralrechtlichen Eheschließung durch confarreaiio entsteht die 
zivilrechtliche durch ooemtio: aus der dem Urzustände aUer uns be- 
kannten Kulturvölker angehörigen Eheschließung durch Frauenkauf 
hervorgegangen, läßt sie die Ehe durch einen Scheinkauf entstehen, 
als deren Objekt die manits über die Frau zu bezeichnen sein dürfte.* 
Ob bei der dritten Form der römischen Manusehe, der durch icsus 
begründeten, das Zustandekommen der Ehe selbst und der Manus- 
erwerb zeitlich auseinander fielen' oder ob die E2ie bis zum Zu- 
standekommen der eheherrlichen marms eine illegitime, die Frau daher 
im ersten Jahre ihres Zusammenlebens mit dem Manne nicht uxor, 
sondern nur tixoris hco war*, ist streitig und hier nicht näher zu 
untersuchen; es genügt, zu konstatieren, daß bei sämtlichen Formen 
der Manusehe, mochte dieselbe nun durch confarreaUo, durch coemtio 
oder durch itsus begründet sein, die Frau dem Manne gegenüber 
die rechtliche Stellung einer ßia familias erhielt.^ 

Demzufolge war bei dieser Ehe cum converäione in manum marüi 
das Scheidungsrecht, soweit es überhaupt Anerkennung fand, nur 
eine einseitige Befugnis des Mannes, die Frau durfte ihrerseits nicht 
die Initiative zur Scheidung ergreifen. Ob die Konfarreationsehe 



' Vgl. Wächter, Über Ehescheidungen bei den Bömem. Stuttgart 1822; 
Rein, Das Privatrecht und der Zivilprozeß der Römer. Leipzig 1858. S. 445 flg.; 
F. Walter, Geschichte des röm. Rechts. 3. Aufl. Bonn 1861. IL S. 128 flg.; 
ZmsHMAN, Das Eherecht der oriental. Kirche. Wien 1864. S. 4flg.; Püchta, 
Listitutionen. 10. Aufl. Bes. von Krüger. Leipzig 1893. IL S. 403 flg.; Kar- 
LOWA, Röm. Rechtsgeschichte. Leipzig 1892. IL S. 185 ff. — Die ältere sehr 
reichhaltige Litteratur findet sich vollständig angeführt bei Rein, a. a. 0. S. 446 
Anm. 2. 

' Vgl. Sehlinq, Die Unterscheidung der Verlöbnisse im kanon. Recht. 
Leipzig 1887. S. 2 Anm. 1. 

' Hierfür ist Rossbach, Untersuchungen über die röm. Ehe. Stuttgart 1853. 
S. 157. 

* Diese Ansicht verfechten ELarlowa, Die Formen der röm. Ehe und 
manus. Bonn 1868. S. 70; Küvtze, Exkurse über das röm. Recht 2. Aufl. 
1880. S. 594; Sehling, a. a. 0. S. 5. Blüntschu, Die verschiedenen Formen 
der röm. Ehe (im Schweiz. Museum für historische Wissenschaften L S. 26 1 flg.), 
geht so weit, das Verhältnis eine Art von Konkubinat zu nennen, was ELarlowa 
a. a. 0. Anm. 178 wohl mit Recht bestreitet, da dem Konkubinat die auf die 
Ehe gerichtete Absicht fehlt. 

* Gaitts, L § 110—113. 
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ursprünglich auch für den Mann schlechterdings unauflöslich war,^ 
wird sich bei der Unsicherheit des uns diesbezüglich Überlieferten 
nicht völlig ausser Zweifel stellen lassen, später bestand jedenfalls 
in der diffarreatio eine Scheidungsform auch für die konfarreierten 
Ehen. Bei der Koemtions- und der üsusehe dagegen hatte der Mann 
sicherlich wegen gewisser Vergehen der Frau, unter denen Ehebruch 
und Weintrinken hervorgehoben werden, die Scheidungsbefugnis,^ 
er mußte jedoch zu diesem Zwecke ein iudieium domesticum von 
Verwandten und Freunden berufen, dem auch Angehörige der Frau 
beizuwohnen hatten. Versäumte er diese Pflicht, so blieb zwar die 
Ehe gleichwohl geschieden, aber ihn selbst konnte empfindliche 
Strafe treffen, wie denn im Jahre 307 v. Chr. die Zensoren den 
L. Antonius aus dem Senate stießen, weil er sich, ohne das eonsi- 
lium amicorum anzuhören, von seiner Frau geschieden hatte.^ Die 
Scheidung selbst erfolgte durch den Mann in bestimmter Urteils- 
form, war die Ehe Koemtionsehe, so schloß sich hieran sofort die 
Entlassung der Frau aus der väterlichen Gewalt ihres bisherigen 
Gatten durch Kemanzipation,^ ob dies bei der Ususehe gleichfalls 
geschah,^ oder ob hier das Aufhören der manus ebenso wie ihr 
Beginn von den Grundsätzen der Verjährung abhängig war, ist nicht 
überliefert. Schon seit dem zweiten punischen Kriege aber scheint 
eine vierte Art der Ehe zu wachsender Bedeutung gelangt zu sein: 
das matrimonium sine conventione in manum mariti, bis dahin nur ein 
matrimoniv/m iuris gentium, wurde nunmehr als matrimonium iicstum, 



^ Die Gelehrten sind hierüber bis in die neueste Zeit noch zu keiner 
Einigung gekommen. Dieselbe ist darum so schwierig, weil die Angaben unserer 
beiden einzigen Gewährsmänner, des Plutarch (Rom. 22) und des Dionysius von 
Halikamaß (IL 25) einander zu widersprechen scheinen. Neuerdings hat 
ELarlowa, Rom. Rechtsgeschichte, es unternommen, beide Berichte in Überein- 
stimmung zu bringen, indem er das von Plutarch erwähnte Gesetz des Romulus, 
das dem Manne wegen bestimmter Verschuldungen der Frau die Scheidung 
gestattet, so auslegte, als ob damit nicht eine rechtliche Lösung der Ehe, 
sondern nur eine faktische Verstoßung gemeint sei. Ist aber eine durch Gesetz 
erlaubte faktische Verstoßung begrifflich etwas anderes als eine rechtliche 
Scheidung? 

* Gell. X. 23, 4: si vinum bibtt, si cum alieno viro prohri quid feeit. 
Vgl. Hasse im Rhein. Museum. 1828. S. 106 flg.; Puchta, Kleine zivilr. Schriften. 
1851. S. 169 flg. 

8 Val. Max. IT. 9, 2. 

* Ulpian, Fragm. XL 5; Festus s. v. remancipatam; Gaius, I. § 137. 

' Rein, a. a. 0. S. 456, hält es für wahrscheinlich, ebenso erklärt sich 
KuNTZE, Institutionen. Leipzig 1869. I. § 776, dafür. 
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14 Die urchristlichen Anschauungen 

des Griechen über seine Frau vereinigen lassen, war ihm doch 
sogar erlaubt dieselbe, ohne ihre Einwilligung einzuholen, durch 
Verfügung unter Lebenden ebensowohl wie von Todes wegen an 
einen Dritten zur Ehe zu überlassen.^ 

Endlich muß hier auch noch das mosaische Ehescheidungsrecht, 
wie es sich bis auf Christi Geburt entwickelt, eine kurze Erwähnung 
finden.^ Mos. V, 24 v. 1 gebietet: „Wenn jemand ein Weib nimmt 
und ehelicht sie und sie nicht Gnade findet vor seinen Augen, um 
etwa einer Unlust willen, so soll er einen Scheidebrief schreiben und 
ihr in die Hand geben und sie aus seinem Hause lassen." Die 
Scheidungsbefugnis war demnach auch bei den Israeliten nach 
mosaischem Gesetz auf selten des Mannes eine sehr freie, der 
.Ausdruck „um einer Unlust willen", wie Luther übersetzt, oder 
„um einer Unanständigkeit wiUen", wie sonst vielfach interpretiert 
wird, läßt sehr weitgehende Deutungen zu und hat sie thatsächlich 
erfahren, denn die Schule Hillels, der zur Zeit des Königs Herodes 
Synedrialfürst von Jerusalem war, lehrte, daß der Ehemann seine 
Frau entlassen könne, wenn die Unanständigkeit ihres Verhaltens 
auch nur in einem Verderbenlassen von Speisen bestanden hatte. 
Wie leicht im allgemeinen dem Manne die Scheidung gemacht war, 
geht auch aus dem Umstände hervor, daß nach der Rückkehr der 
Juden aus der babylonischen Gefangenschaft die Gesetzgebung, um 
die Scheu der Frauen gegen die ungewisse Zukunft der Ehe zu 
überwinden, sich zu der Verfügung veranlaßt sah, es müsse jeder 
Jungfrau und jeder Witwe, die sich verheirate, vom Bräutigam eine 
Eheverschreibung (Ketuba) ausgestellt und in derselben eine be- 
stimmte Geldsumme (200 Sus der Jungfrau, 100 Sus der Witwe) 
zugesichert werden. Für dies Kapital stand der Frau eine General- 
hypothek an sämtlichen Gütern des Mannes zu, und nach Auflösung 
der Ehe konnte sie Auszahlung desselben verlangen. Bei Ehebruch 
der Frau war noch zu Christi Zeit eine Scheidung imnötig, da die 
Sünderin samt ihrem Mitschuldigen von der Strafe der Steinigung 
betroffen wurde.^ 



* ^'JSiean joig avögourt Tag iavxüv ywaCxag higoig ixirctfil'Qeiv. (Syrian. et 
Sopat. in Hermogen. stat. 98 in: T^lfy, corp. iur. attici graece et latine. Pest 
und Leipzig 1868, s. v. divortium.) 

• Vgl. Frankel, Grundlinien des mos.-talmud. Eherechts. Breslau 1860. 
S. 42 flg. ; Sam. Meyee, Die Rechte der Israeliten, Athener und Römer. Leipzig 
1862—1866. II. S. 370 flg.; Düschak, Das mos.-talmud. Eherecht. Wien 1864. 
S. 83 flg.; Glasson, a. a. 0. S. 145 flg. 

»Mos. III, 20, 10. 
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So sehen wir also bei denjenigen drei Völkern, welche die Haupt- 
träger der antiken Kultur sind, bei Römern, Griechen und Juden 
zur Zeit des ersten Christentums eine zwar national verschieden 
modifizierte, dennoch aber im wesentlichen gleich weitgehende Be- 
fugnis des Mannes, seine rechtmäßige Gattin ohne Mitwirkung der 
staatlichen Behörde, lediglich durch Selbstscheidungsakt aus dem 
ehelichen Verhältnis zu entlassen. Bei den Römern, deren eherecht- 
liche Grundsätze übrigens auch auf die ihnen unterworfene hellenische 
Welt, schon bevor Cabacalla im Jahre 212 das römische Recht 
zum Weltrecht machte, naturgemäß bestimmenden Einfluß geübt 
haben, ist die Frau dem Manne in dieser Beziehung gleichgestellt, 
die Ehe ohne manus erlaubt auch ihr völlig willkürliche formlose 
Selbstscheidung. Allerdings trat gerade jetzt hierin eine Änderung 
ein: die von Augustus, wahrscheinlich im Jahre 18 v. Chr.^ er- 
lassene Ux Julia de adult&riis coercendis schrieb vor, daß fortan der- 
jenige Gattenteil, welcher sich scheiden wolle, dem anderen diese 
Absicht in Gegenwart von sieben Zeugen, die mündige römische 
Bürger sein sollten, erklären lassen müsse. Anderenfalls war die 
Scheidung ungültig. Keineswegs aber wurde durch die Einführung 
dieser Form eine staatliche Mitwirkung bei der Ehescheidung beab- 
sichtigt, dieselbe blieb vielmehr durchaus privater Rechtsakt der 
Beteiligten, und noch viel weniger dachte der Staat daran, die Ehe- 
scheidungsfreiheit nach der materiellen Seite hin zu beschränken. 
Die einzige Ausnahme bildet hiervon die Bestimmung der lex Julia 
et Papia Pqppaea aus dem Jahre 9 v. Chr., daß die Freigelassene 
sich nicht von ihrem Patron, wenn derselbe sie geehelicht, trennen 
dürfe,* doch gab es auch hier wieder nähere, das Verbot einschrän- 
kende Bestimmungen.^ Ein Unterschied bestand bezüglich der 
pekuniären Folgen der Scheidung, je nachdem für sie ein vom 
Gesetz anerkannter Grund vorlag oder nicht. Scheidung zufolge 
friedlicher Übereinkunft {divortium consensu) sowie einseitige Scheidung 
aus einem rechtmäßigen Grunde, ohne daß eine Verschuldung des 
entlassenen Gatten vorlag {divortium bona gratia) war durchaus erlaubt 
und hatte für keinen der sich Trennenden nachteilige Konsequenzen, 
bei willkürlicher Scheidung {r^mdium iniu^tunCf traf ihren Urheber, 
bei der durch Schuld des einen Teils, namentlich durch Ehebruch 



^ Vgl. Jobs, Die Ehegesetze des Augustus. Maxburg 1894. S. 36. 
M. 11 D. de divort. 24, 2. » Vgl. Wäohtee a. a. 0. S. 143 flg. 

* ?o genannt von den Ehetoren, z. B. Quintil., de instit. orator. VII, 4, 38. 
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veranlaßten Scheidung den Schuldigen Nachteil an Geld und Gut.^ 
Einen Zwang zur Wiederherstellung des ehelichen Lebens aber gab 
es nicht, die Scheidungsfreiheit war unbedingt anerkannt, und das 
bei Eingehung der Ehe abgeschlossene pactum ne liceat diveriere wurde 
von den Gerichten als ungültig behandelt.^ 

In die Mitte der durch dieses Ehescheidungsrecht geschaffenen 
Verhältnisse wurde das Christentum gestellt. Je enger daher die 
tiefe Entsittlichung der römisch-hellenistischen Welt mit dem Ver- 
fall der Heiligkeit des Ehe- und Familienlebens zusammenhing, desto 
energischer mußte die christliche Sittenlehre gerade in bezug auf 
das Ehescheidungsrecht zu strengen, teilweise sogar rigorosen An- 
schauungen gedrängt werden. Je leichter das weltliche Gesetz den 
Gatten ihre Trennung machte, desto eifriger mußten die Christen 
bestrebt sein, dies leichtfertige Auseinandergehen wenigstens für den 
Kreis der Gläubigen auszuschließen, die Ehescheidung womöglich 
ganz zu verbieten, vor allem aber den Kern des Übels, die völlige 
Freiheit der Geschiedenen, sich anderweitig wieder zu verheiraten, 
durch strenge Verbote zu treffen. 

Die Anhaltspunkte hierfür suchte und fand man in der heiligen 
Schrift. Hatte doch Christus selbst offenen Protest gegen die Laxheit 
der jüdischen Scheidung erhoben, indem er (Matth. 19, v. 8 — 9) den 
Pharisäern, die ihn auf die mosaischen Scheidungsvorschriften hin- 
wiesen, antwortete: „Moses hat euch erlaubet zu scheiden von euern 
Weibern, von eures Herzens Härtigkeit wegen; von Anbeginn aber 
ist es nicht also gewesen. Ich aber sage euch: Wer sich von seinem 
Weibe scheidet (es sei denn um der Hurerei willen) und freiet eine 
andere, der bricht die Ehe. Und wer die Abgeschiedene freiet, der 
bricht auch die Ehe." Paulus beschäftigt sich im ersten Korinther- 
brief ebenfalls mit dieser Frage und sagt mit direktem Hinweis auf 
Aussprüche Christi (Kap. 7, v. 10 — 11): „Den Ehelichen aber gebiete 
nicht ich, sondern der Herr, daß das Weib sich nicht scheide von 
dem Manne (so sie sich aber scheidet, daß sie ohne Ehe bleibe oder 
sich mit dem Manne versöhne) und daß der Mann das Weib nicht 
von sich lasse." 



* Ulp. VI, 13: marih mores puniuntur m ea quidem dote, qtiae ad diem 
reddi debei ita (ut) propter maiores mores (Ehebruch) praesentem reddaty prcp- 
ter minores senum mensum die, in ea autem, quae praesens reddi soht, tantum 
ex frtictibus iubetur reddere, quanium in illa dote, quae in triennio reddiiur, 
repensatio facit. Vgl. Rein, a. a. 0. S. 438 flg. 

* 1. 2. C. de inutil. stip. 8, 39: libera matrimonia esse antiquihis placuit, 
ideoque pacta, ne liceret divertere, non vahre. 



und das Recht der antiken Kulturstaaten. 17 

Bei Beurteilung der Worte Christi wird man sich gegenwärtig 
halten müssen, daß dieselben an jüdische Verhältnisse anknüpften. 
Die Pharisäer hatten die Frage an Christus gerichtet: „Ist es auch 
recht, daß sich ein Mann scheide von seinem Weibe um irgend einer 
Ursach?" Darauf antwortet der Herr: Im allgemeinen ist dem 
Manne die Ehescheidung untersagt, im Falle des Ehebruchs jedoch 
erlaubt. Die Ehe zwischen der unerlaubterweise Entlassenen und 
dem entlassenden Manne besteht weiter fort, wenn also dieser letz- 
tere sich anderweitig verheiratet, oder wenn ein dritter das ent- 
lassene Weib freit, so ist das der Bruch einer noch zu Eecht be- 
stehenden Ehe. Hierin liegt das völlig neue, dem bestehenden 
Rechtszustande der Römer und Griechen ebensowohl wie der Juden 
widersprechende und für die spätere Entwickelung so überaus wichtig 
gewordene Moment des Ausspruches Christi: während bei den antiken 
Kulturvölkern von einer Rückgängigmachung der ungerechtfertigten 
Scheidung niemals die Rede gewesen war, wird jetzt das Prinzip 
aufgestellt, daß eine widerrechtliche Entlassung überhaupt keine 
Trennung des Ehebandes bewirke, die Gatten sich also nach wie 
vor zu ehelicher Treue verpflichtet bleiben. Ob für den Fall, daß 
die Ehe wegen Hurerei der Frau geschieden wird, der Mann eine 
neue Ehe eingehen könne, sagt Christus nicht, es lag dazu für ihn 
auch kein Grund vor, da zu seiner Zeit die jüdische Ehebrecherin 
noch mit dem Tode bestraft wurde ^ und die Frage sich somit von 
selbst erledigte. Daß das Verbot willkürlicher Scheidung ebenso- 
wohl wie für den Mann auch für die Frau gelte, erwähnt die an- 
gezogene Bibelstelle zwar nicht ausdrücklich, es ist dies aber nach 
der Natur der Dinge selbstverständlich und geht überdies auch aus 
dem entsprechenden Bericht im Markusevangelium (Kap. 10, v. 11 
und 12) hervor. 

Paulus spricht zu Beginn unseres Citates ganz allgemein von 
^ dem für beide Geschlechter gleichmäßig geltenden Scheidungsverbote 
und vindiziert diesen seinen Worten die Autorität einer göttlichen 
Vorschrift. Der Nachsatz : „So sie sich aber scheidet, daß sie ohne 
Ehe bleibe oder sich mit dem Manne versöhne'' statuiert eine Aus- 
nahme von dem im Vorhergehenden erlassenen Verbote, es bleibt 
jedoch zweifelhaft, ob der Apostel unter dieser Ausnahme, wo die 
Scheidung erlaubt sein soll, gleich Christus nur den Fall des Ehe- 
bruchs versteht oder ob er auch bei anderen Verschuldungen die 
Trennung der Ehe nachzulassen gesonnen ist. Jedenfalls aber soll 



^ S. oben S. 14. 

(iKFFCKEN, Ehescheidung. 
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nach Paulus — und hierin liegt eine bedeutsame Fortbildung der 
Lehre Christi — die Scheidung niemals, also auch dann nicht, wenn 
sie gerechtfertigt ist, die Erlaubnis zu anderweiter Verheiratung in 
sich schließen, es soll vielmehr entweder die Trennung durch Ver- 
söhnung wieder rückgängig gemacht werden, oder, falls es dazu nicht 
kommt, auch der unschuldige Gatte verpflichtet sein, ehelos zu 
bleiben. 

Es ist nun interessant, zu beobachten, wie sich im Anschluß 
an diese beiden Bibelstellen die christliche Ehescheidungslehre der 
ersten Jahrhunderte entwickelt hat. Als Hauptübel des römischen 
Scheidungsrechtes mußte, wie schon erwähnt, den Christen die völlige 
Wiederverheiratungsfreiheit der auseinander gegangenen Gatten er- 
scheinen, denn in der hierdurch gegebenen Ungebundenheit lag der 
vornehmste Antrieb für die leichtfertige Scheidungspraxis selbst. War 
also erst insofern eine Besserung erreicht, als man dem Geschiedenen 
die Verwirklichung des Zweckes, zu dem er sich für gewöhnlich 
geschieden, unmöglich machte, so konnten die christlichen Prinzipien 
sich bereits eines bedeutenden Erfolges rühmen. Demgemäß betonen 
die ältesten Zeugnisse christlicher Ehescheidungsdoktrin in erster 
Linie das Paulinische Wieder verheiratungs verbot, während das von 
Christus in den Vordergrund gestellte Scheidungsverbot selbst weniger 
ausführlich berücksichtigt und die Beschränkung der Scheidungs- 
erlaubnis auf den Fall des Ehebruchs erst allmählich konsequent 
durchgeführt wird. 

Die älteste außerkanonische Quelle, welche sich mit dem Thema 
der Ehescheidung beschäftigt, ist der in der ersten Hälfte des zweiten 
Jahrhunderts entstandene Pastor des Hermas. ^ In dieser Schrift, 
welche während der christlichen Urzeit das größte Ansehen genoß, 
fragt der Verfasser den Engel, von dem er sich die verschiedensten 
Belehrungen erteilen läßt, unter anderem auch,^ ob ein Mann, dessen 
dem Christentum zugethane Frau sich des Ehebruchs schuldig mache, 
sündige, wenn er weiter mit ihr lebe. Die Antwort lautet: wenn 
der Mann um den Fehltritt der Frau wisse, und diese sich nicht 
bessere, so müsse der Mann sie entlassen, anderenfalls mache er 
sich selbst zum Mitschuldigen ihrer Sünde. Gleicherweise aber werde 
er zum Ehebrecher, falls er nach der Entlassung seiner ehebreche- 
rischen Frau ein anderes Weib heirate, er müsse vielmehr ledig 



* Hermae pastor graece add. lat vers. recent. e cod. Palat. rec. O. 
DE Gebhaedt et A. HARNAeE. Lips. 1877. 

* Mandat. IV, c. 1. (Gebhardt-Habnack a. a. 0. S. 78.) 
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bleiben, weil es sein könne, daß die Frau nach der Scheidung sich 
bessere, worauf dann der Mann verpflichtet sei, sich wieder mit ihr 
auszusöhnen. Bis hierher stimmt also der Pastor durchaus mit 
Paulus überein: ohne zu sagen, daß Ehescheidung nur nach er- 
folgtem Ehebruch möglich sei, greift er doch diesen Fall insonder- 
heit heraus, verpflichtet den Mann sogar zur Trennung von der 
ehebrecherischen Frau, verbietet ihm jedoch gleichzeitig anderweite 
Verheiratung. Nunmehr aber fährt Hermas fort: Diese Nachsicht 
gegen die Frau, welche ihm die Treue gebrochen, aber brauche der 
Mann nur einmal zu üben, ein erneuter Rückfall seines Weibes mache 
ihn von der Verpflichtung frei, sich mit ihr zu versöhnen: roTg yccg 
Sovkoig Tov &eov fierdvoiü kari fiia. Wenn es dann gleich darauf 
weiter heißt: Siä rrjv fierdvoiccv ovv ovx dtpniXsi yafmv 6 äviiQj so 
liegt der Schluß nahe, daß der Pastor des Hermas die anderweite 
Wiederverheiratung des wegen Ehebruchs sich scheidenden Gatten 
nicht absolut, sondern nur für die Zeit, wo noch begründete Hoff- 
nung auf Besserung des schuldigen Teiles bestand, verbieten wollte. ^ 
Scheut also Hermas offenbar vor der konsequenten Durchführung 
des Paulinischen Wiederverheiratungsverbotes auch flir den unschul- 
digen Teil noch zurück, so konnte es derartige Bedenken für den 
strengen Sinn eines TertuUian (gest. nach 220) ^ bereits nicht mehr 
geben. Er, der später, als er zur montanistischeif Lehre abgefallen 
war, sogar jede zweite Ehe für verwerflich erklärte, hat bereits in 
seiner orthodoxen Zeit unnachsichtlich den Satz verfochten, daß in 
keinem Falle der Ehescheidung einer der beiden Geschiedenen 



^ Man wird also Löning nicht ohne jede Einschränkung Kecht geben können, 
wenn er in seiner Geschichte des deutschen Rirchenrechtes II S. 607 meint, 
es fände sich aus den ersten drei Jahrhunderten kein Zeugnis dafiir, daß die 
Kirchs die Wiederverheiratung eines geschiedenen Gatten bei Lebzeiten des 
anderen Teiles für schriftgemäß gehalten hätte. Freisens Auffassung der 
Hermasstelle (Geschichte des kanonischen Eherechtes S. 770) kann vollends 
nicht befriedigen, seinen Zweifel, ob der von ihm nur nach der lateinischen 
Übersetzung citierte Passus ,yqtiod si dimiserit^ etc. auch für den Fall der 
Scheidung wegen Ehebruches zu verstehen sei, verstehe ich meinerseits nicht, 
klarer als Hermas es hier thut, kann man sich wohl kaum ausdrücken. Moy, 
Eherecht der Christen S. 11 flg. sucht diese Quellenstelle sogar ausdrücklich 
zum Beweise dafür auszunutzen, daß schon in der ältesten Kirche nur der 
Ehebruch als Scheidungsgrund gegolten habe, und die Wiederverheiratung zu 
Lebzeiten des ehebrecherischen Gatten auch dem unschuldigen Teile unbedingt 
versagt gewesen sei, zu diesem Zwecke mußte freilich die zweite, von der ein- 
maligen fieravout handelnde Hälfte der Hermasstelle bei Mot uncitiert bleiben. 

* Quinti Septimi Florentis TertuUiani quae supersunt omnia ed. F. Oehler. 
Lips. 1853. 54. 

2* 
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wieder heiraten dürfe. Sehr prägnant spricht er diese Ansicht in 
Kap. 12 seines Buches De patientia^ aus, wo es heißt: Ät enim cum 
omnem speoiem salutaris disdplinae guhernet (scü. patientia), quid mirum, 
quod etiam poenitentiae mimstrat, solita lapsis stibvenire, cum disiuncio 
matrimonio eao ea tarnen omcsa qua licet seu viro seu feminae ad vidui- 
tatis perseverantiam sustineri, haec expectat^ haec exoptat, haec exorat 
poenitentiam, quandoque inituris salutem ? Quantum boni utrique confert, 
aMerum adulterum non fadt, alterum em^ndat Deutlich sagt TertuUian 
hier, daß er nur einen Grund anerkenne, welcher auch für den 
Christen die Ehescheidung erlaubt mache, es ist klar, daß er damit, 
obgleich unser Citat es nicht ausdrücklich sagt, den Ehebruch meint. 
Aber für den Geschiedenen, sei er nun schuldig oder unschuldig an 
dem Grunde der Scheidung, bleibt nur die Möglichkeit der viduitati^s 
perseverantia, andernfalls würde er sich eines Ehebruches gegenüber 
dem anderen Gattenteile schuldig machen, dem er bis zu dessen Tod 
zur Wahrung der ehelichen Treue verpflichtet bleibt. Später, als 
Tertullian sich bereits den Montanisten angeschlossen, übernimmt 
er es in seiner Schrift De monogamia,^ die Unerlaubtheit jeder zweiten 
Ehe, auch derjenigen nach dem Tode des ersten Gatten, zu beweisen, 
und die Gründe, auf welche er sich dabei stützt, zeigen uns aufs 
deutlichste, daß zu seiner Zeit die christliche Ehescheidungsdoktrin 
die Wiederverheii^tung Geschiedener nicht erlaubte, während gleich- 
zeitig erhellt, daß TertuUians Beschränkung der Scheidungsgründe 
auf den Ehebruch keineswegs allgemein anerkannt war. Tertullian 
führt nämlich seinen orthodoxen Gegnern zu Gemüte, sie machten 
sich einer Inkonsequenz schuldig, indem sie verlangten, daß diejenige 
Frau, die von ihrem Gatten per discordiam et ira/m ei odium et causas 
eoru/m, iniv/riam vd contumeliam vel quamlibet querelam, et animo et 
corpore separata est, ihrem Manne oder vielmehr ihrem Feinde zu 
ehelicher Treue verpflichtet bleibe, während dagegen diejenige, welche 
ohne ein Verschulden des Mannes, infolge göttlicher Fügung durch 
seinen Tod von ihm getrennt sei, hierzu nach orthodoxer Ansicht 
nicht gezwungen werden dürfe, sondern die Erlaubnis habe, wieder 
zu heiraten. ' 

Zeigt also dieser Ausspruch TertuUians einerseits, daß der ge- 
schiedene Gatte sich nach damaliger christlicher Anschauung zu 
Lebzeiten des anderen Gatten nicht wieder verheiraten durfte, so 
geht aus ihm andererseits hervor, daß man neben dem Ehebruch 



* Oehler, a. a. 0. I. p. 608. 

« C. 10 (Oehler a. a. 0. I, p. 776). 
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auch Mißhandlungen und Beleidigungen für genügende Gründe der 
Trennung anzusehen gewohnt war. Allerdings gehen in dieser Be- 
ziehung die kirchlichen Autoritäten der vorkonstantinischen Zeit 
auseinander, wenigstens finden wir bei Klemens von Alexandria 
(gest. 220) das ausdrückliche Verbot, der Mann dürfe sein Weib 
nicht entlassen außer wegen Ehebruchs, und eine eheliche Verbin- 
dung mit einem der beiden auf diese Weise getrennten Teile sei 
ebenfalls ehebrecherisch.^ Auch Theophilus von Antiochia (gest. nach 
180) schließt sich dieser Ansicht an^, während Minutius Felix (gest. 
c. 200) zum montanistischen Standpunkt Tertullians neigt und gleich 
ihm überhaupt nur die erste Ehe als rechtmäßig anerkennt.^ Häufig 
bleiben übrigens die Aussprüche der Kirchenväter absichtlich oder 
unabsichtHch unklar und beschränken sich auf eine Paraphrase der 
betreffenden Bibelstellen, so bei Lactantius (gest. um 330)* und 
Cyprian (enthauptet 258).^ Ein sehr deutliches Bild der Sachlage 
jedoch gewährt uns Origenes (geb. um 185, gest. 254) in einer. Stelle 
seines Kommentars zum Matthäusevangelium.^ Nachdem er aus- 
einandergesetzt hat, daß im alten und auch im neuen Testamente 
vieles, was der auf dem höchsten und idealsten Standpunkte stehende 
Christ zu thun verschmähen werde, dennoch um der Schwachheit 
der Durchschnittsmenschen willen erlaubt worden sei, fährt er fort : 
ja sogar gegen die ausdrücklichen Gebote der Schrift hätten manche 
Kirchenvorsteher Weibern, deren Männer noch lebten, anderweit zu 
heiraten erlaubt, während doch geschrieben stehe: „ein Weib ist für 
die Lebenszeit ihres Mannes gebunden" und „wo sie nun bei einem 
anderen Manne ist, weil der Mann lebt, wird sie eine Ehebrecherin 
geheißen"; dennoch aber sei das Verfahren dieser Gemeindevorsteher 
nicht völlig zu verwerfen, denn um der Schwachheit des betreffenden 



* Stromall. 23 (Clementis Alexandrini opera ed. Gr. Dindobf. Oxonii 1869. 

II. p. 240): ort öe Y^^fieiv ri fQ^^h (Tv^ßovXevei ovde d<pliTjaax)'ai noxe xrjg avt^v- 
Ytag sniTQsnei äviütQvg vofiod-eTSi' ovx anolvaeig ywaiKa nlr^v et firj ini X6Y(i^ 
noQveiag' fioi/Blav öe fjf eiTai t6 eni^W^'' t^i^^o? x^meqov tav xexcoQKTfjievap, 

» Theophilus ad Autolycum (lib. III. ed. J. C. Th. Otto. Jenae 1861) üb. 

III. c. 13. im corp. apologet. Chfist. saec. sec. VIII. p. 220. 

8 In Octavio c. 35 (ed. C. Halm. Viennae 1867. p. 45): Ät nos pudorem 
non faeie sed mente praestamus : tmius matrimonii vinciUo lihenter inhaeremus. 
Cupiditatem procreandi aut v/naTVh seimus aut nullam. 

* Divin. Instit. lib. 6. c. 23 ed. Sam. Brandt, Pragae, Vindob., Lips. 1890. 
p. 564 flg. 

* De bono pudicitiae c. 5 (ed. Guil. Haetel, Vindob. 1868 flg. III. p. 16). 
— testimon. lib. III. c. 90 (Hartel a. a. 0. L p. 175). 

» Ed. LoMMATzscH. BcroL 1831 flg. III. p. 320. 
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Weibes willen hätten auch sie, damit Schlimmeres vermieden werde, 
die Strenge des göttlichen Gesetzes gemildert. Wir sehen demnach 
hier, wie einerseits prinzipiell an der Unauflöslichkeit der Ehe fest- 
gehalten wird, während andererseits die bedeutenden Schwierigkeiten 
erhellen, mit denen die praktische Durchführung dieser Vorschrift 
selbst im Kreise der Gläubigen zu kämpfen hatte. 

Und diese Schwierigkeiten mußten naturgemäß mit dem äußeren 
Wachstum der Eorche zunehmen. So macht sich denn auch bereits vor 
der förmlichen Anerkennung des Christentums durch Konstantin in der 
kirchlichen Konziliargesetzgebung ein Schwanken und teilweises 
Nachlassen der früheren Strenge bemerkbar. Zwar die Bestim- 
mungen der can. 8 und 9 des Konzils von Elvira (306)^ scheinen 
noch völlig auf dem alten rigorosen Standpimkt zu stehen, wenn 
sie besagen, daß die Frau, welche sich von ihrem Manne scheide 
und eine andere Heirat eingehe, bis zum Tode ihres ersten Gatten 
exkommuniziert sein solle, falls sie nicht selbst vorher tötlich er- 
kranke,^ habe sie jedoch ihren Mann ohne Grund verlassen, so dürfe 
sie nicht einmal auf dem Totenbette die Kommunion empfangen. 
Aber in auffallendem Gegensatze steht hierzu der can. 10 des wenig 
späteren Konzils von Arles (314); De his, qm comuges sucts in advMerio 
deprehendunt, et iidem sunt adolescentes fideles et prohihentur nvbere, pla- 
Guity ut in qiumtwm possit, consilium eis detur, ne viventibus uxoribtAs 
suis licet aduUeris alias acdperent.^ Nur noch in äußerst zurück- 
haltender Weise wird hier das Prinzip des Wiederverheiratimgsver- 
bots gewahrt, dagegen offen zugestanden, daß seine Verwirklichung, 
besonders gegenüber jungen Leuten, nicht ausnahmslos durchzusetzen 
sei, weshalb man sich auf Vermahnungen beschränken, kirchliche 
Zuchtmittel aber vermeiden müsse. Den Widerspruch zwischen den 
angeführten Beschlüssen von Elvira und Arles dadurch zu lösen, 
daß man annimmt, es zeige sich in ihnen eine Annäherung an das 



* Bbuns, canones apostol. et concilior. saec. IV — VII. Berol. 1839. IL p. 3. 

* LöNiNG, a. a. 0. S. 608, glaubt, das Konzil von Elvira habe die Frau 
nach dem Tode ihres Mannes wieder zum Abendmahl zugelassen wissen wollen, 
ohne die Auflösung der zweiten, gegen das kirchliche Verbot eingegangenen 
Ehe zu verlangen. Dem kann man zustimmen, ohne jedoch hierin eigentlich 
eine Konnivenz der Kirche erblicken zu müssen. Denn mit dem Tode des 
ersten Ehemannes wurde ja eben der Grund des Wiederverheiratungsverbotes 
hinfällig. Nur bei Lebzeiten des ersten Mannes war die Verbindung der Frau 
mit einem anderen ehebrecherisch, den Standpunkt aber, daß der Ehebruch 
eine spätere Ehe zwischen den Schuldigen unmöglich mache , hat die Kirche 
überhaupt erst sehr viel später, und auch dann nur bedingt, eingenommen. 

8 Beuns a. a. 0. IL S. 110. 
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römische, Mann und Frau nicht völlig gleich behandelnde Eheschei- 
dungsrecht, ^ erscheint ungerechtfertigt, gegen eine solche Verschie- 
denheit der Behandlungsweise von Mann und Frau hatte die Kirche 
vielmehr bisher stets geeifert, und der Gegensatz der Kanones von 
Elvira und von Arles erklärt sich zur Genüge aus den in verschie- 
denen Eeichsteilen verschiedenen provinziellen Praxis.^ Giebt doch 
ein Kanon, der in den Sammlungen als c. 24 des Konzils von Arles 
(314) angeführt wird, aber in Wirklichkeit wohl einem anderen 
arelatensischen Konzil angehört,' noch eine dritte Modifikation der 
kirchlichen Doktrin, indem er bestimmt, daß den Männern nach 
Möglichkeit die Wiederverheiratimg bei Lebzeiten der entlassenen 
Gattin verboten werden, der Übertreter dieses Verbotes aber mit 
dem Ausschluß vom Abendmahl bestraft werden solle. 

Was die Form der Ehescheidung anbetrifft, so hat das Christen- 
tum in dieser Beziehung während der in Kede stehenden Periode 
seiner Entwickelung keine Neuerung geschaffen. Schon aus den Aus- 
drücken, in welchen sich sämtliche Verbote und Einschränkungen 
der Scheidung bewegen, geht deutlich hervor, daß ein besonderer, 
unter kirchlichem Einfluß entstandener, unter Mitwirkung von kirch- 
Uchen Organen vorzunehmender Scheidungsakt nicht in Übung war, 
die Christen bedienten sich als römische Staatsbürger bei ihren 
Scheidungen der vom römischen Gesetze vorgeschriebenen Form: 
durch einen Beauftragten wurde die Scheidungsabsicht in Gegen- 
wart von sieben Zeugen verlautbart. Ein ausdrückliches Zeugnis 
ist uns hierfür in einer- Stelle des Justinus Martyr aufbewahrt,* wo 
er von einer Frau erzählt, die mit Einverständnis der kirchlichen 
Oberen beschließt, sich von ihrem in Ausschweifungen lebenden 



^ So Preisen a. a. 0. S. 771. Die von ihm angezogene Stelle 1. 1 C. ad 
leg. Jul. 9, 9 paßt übrigens nicht hierher, denn es handelt sich in ihr nur in- 
sofern um eine rechtliche Ungleichheit von Mann und Frau, als wohl dem 
ersteren, nicht aber der letzteren eine Strafklage wegen Ehebruchs zusteht, die 
Frage der Ehescheidungsbefugnis selbst, um die sich die Erörterung in den 
Konzilien von Elvira und Arles dreht, wird in der Kodexstelle nicht berührt 

• Elvira (Eliberis, Uliberis) liegt im südlichen Spanien, die Synode von 
306 war von 19, sämtlich spanischen Bischöfen besucht, stellt sich demnach als 
eine spanische Teilsynode dar, deren Aufstellungen nicht von vornherein als 
Zeugnis für die Praxis auch in den übrigen Beichsteilen verwertet werden dür- 
fen. Vgl. Hefele, Konziliengeschichte. Freiburg i/B. 1873 flg. I. S. 148. 149. 

' Vgl. Beuns a. a. 0. Anm. 7; Hefele a. a. 0. I, 216; Fäeisen a. a. 0. 
S 771. 

* Apolog. n. pro Christanis ad senatum Bomanum cap. II (ed. Otto. 
Jenae 1842. I. p. 284). 
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Manne zu trennen: kTteiSrj öi 6 ravrrjg ävijQ slg Tr}v !Ai.e^dvÖQetccv 
noQev&elg /«Aß^roircp« izQdcTxuv ccitfiyyiXß'ri, ÖTtcjg fiij xoivmvdg r&v 
dSixijfiäTCJV xal äaaßrjfjLÜrcQV yevrjrcci, fiivovaä hv rtj (Tv^vyi^ xcci 
öfioSiaiTog xal dfiöxoirog ysvofjLiifrj, t6 Xeyöfisvov tuq' vfiTv Q^novSiov 



§ 2. Staatliches und kirchliches Ehescheidungsrecht 
im rSmlsehen Kelche nach Anerkennung des Christentums. 

In der Zeit vor Anerkennung des Christentums als Staats- 
religion war das Verhältnis der christlichen Anschauungen über die 
Ehescheidung zum staatlichen Ehescheidungsrecht nur ein einseitiges 
gewesen. Die einschlägigen Lehren Christi, Pauli und der Kirchen- 
väter waren Ausflüsse der Opposition gegen die Laxheit der antiken 
ßechtsüberzeugungen. Während insonderheit das römische Recht 
die Ehe nur insofern für eine auf Lebenszeit eingegangene Verbin- 
dung hielt, als sie nicht auf bestimmte Zeit oder unter auflösenden 
Bedingungen abgeschlossen werden konnte, forderte die Kirche mit 
wachsender Konsequenz die völlige Unauflöslichkeit der Ehe und 
gestattete selbst für den Fall des Ehebruchs nur eine separatio quoad 
thorum et m&nsam, nicht aber eine Scheidung vom Bande. Auf die 
staatliche Gesetzgebung vermochte jedoch das Christentum in dieser 
Zeit, wo es im besten Falle geduldet, im schlimmsten blutig verfolgt 
wurde, naturgemäß nicht den geringsten Einfluß auszuüben. Hier 
blieb alles beim alten, das divoriittm bona gratia und das divortiimi 
eoniensu bestanden ohne alle Kechtsnachteile für die sich trennenden 
Gatten fort, das repudium initcsttmi und die wegen Verschuldung des 
einen Teils erfolgte Scheidung behielten ihre pekuniären Konsequenzen 
für den Schuldigen, führten jedoch keineswegs zur Wiederherstellung 
des ehelichen Lebens.^ 

In diesen Verhältnissen mußte nunmehr ein gewisser Umschwung 
eintreten. Das römische Recht konnte sich fortan nicht mehr völlig 
ablehnend gegenüber den Anschauungen der christlichen Kirche in- 
betreff der Ehescheidung verhalten, es mußte vielmehr in der Gesetz- 
gebung eine gewisse offizielle Rücksichtnahme auf die einschlägigen 
Lehren der Staatsreligion stattfinden. Dabei ist jedoch von vorn- 
herein hervorzuheben, daß dies bezüglich der Scheidungen, welche 
auf beiderseitiger Übereinkunft beruhten, bis zum Erlaß der Nov. 117 
nicht geschehen ist. Nach wie vor blieb das divortium oonsensu 



^ S. oben S. 15. 
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durchaus erlaubt, wie eine Konstitution des Anastasius beweist,^ 
zufolge welcher die Frau bei einer derartigen Scheidung bereits 
nach einem Jahre sich anderweit verehelichen durfte, während ihr 
dies in den anderen, gesetzlich verbotenen Fällen frühestens nach 
Ablauf von 5 Jahren erlaubt war. Selbst die Justinianische Novelle 22 
wiederholt noch (c. 18) die Erlaubnis der auf Übereinkunft beruhen- 
den Scheidung, während dann allerdings Nov. 117 c. 10 das divorHum 
consensu im allgemeinen verbot, ausgenommen nur den Fall, wo 
beide Teile ins Kloster gehen wollten. Aber schon Justinians Nach- 
folger, Justin n., mußte dies Verbot wieder zurücknehmen, da sich 
infolge desselben die Klagen über Nachstellungen und Giftmische- 
reien unter Ehegatten in Schrecken erregender Weise gehäuft hatten.^ 
Energischer griff die römische Kaisergesetzgebung auf dem 
Gebiete der einseitigen Ehescheidungen ein. Schon Konstantin 
erließ über diese Materie im Jahre 331 eine ausführliche, sehr ein- 
schneidende Konstitution.^ Darnach sollte ein repvdium iustum nicht 
mehr aus geringfügigen Ursachen [exquisitae cattsae) stattfinden können, 
vielmehr der Frau die Trennung nur gestattet sein, wenn ihr Gatte 
ein Mörder, Giftmischer oder sepuhri molator sei, dem Manne nur, 
falls seine Gattin sich des Ehebruchs, der Kuppelei oder der Gift- 
mischerei schuldig gemacht hätte. Wurde die Scheidung wegen 
anderer Vergehungen vorgenommen, so verlor die sich trennende 
Frau den Anspruch auf Rückerstattung ihrer dos und ward auf 
eine Insel transportiert, der Mann seinerseits mußte, falls er unrecht- 
mäßiger Weise die Scheidung vollzogen hatte, sofort die ganze dos 
ohne alle Retentionen herausgeben und durfte nicht wieder heiraten. 
Dies Recht wurde in der Folgezeit oft verändert. Julian der Ab- 
trünnige beseitigte die konstantinische Konstitution,^ Honorius und 
Konstantins beschränkten durch eine Verordnung vom Jahre 421 die 
willkürliche Ehescheidungsfreiheit wieder,^ Theodos II. stellte 439 
das alte Recht der heidnischen Kaiserzeit her, war jedoch bereits 
zehn Jahre später genötigt, eine neue Verordnung zu erlassen,^ in 
welcher er sich im allgemeinen die Ansichten Konstantins zu eigen 
machte, aber die Gründe des repuMimt itistwm bedeutend vermehrte. 
Außer Mord, Giftmischerei und Gräberzerstörung wurden jetzt auch 
Ehebruch, Staatsverrat, Betrug, Tempel-, Straßen- und Menschen- 



* L. 9. C. de repud. 5, 17. ^ j^^v. 140. 
' L. 1. C. Theod. de repud. 3, 16. 

* L. 2. C. Theod. de dotib. 3, 13. Vgl. Wächter a. a. 0. S. 202, 213. 

* L. 2. C. Theod. de repud. 3, 16. 
^ L. 8. C. de repud. 5, 17. 
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raub, Hehlerei, Viehdiebstahl, Lebensnachstellung, Mißhandlung und 
offenbare Schamlosigkeit auf selten des Mannes für Vergehen erklärt, 
infolge deren der Frau die Trennung freistand, der Mann anderer- 
seits sollte sich ungestraft scheiden können nicht nur, wenn seine 
Frau sich des Ehebruchs, der Giftmischerei oder der Kuppelei 
schuldig gemacht hatte, sondern auch wenn sie Gräber zerstört, 
Tempel- oder Menschenraub begangen, Straßenräuber beherbergt, 
Lebensnachstellung geübt habe, Mitwisserin von Staatsverrat gewesen 
sei, wider Willen ihres Mannes mit fremden Männern Zusammen- 
künfte gehabt oder ohne Grund außer dem Hause übernachtet, 
Hand an den Mann gelegt, an Fälschungen teilgenommen oder end- 
lich öffentliche Schaustellungen gegen das Verbot ihres Mannes be- 
sucht habe. Erfolgte die Trennung aus keinem dieser Gründe, so 
verlor die das Gesetz verletzende Frau die dos und die donatio ante 
nuptias, durfte innerhalb der nächsten 5 Jahre nicht heiraten und 
wurde infam, wenn sie es dennoch that; der sich willkürlich scheidende 
Mann mußte die dos herausgeben und verlor gleichzeitig die donatio 
ante nuptias. War die Scheidung aber gesetzmäßig, so erhielt die 
Frau die dos und a. n. donatio und hatte das Recht, nach einem 
Jahre wieder zu heiraten, der die Frau rechtmäßig entlassende 
Mann behielt dos und a. n. donatio und durfte sofort eine neue 
Ehe eingehen. 

Die Grundlagen dieser Gesetzgebung hat auch Justinian im 
wesentlichen beibehalten, jedoch seinerseits wiederum die Erlaubnis 
zur Scheidung ex rationabili caiisa gegen Theodos wesentlich be- 
schränkt. Nach Nov. 117^ darf der Mann sich trennen, wenn seine 
Frau um staatsverräterische Pläne weiß und dies dem Manne ver- 
heimlicht, wenn die Frau vom Manne wegen Ehebruchs angeklagt 
und verurteilt wird, wenn sie dem Manne nach dem Leben trachtet, 
wenn sie ohne seine Erlaubnis — ausgenommen bei ihren Eltern — 
übernachtet, wenn sie gegen seinen Willen öffentliche Schaustellungen 
besucht und wenn sie mit anderen Männern unerlaubten Umgang 
pflegt, insbesondere durch gemeinsames Baden. Die Frau hat die 
Befugnis sich von ihrem Manne loszusagen, wenn er an hochver- 
räterischen Plänen als Mitverschworener oder als Mitwisser teilnimmt, 
wenn er die Frau verkuppeln will, wenn er ihr nach dem Leben 
trachtet, wenn er wegen Ehebruchs mit einer verheirateten Frau ver- 
urteilt ist, wenn er seine Frau fälschlich des Ehebruchs angeklagt 
hat und endlich, wenn er in seinem eigenen Hause mit anderen 

* Cap. 8 u. 9. 
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Frauenspersonen unerlaubten Umgang pflegt. War die Scheidung 
ohne einen derartigen gültigen Grund herbeigeführt, so verlor die 
Frau, die sich trennte, die dos und wurde zu lebenslänglicher Ein- 
sperrung in ein Kloster verurteilt, der willkürlich zur Scheidung 
greifende Mann ging der donatio propter nuptias verlustig und mußte 
außerdem noch eine Strafe in Höhe eines Drittels dieser donatio 
bezahlen. 

Schließlich ist hier noch das divortium bona gratia^ die einseitige 
Scheidung aus. einem rechtmäßigen Grunde, der nicht in einem Ver- 
gehen bestand, zu besprechen. Schon Konstantin hatte der Frau 
erlaubt sich zu scheiden, wenn der Mann in den Krieg gezogen 
war und sie vier Jahre lang ohne Nachricht von sich gelassen hatte, ^ 
Justinian erhöhte diese Wartezeit zunächst auf 10 Jahre ^ und hob 
endlich die Scheidung aus diesem Gründe ganz auf.^ Dagegen blieb 
die Scheidungsbefugnis bestehen für den Fall der Impotenz, wobei 
jedoch nach Justinians Bestimmung eine Probezeit von zwei,* später 
von drei Jahren^ eingehalten werden sollte, ferner für den Fall, 
daß einer der Ehegatten das Keuschheitsgelübde ablegte^ und end- 
lich für den Fall der Gefangenschaft.^ 

Was die Form der Ehescheidung anbetrifft, so war früher all- 
gemein herrschende Ansicht, daß in diesem Zeiträume die münd- 
liche Ankündigung vor sieben Zeugen durch die Übersendung des 
Scheidebriefes abgelöst worden sei, und man stützte sich dabei haupt- 
sächlich auf das Reskript des Diokletian, welches uns in 1. 6 C- de 
repud. 5,17 aufbewahrt ist.® Jetzt ist jedoch überzeugend nach- 
gewiesen worden,® daß in der betreffenden Stelle die Übersendung 
des Scheidebriefes nicht als zur wesentlichen Form des Scheidungs- 
aktes gehörig betrachtet werden kann. Noch viel weniger aber kann 
von der Existenz eines Ehescheidungsprozesses im Sinne unseres 
heutigen Eherechtes während dieser Periode die Rede sein. Wohl 
konnte infolge der besprochenen kaiserlichen Konstitutionen, welche 
die Berechtigung der Auflösung des ehelichen Verhältnisses unter 
anderem auch vielfach von dem Vorhandensein bestimmter straf- 
rechtlicher Verschuldungen abhängig gemacht hatten, häufig der 



^ L. 7. C. de repud. 5, 17. * Nov. 22. c. 14. 

8 Nov. 117. c. 11. * L. 10. C. de repud. 5, 17. 

^ Nov. 22. c. 6. « Nov. 22. c. 5; 117. c. 12. 

7 Nov. 22. c. 7; 117. c. 12. 

^ Licet repudii libellus non fuerit traditus vel cognitus marito, dissolvitur 
mairimonium, 

» Von Schlesinger in der Zeitschr. f. ßechtsgesch. V. (1866) S. 203 flg. 
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Fall eintreten, daß eine gesetzlich berechtigte Ehescheidung erst 
nach Beendigung eines Prozesses vorgenommen werden konnte, aber 
den Inhalt des Urteils in diesem Prozeß bildete eben doch nur die 
Feststellung der Schuld des Angeklagten samt ihren eventuellen ge- 
setzlichen Folgen strafrechtlicher Natur, eine Klage auf staatlichen 
Vollzug der Ehescheidung jedoch gab es nicht, vielmehr blieb der 
Ehescheidungsakt selbst durchaus der Initiative des gekränkten 
Gattenteiles überlassen. Diese Thatsache, welche für das römisch- 
christliche Kaiserreich wohl kaum einer Anfechtung ausgesetzt werden 
dürfte, muß gerade um deswillen hier besonders betont werden, weil 
dieselbe Frage uns später noch einmal bei Besprechung der Ver- 
hältnisse in den auf römischem Boden gegründeten Germanenreichen 
beschäftigen wird. 

überhaupt glaubte ich die Entwickelung des Ehescheidungs- 
rechtes während der christlichen Kaiserzeit bis auf Justinian etwas 
ausführlicher darstellen zu sollen, nicht als ob in meinen obigen 
Ausführungen irgendwie bisher unbekanntes Material zu Tage ge- 
fordert wäre, sondern weil nur so das Maß des Einflusses richtig 
geschätzt werden kann, den die neue offizielle Religion auf die Gesetz- 
gebung des Staates während zweier Jahrhunderte gewonnen hatte. 
Riehen wir nunmehr das Facit dieser Erörterung, so werden wir 
sagen müssen, daß die römische Kaiserzeit von Kons'tantin bis 
Justinian wohl bis zu einem gewissen Grade den kirchlichen For- 
derungen entgegenkam, indem sie die Gründe rechtmäßiger Schei- 
dung wesentlich beschränkte und das divortium iniustum mit teil- 
weise recht harten Strafen belegte, daß sie sich dagegen die eigent- 
lichen Ehescheidungsprinzipien, wie sie das Christentum in der 
vorhergegangenen Epoche ausgebildet, keineswegs zu eigen machte. 
Die Scheidung ex communi consensu war noch zu Justinians Zeit 
gäng und gäbe, nachdem sie aber durch die Nov. 117 aufgehoben 
worden war, mußte Justin sie wieder erlauben.^ Ebensowenig wie 
die Scheidung auf Grund beiderseitiger Übereinkunft konnte die Auf- 
lösung der Ehe bona gratia vor der Strenge altchristlicher Sitten- 
lehre bestehen , und was endlich die Scheidungen ex rationcMli causa 
betrifft, so wurden sie von der Kirche sämtlich mit Ausnahme des 
Ehebruchs verworfen. Das Hauptübel vom religiösen Standpunkte aus 
aber lag nach wie vor in dem unverändert fortbestehenden prin- 
zipiellen Gegensatz der staatlichen und der kirchlichen Anschauungen 
über die Wiederverheiratungsbefugnis Geschiedener. Hatten die Ehe- 



' S. S. 25 Anm. 2. 
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gesetze der christlichen Kaiser bei Ehescheidungen ohne triftigen 
Grund dem schuldigen Teile die Erlaubnis zur Wiederverheiratung 
auch teils beschränkt, teils gänzlich entzogen, so blieb dem unschul- 
digen Teile doch jederzeit das Recht zu neuer Eheschließung ge- 
wahrt, war aber die Scheidung gar eommuni consensu oder bona 
gratia erfolgt, so war jedem der bisherigen Gatten die Eingehung 
einer anderweiten Ehe unverwehrt. Das Prinzip von der Unmöglich- 
keit der Scheidung einer christlichen Ehe dem Bande nach hat sich 
im christlich-römischen Eeiche in keiner Weise durchzusetzen ver- 
mocht. 

Und in der That scheinen denn auch selbst bedeutende Kirchen- 
väter dieser Epoche an dem Siege des altchristlichen Ehescheidungs- 
rechtes verzweifelt zu haben. Grundsätzlich zwar halten Ambrosius, 
Hieronymus und Augustin an dem streng kirchlichen Standpunkt 
fest. So sagt Ambrosius (gest. 397) in seiner Auslegung des Lukas- 
evangeliums ^: Pone^ si repudiata non mibat Et kaec vi/ro UM debuit 
displicerey cui adultero fidem servat? Pone, si nvbat Necessitatis iUms 
tuum crimen est: et coniitgium quod putas, aduUerium est. Quid enim 
refert, utrum id aperta criminis eonfessione, an mariti spede adulter ad- 
mittas; nisi quod graviu^ est legem criminis fedsse quam furtu/m? 
Hieronymus (gest 420) drückt sich sogar in seiner Schrift ad Aman- 
dum presbiterum sehr scharf aus : ^ Quamdiu vivit vir, licet adulter sit 
sive sodomita, licet flagitiis omnibus coopertus et ab uxore propter hanc 
scelera derelictus, maritu^ est reputatu^, cui alterum virwm accipere non 
licet. In gleichem Sinne ist die Stelle seines Kommentars zum 
Matthäusevangelium gehalten, wo es heißt :^ Ubicumque est igitur 
fomicatio et fomicationis su^spicio, libere uxor dimittitur. Et quia poterat 
acddere, ut aliquis calumniam faceret innocenti et ob secundam copulam 
nuptiarum veteri crimen impingeret, sie priorem dimittere iubetur uooorem, 
ut secundam prvma vivente non habeat. Endlich vertritt auch Augustin 
(354 — 430) die strenge altchristliche Anschauung, so besonders in 
der Schrift de coniugiis adulterinis II. Nr. 4, wo er sagt : ^ lAdte di- 
mittitur uxor ob causam fomicationis, sed manet vinciUum prioris. 
Propter quod fit reus adulteriij quicumqus duocerit dimissa/m ob causcmi 
fomicationis. 

Mit besonderer Konsequenz hält auch das Papsttum dieser Zeiten 



* Ed. D. A. B. Caillou. Paris 1838. V. (LVIII der coli. sei. sanct. 
eccl. patr. compl. exquisitiss. opp.) p. 347. 

* In c. 7. C. 32. qu. 7. 

3 Ed. Vallarsi ed. alt. Venet. 1766—1792. VII. p. 146. 

* Ed. Maubin. Paris 1837. VI. p. 686. 
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an der Ehescheidungsdoktrin der ürchristen fest. Hierher gehören 
die beiden Briefe Innozenz' I. an Exsuperius, Bischof von Toulouse,^ 
und an Viktrizius, Bischof von Ronen 2, während desselben Papstes 
Schreiben an Probus ^ nicht, wie Freisen annimmt^, die ünauflös- 
lichkeit der Ehe zu Lebzeiten beider Gatten betont, sondern den 
Fall der Gefangenschaft des Weibes behandelt und ausdrücklich sagt, 
daß darin kein divortium liege. Dasselbe sagt Leos I. Brief an 
Nizetas für den Fall der Gefangenschaft ode^ Verschollenheit des 
Mannes.^ 

Was aber half alle Strenge des Standpunktes, wenn es nicht 
gelang, demselben auch in der Praxis Anerkennung zu verschaffen? 
Was half es, wenn Augustin die Wiederverheiratung Geschiedener 
energisch verbot und doch gleichzeitig zugestehen mußte, daß es nur 
sehr wenige Frauen gäbe, die, nachdem sie zum ersten Male geschie- 
den worden seien, auf eine zweite Ehe verzichteten?® Sah sich doch 
selbst der durch seine Strenge ausgezeichnete Epiphanius von Kon- 
stantia (gest. 403) veranlaßt zu erklären, daß man solche Wieder- 
verheiratüngen aus Eücksicht auf die menschliche Schwäche zu 
dulden gezwungen sei.^ Noch bedenklicher freilich war es für die 
Sache der kirchlichen Anschauungen, wenn ein Mann wie Basilius 
der Große (gest 379) in seiner epistola ad Ämphüoehum^ auch den 
prinzipiellen Standpunkt nicht mehr bewahrte, sondern daran zwei- 
feln zu müssen glaubte, ob man ein Weib, das einem Manne bei- 
wohne, der von seiner Frau entlassen worden sei, eine Ehebrecherin 
nennen könne, selbst wenn die Scheidung wegen Ehebruches erfolgt 



^ Ad Exsuperium, episc. Tolosanum c. 6: Qui vero vel tixore vivente, qimm- 
vis dissoci^tum videatur esse eoniugium, ad aliam coptäam festinarunt, neqtie 
possunt adulieri non viderij in tantum^ ut etiam hae personae, quibus tales 

coniuncH sunt, etiam ipsae adulterittm eommisisse videantur Et ideo 

tales omnes a communione fidelium dbstinendos (Coustant, epist. Eom. pont. 
Parisiis 1721. p. 789; vgl. Jaff6, Reg. Pont. Rom. ed. sec. Lips. 1885. L p. 45); 
c. 4 desselben Briefes, aus dem Preisen herausliest, daß der Frau nicht das 
gleiche Maß des Anklagerechtes zugestanden werde gegen ihren ehebrüchigen 
Mann wie dem Manne gegen die ehebrecherische Frau, sagt im Gegenteil: 
Christiana religio adulterium in utroque sexu pari raiione condemnat Nur 
machen die Frauen seltener von ihrem Anklagerecht Grebrauch. 

* Ad Victricium episc. Rothomagensem c. 12 (Coustant, p. 746). 
^ Coustant, p. 909. 

* A. a. 0. S. 775. 

^ Leonis Maoni opera edd. Ballerini. Venet. 1753 — 1757. I. col. 1329 flg. 

* De coniug. adult. II, 17. 

^ Penarion 1. 59. c. 4 (ed. G. Dindorp. Lips. 1859. IL). 

^ Can. 9 (ed. Maur. III. 273 flg.). Vgl. Preisen a. a. O. S. 772 Anm. 5. 
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sei. Denn die Gewohnheit gebiete zwar den Frauen, auch ihre ehe- 
brecherischen und unzüchtigen Männer zu behalten, nicht aber um- 
gekehrt. An einer anderen Stelle sagt Basilius: canonem non hahemiis, 
qui efwm (d. h. den verheirateten Mann) adulterii crimini subiiciat, si 
in solutum a matrimonio peccatwm commissum sit,^ Auch die Bischöfe 
Hilarius von Poitiers (gest. 366) ^ und der heilige Chromatius von 
Aquileja (gest. c. 407)^ billigen die Wiederverheiratung des unschul- 
digen Teiles nach Auflösung der Ehe wegen Ehebruches. 

Schließlich ist es charakteristisch, daß nach dem Konzil von 
Arles, welches, wie wir sahen, bereits abwiegelte, keine Synode des 
ganzen vierten Jahrhunderts sich wieder mit den heiklen Fragen 
des Ehescheidungsrechtes beschäftigte^, erst im Jahre 407 ermannt 
sich das elfte Konzil von Karthago^, vermutlich unter Augustins 
Einfluß® zu dem Beschluß: Placuit, ut seoundum evangdicam et aposto- 
licam disdplinam neqtie dimissus ah uxore neqiie dimissa a warito alten 
coniungatur, sed ita permwneant, aut sibimet recondlientur, Qitod si con- 
tempserint, ad poenitentiam rediganiiir. Wie wenig sich aber die afri- 
kanischen Bischöfe zutrauten, diesen Beschluß durchführen zu können, 
so lange die weltliche Gesetzgebung ihn sich nicht zu eigen machte, 
zeigt der angefügte Schlußsatz des Kanons: In qica causa legem im- 
perialem petendum est promtdgari, ein Wunsch, dessen Erfüllung durch 
diö zwei Jahrzehnte später über Afrika hereinbrechende Völker- 
wanderung zunächst völlig aussichtslos wurde, der aber auch nach 
der Zerstörung des Vandalenreiches in der justinianischen Ehegesetz- 
gebung, wie bereits geschildert worden ist, keine Berücksichtigung 
gefunden hat. Auf altchristlichem Standpunkte steht wie in Afrika 



* C. 21. epist. II ad Amphilochum (ed. Maur. III. p. 292). 

* Comment. in Matth. c. 4 § 22 (ed. Maur. Veron. 1730. I. fol. 686). 

* Tract. IX. in S. Matth. evang. (ed. Gallandi, Biblioth. vet. patr. anti- 
quorumque Script, ecclesiast. Venet. 1788. VIII. fol. 344): Unde non ignorent, 
qttam grave apud Deum damnationis crimen ineurrant, qui per effrenaiam 
libidiwis voluptatem absque fomicationis causa dimissis tucoribus in alia volunt 
transire coniugia. . . . Sed sicuti ttxorem caste ac pure viventem dimittere fas 
non est, iia quoque adulteram dimittere permisstMn est, quia ipsa mariti con- 
sortii feeit se indignam, quae in corpus suum peecando Dei templum ausa est 
violare. Vgl. Löning, a. a. 0. S. 610. 

* Der can. 48 der canones apostolorum wiederholt allerdings das alte Ver- 
bot der Wiederverheiratung zu Lebzeiten des anderen Gatten. 

^ Bbüns, a. a. 0. I. S. 186. Hefele, a. a. O. IL S. 101, zählt diesen Kanon 
als 8. der 11. karthagischen* Synode vom 13. Juni d. J. 407 und verweist auf 
VAN Espen, Commentarius in canones p. 370 und corp. jur. can. c. 5 caus. 32 
qu. 7,wo er als vom Konzil von Mileve herrührend aus Isidor aufgenommen ist. 

® Vgl. Löning, a. a. 0. II. S. 611; Preisen, a. a. 0. S. 774. 



32 Die germanischen Volksrechte. 

das Konzil von Karthago in Gallien das Konzil von Angers (453),^ 
dessen c. 6 bestimmt, daß der Mann, welcher eine geschiedene Frau 
heirate, während deren erster Gatte noch lebe, aus der Kirchen- 
gemeinschaft auszuschließen sei. Dagegen bedeutet das Konzil von 
Vannes (465)^ einen Kückfall in die laxere Anschauung, indem es 
von dem allgemeinen Verbot der Wiederverheiratung ausdrücklich 
den Fall ausnimmt, wo die erste Ehe wegen Ehebruches geschieden 
worden ist. 

Während aber so die Kirche noch vergeblich kämpfte, inner- 
halb des römischen Eeiches ihren Anschauungen über die Eheschei- 
dung dauernde Erfolge zu erringen, waren bereits längst die Erben 
der Römer, die Germanen, auf den Schauplatz der Ereignisse ge- 
treten. Damit erwuchs dem Christentum die neue Aufgabe, seinen 
sittlichen Prinzipien und unter ihnen nicht in letzter Linie seinen 
Grundsätzen über Ehe und Ehescheidung, die das Römertum nur 
so unvollkommen rezipiert, dem Germanentum gegenüber Geltung 
zu verschaffen. 



§ 3. Die Ehescheidung der germanischen Yolksrechte. 

Hatte die christliche Ehescheidungsdoktrin im Römerreiche 
gegen die Zügellosigkeit einer überreifen und darum in Fäulnis 
übergegangenen Kultur zu kämpfen gehabt, so traten ihr bei den 
Germanen die Anschauungen eines völlig unverdorbenen Naturvolkes 
entgegen. Freilich machte diese Sachlage der Kirche ihre Aufgabe 
zunächst nicht leichter, denn wenn wir auch mit vrilligem Stolze 
der Erzählung des Tacitus, welcher uns das Familienleben unserer 
Vorfahren als rein und sittenstreng schildert, Glauben schenken, so 
bleibt doch sicher, daß die ältesten Anschauungen der Germanen 
über das Institut der Ehe und folgeweise auch über deren Schei- 
dung auf Grundsätzen beruhten, die zu den Prinzipien des Ur- 
christentums in diametralem Widerspruch standen.^ Die Ehe war 
bei den Germanen das Ergebnis eines Vertrages zwischen dem Manne 
und dem Muntwalt der Frau.^ Es kann kaum bezweifelt werden, 
daß die letztere bei diesem Vertrage ursprünglich nur als dessen 



* Bruns, IL S. 138. 2 Ebendaselbst S. 143. 

' Vgl. Labands Ausführungen über die rechtliche Natur der germanischen 
Ehe in seinem Aufsatz: Die rechtliche Stellung der Frauen im altrömischen 
und germanischen Eecht (Zeitschr. für Völkerpsychologie, herausgegeben von 
Lazarus und Steinthal. III. 1865) S. 137 flg. 

* Wilda, Strafrecht der Grermanen. Halle 1842. S. 800. 
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Objekt betrachtet wurde, der Mann erwarb an ihr durch den Braut- 
kauf (Äawp) Eigentumsrecht nicht anders als an irgend einem son- 
stigen toten oder lebendigen Vermögensstücke. ^ Dies erhellt meines 
Erachtens vor allem aus der völligen Freiheit, mit welcher der Gatte 
über sein Weib unter Lebenden oder von Todeswegen verfügen 
konnte.^ Aber auch nachdem allmählicher Kulturfortschritt hierin 
Wandel geschaffen, als aus dem Verkaufsrecht längst ein Bewilli- 
gungsrecht geworden, bleiben in dem Verhältnis der Ehegatten Züge 
erhalten, die auf den früheren Zustand hinweisen. Besonders beweis- 
kräftig dürfte in dieser Hinsicht die Thatsache sein, daß das ger- 
manische Recht einen Ehebruch des Mannes ursprünglich nicht kennt. 
Der Mann machte sich durch den fleischlichen Umgang mit anderen 
Weibern keines Unrechtes gegen seine eigene Ehefrau schuldig, diese 
hatte zwar ein Recht auf eheliches Zusammenleben, aber dasselbe 
war kein ausschließliches, ja häufig mußten sich Frauen es gefallen 
lassen, daß ihr Gatte neben ihnen noch eine regelrechte Konkubine 
hielt. Verging sich der Mann mit einer fremden Ehefrau, so wurde 
er allerdings straffällig, aber auch in diesem Falle nicht, weil er 
seinem Weibe die Treue gebrochen, sondern weil er in die Rechte 
eines anderen Ehemannes eingegriffen hatte.^ Um so härter wurde 
der Ehebruch der Frau geahndet, denn hierin sah das germanische 
Rechtsgefühl eine treulose Preisgabe der dem Ehemanne ausschließ- 
lich zustehenden Eigentumsrechte an seinem Weibe. In Sachsen, 
wo die altheidnischen Anschauungen sich bis zur gewaltsamen Be- 
kehrung durch Karl den Großen erhielten, wurde, wie Bonifacius 
berichtet, die Ehebrecherin mit bis zum Gürtel entblößten Leibe 
aus dem Hause ihres Mannes getrieben und von den Ehefrauen 
durch die Gassen der Dörfer gepeitscht, bis sie tot umsank.* Auch 
bei den übrigen germanischen Stämmen war für Ehebruch der Frau 
Todesstrafe festgesetzt.^ 

War also Ehebruch in ältester Zeit insofern kein Ehescheidungs- 



* Vgl. Brunnee, Rechtsgeschichte. I. S. 74. 

* Vgl. die zahlreichen Beispiele hierfür bei Wbinhold, Die deutschen Frauen 
in dem Mittelalter. 2. Aufl. Wien 1882. II. S. 10 flg. Dagegen will Dahn, 
Deutsche Geschichte. Grotha 1883. I. S. 255, nur das Mundium über die Frau, 
nicht diese selbst als Objekt des Kaufes angesehen wissen. 

3 WiLDA, a. a. 0. S. 821. 

* Bonifacius ad Aethilbaldum regem Mercionum. (Jaffa, Biblioth. rer. Germ. 
Berol. 1866. lU. p. 172.) 

* Vgl. Tacitus, Germania c. 19; Gbimm, Deutsche Rechtsaltertümer. G^t- 
tingen 1854. S. 454; Weinhold, a. a. 0. I. S. 306. 

Qbffokbn, Ehescheidang. 3 
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grund, als er dem Manne nicht als Vergehen an seiner Frau ange- 
rechnet wurde, beim Weibe jedoch dessen Tötung und somit zwar 
Auflösung der Ehe, aber keine eigentliche Scheidung herbeiführte, 
so ist der Eechtszustand , soweit wirkliche Scheidung in Frage 
kommt, für jene vor der Völkerwanderung liegenden Zeiten aus 
Mangel an Quellen nur vermutungsweise festzustellen. Insonderheit 
ist es fraglich, wie weit das sicherlich vorhanden gewesene einseitige 
Scheidungsrecht des Mannes sich erstreckt hat, die späteren Be- 
stimmungen des burgundischen, alamannischen und bairischen Volks- 
rechts ^ machen wahrscheinlich, daß hier eine grundsätzlich nicht 
eingeschränkte Willkür herrschte, die ihre thatsächlichen Grenzen 
nur an der Fähigkeit des Mannes fand, den Verwandten der von 
ihm entlassenen Frau die gesetzliche Buße für die gekränkte Fa- 
milienehre, zu zahlen. Als sicher darf man dagegen annehmen, daß 
es ein einseitiges Scheidungsrecht der Frau gemäß' ihrer abhängigen 
Stellung nicht gab, bestraft doch sogar noch die lex Burgundionum 
die Frau, welche sich von ihrem rechtmäßigen Manne trennt, mit 
dem Tode durch Ersticken im Sumpft Das später weit ver- 
breitete Eecht der Scheidung durch gegenseitige Übereinkunft scheint 
in diese ältere Zeit, welche der Frau derartige Verfügungsfreiheit 
wohl nur schwerlich einräumte, schlecht zu passen.^ Ebensowenig 
sind wir schließlich über die Form orientiert, in welcher die Schei- 
dung der ältesten Zeit vor sich ging, als sicher kann jedoch auch 
hier vermöge Schlusses von den Zuständen späterer Zeit angenommen 
werden, daß die Aufhebung des ehelichen Verhältnisses durch pri- 
vaten Akt der Beteiligten erfolgte, die thatsächliche Entlassung des 
Weibes durch den Mann war die Scheidung. 

Als dann die Germanen durch die Völkerwanderung mit dem 
Christentum in Berührung kamen und allmählich für dasselbe ge- 
wonnen wurden, nahmen sie es doch zunächst in einer Form an, 
welche wiederum nicht geeignet war, ihre Anschauungen über Ehe 
und Ehescheidung im Sinne der urchristlichen Doktrin zu modifi- 



* L. Burg. 34, 2; P. Alam. fr. III, 3; 1. Baiuw. c. 14. 
« L. Burg. 34, 1. 

* Quellenzeugnisse sind nicht vorhanden. Aus der späteren Existenz der 
Scheidung mit beiderseitiger Einwilligung schließen zu wollen, daß dies auch 
schon vor Einfuhrung des Christentums rechtens gewesen sein müsse (so Zöpfl, 
Deutsche Kechtsgeschichte. Braunschweig 1872. III. S. 37), scheint mir nicht 
begründet, denn es ist ebenso gut möglich, ja sogar wahrscheinlich, daß die 
germanische Scheidung infolge Übereinkunft auf römischrechtliche Einflüsse 
zurückfuhrt. Vgl. unten S. 43, 44 und 46. 
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zieren. Die im Vordergrund der historischen Ereignisse vor Grün- 
dung des Frankenreiches stehenden Germanenstämme waren anfäng- 
lich alle der Lehre des Aekts zugethan^ und hahen zum größeren 
Teil als Ärianer die Aufzeichnung ihrer Stammesrechte vorgenommen. 
Somit war für diese Kodifikationen eine Beeinflussung durch die 
eherechtlichen Anschauungen des römisch-orthodoxen Katholizismus 
von vornherein ausgeschlossen, der einheimische arianische Klerus 
aber befand sich in viel zu starker Abhängigkeit von der Staats- 
gewalt^, um ein zielbewußtes Eintreten für die altchristliche Ehe- 
scheidungsdoktrin mit Erfolg unternehmen zu können. Erst als dann 
bei diesen Stämmen der übertritt zur römisch-katholischen Lehre 
erfolgt, finden sich auch in ihren Rechtsaufzeichnungen die Anfänge 
einer Modifikation des altgermanischen Ehescheidungsrechtes durch 
christliche Anschauungen. 

Wenden wir uns nun der Einzelbesprechung dieser Volksrechte 
zu, so ist es in der lex Burgundionum der 34. Titel, welcher über 
die Ehescheidung handelt.^ Der Titel besteht aus zwei einander 
absolut fremden Teilen. Die äußerst rigorose Bestimmung des c. 1, 
welche die einseitige Scheidung der Frau mit dem Tode durch 
Ersticken im Sumpf belegt, fand schon soeben Erwähnung, hier 
liegt eine rein germanische Rechtsanschauung vor, die zu der Schei- 
dungsfreiheit, welche das römische Recht prinzipiell ebensowohl dem 
Weibe als dem Manne einräumte, in denkbar schärfstem Gegensatze 
steht. Auch der zweite Absatz des Titels geht von deutschrecht- 
lichen Gesichtspunkten aus: der Gatte, der seine Frau ohne Grund 
entläßt, hat ihr eine Entschädigung in Höhe der für sie entrichteten 
Brautkaufssumme und außerdem eine Strafe von 12 solidi zu zahlen. 
Entschieden römischrechtlichen Einfluß zeigt nun aber c. 3, in wel- 
chem dem Manne die Ehescheidung erlaubt wird, wenn er der Frau 



* Vgl. Pallmann, Geschichte der Völkerwanderung. Grotha 1863; Weimar 
1864. I. S. 66 flg.; S. 184 flg.; v. Wietebsheim, Greschichte der Völkerwande- 
rung. 2. Aufl. Bes. von Daun. Leipzig 1880—1881. I. S. 425 flg.; 11. S. 59, 60- 
Kuätz, Lehrbuch der Kirchengeschichte. 9. Aufl. Leipzig 1885. I. 2. Abt. S. 8. 
— Über den Arianismus speziell bei den Burgundern vgl. Binding, Das burg.- 
roman. Königreich. Leipzig 1868. L S. 40, 41, 125 flg.; speziell bei den West- 
goten: A. Helffebich, Der westgotische Arianismus und die spanische Ketzer- 
geschichte. Berlin 1860. S. 1 flg.; Bei den Ostgoten: Manso, Greschichte des 
ostgotischen Reiches in Italien. Breslau 1824. S. 141. 

^ Vgl. BiNDiNö, a. a. 0. S. 134. 

* Leges Burgundionum ed. L. R. de Salis in Mon. Germ. leg. sect. I. 
Tom.n, 1. Hannover 1892. 

3* 
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Ehebruch, Giftmischerei oder Gräberberaubung ^ nachweisen kann. 
Diese Stelle geht, wie schon Savigny gezeigt hat,^ auf die west- 
gotische Interpretation des eodex Theodosianus zurück, spricht jedoch, 
augenscheinlich noch in dem Bestreben, die Übereinstimmung mit 
c. 1 des Titels zu wahren, nur von den Fällen, wo dem Manne die 
Ehescheidung erlaubt ist und vertauscht dabei den Grund der Kup- 
pelei, der in der Interpretation neben Ehebruch und Giftmischerei 
dem Manne die Trennung erlaubt macht, mit dem der Gräber- 
beraubung, welchen die Interpretation unter den Verbrechen nennt, 
die der Frau die Ehescheidung gestatten. In völligem Widerspruch 
endlich zu c. 2 steht c. 4, denn hier wird angeordnet, daß ein Mann, 
der sich von seiner Gattin aus einem anderen Grunde als den in 
c. 3 angeführten scheiden wolle, sein Haus unter Zurücklassung 
seiner gesamten Habe verlassen müsse, die Frau erhält das Recht, 
sich im Verein mit ihren Söhnen des also frei gewordenen Ver- 
mögens zu bemächtigen. Diese Bestimmung läßt sich mit c. 2, wo, 
wie wir gesehen haben, dem Manne, der sich grundlos scheidet, nur 
eine Verpflichtung zu Schadensersatz und eine Geldstrafe auferlegt 
wird, schlechterdings nicht vereinigen. Auch c. 4 ist übrigens zwei- 
felsohne aus der westgotischen Interpretation des Theodosianischen 
Kodex geflossen, verändert jedoch trotzdem den Inhalt der dortigen 
Stelle^ erheblich. Denn in der Interpretation heißt es von dem 
Manne, der seine Frau ohne gesetzlich anerkannten Grund entläßt: 
dotem mvlieri restitttat et aHam dtioere non praesu/mat vacorem, Quod si 
forte tentaverit, habebit mulier liberam facultatem, quae innocens eiecta 
est, domv/m mariti sui atqus omnem ems stibstantiam sibimet vindicare. 
Quod dignosdtur ordinatum, ut etiam secundae tixoris dotem repudiata 
iniuste mulier ivheatur aequvrere. Der Grund, weshalb der verstoßenen 
Frau das gesamte Vermögen ihres früheren Gatten zufällt, ist also 
hier nicht schon, wie in der lex Burgundionum, die unrechtmäßige 
Scheidung selbst, sondern erst die nach einer solchen Scheidung 
untersagte, trotzdem aber eingegangene anderweite Ehe. Wie aber 
ist nun der Widerspruch zwischen c. 2 und c. 4 des 34. Titels der 
lex Burgundionum zu heben? Meines Erachtens nur durch Löninos 



* Sepuhrorwin violatto wird von Sohh, Trauung und Verlobung. Weimar 
1&76. S. 6 Anm. 9 mit maleficium (Giftmischerei) als Zauberei zusammengefaßt. 
Dagegen Löning, a. a. 0. S. 620 Anm. 3. Vgl. auch Wilda, a- a. 0. S. 975 flg- 

* Geschichte des röm. Rechts im Mittelalter. 2. Aufl. 1834. II. S. 6 
Anm. b. Vgl. auch Gtinoulhiao, des recueils de droit romain dans la Gaule etc. 
in der Bevue historique de droit fran^ais et ^tranger. 11. (1856) p. 552 flg* 

^ Lex Rom. Visigoth. ed. Haenbl. p. 94. 
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Annahme, daß wir es in c. 4 mit einem zeitKch späteren Gesetze 
zu thnn haben, das unter Einfluß kirchlicher Anschauung die Ehe- 
scheidung zu erschweren sucht. ^ Titel 34 des Burgundischen Volks- 
gesetzes gehört zu derjenigen Masse, welche zwischen 480 und 501 
entstanden sein muß,^ also zu einer Zeit, wo die Burgunder noch 
Arianer waren. Damals aber kann c. 4 des Titels schon deshalb 
nicht mit zur Aufzeichnung gelangt sein, weil es, wie wir soeben 
sahen, der westgotischen Interpretation des codex Theodosiantis ent- 
nommen ist, deren Redaktion erst im Jahre 506 vollendet wurde.* 
Dürfte also mit diesem Jahre die Zeit gegeben sein, in welcher 
c. 4 frühestens entstanden sein kann, so wäre es freilich für unsere 
Zwecke noch weit interessanter, auch einen terminus ad quem mit 
annähernder Sicherheit aufstellen zu können, weil dadurch auf die 
größere oder geringere Schnelligkeit Licht fiele, mit welcher die 
Kirche in dem seit Gundobads Tode (516) von einem römischkatho- 
lischen Könige regierten Reiche* Einfluß auf die Gesetzgebung über 
Ehescheidung gewann. Es scheinen jedoch für eine solche nähere 
Umgrenzung des Zeitraumes, innerhalb dessen c. 4 dem Titel 34 der 
lex Burgundionum angefügt worden ist, keine sicheren Anhaltspunkte 
vorhanden zu sein: der Umstand, daß das Konzil von Epaon im 
Jahre 517 die Ehescheidung nicht erwähnt, trotzdem es sich sonst 
auf das eingehendste mit eherechtlichen Materien beschäftigt, läßt 
dennoch nicht den Schluß zu, daß dieser Gegenstand damals schon 
eine befriedigende Erledigung im Sinne der Kirche durch den dem 
Volksgesetze beigefügten Zusatz gefunden hatte, denn, wie wir weiter 
unten noch sehen werden, haben auch die Franken, lange bevor sie 
auf die altchristliche Ehescheidungsdoktrin einzugehen anfingen, die 
Materie der Ehehindernisse gemäß den kirchlichen Forderungen 
gesetzgeberisch zu ordnen unternommen.« Dagegen gewinnt die 
vorhin erörterte Abänderung des Textes der westgotischen Inter- 



* A. a. 0. n. S. 619 Anm. 1. Eichhorns Versuch (Kechtsgeschichte. I. 
S. 3 18m), den Widerspruch durch die Annahme zu lösen, daß in c. 2 von kinder- 
loser Ehe die Kode ist, wird von Lönino mit Recht als verfehlt bezeichnet. 
Ebenso kann Schbödebs Hinweis (Geschichte des ehelichen Güterrechts in 
Deutschland. I. S. 175) auf das römische Recht als Quelle für c. 2 nicht für 
berechtigt gelten, vielmehr ist c. 4 aus römischem Recht geflossen, was keinen 
Widerspruch zu der Annahme bildet, daß dies unter kirchlichem Einfluß 
geschah. 

' Vgl. Bbunnee, Deutsche Rechtsgeschichte. I. (Leipzig 1887) S. 333 und 
334 Text und Anm. 7. 

^ Bbunneb, a. a. 0. S. 358. 

< Vgl. BiNPiNO, a. a. 0. S. 184, 185, 226 flg. * Siehe unten S. 54. 
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pretation durch ihren burgundischen Benutzer, wenn wir berück- 
sichtigen, daß dies offenbar unter kirchlichen Einflüssen geschah, 
noch eine besondere Bedeutung. Dem Manne nach erfolgter Schei- 
dung ausdrücklich die Möglichkeit einer neuen Ehe zu verschließen, 
traute sich die Geistlichkeit des Burgunderreiches noch nicht, allzu- 
sehr hätte eine solche Neuerung in die althergebrachten Anschauungen 
des Volkes eingegriffen, das einer erzwungenen Ehelosigkeit als etwas 
Unnatürlichem mit ganzer Energie widerstreben mußte; hatte doch 
auch c. 3 tit. 34 leg. Burg, die Wiederverheiratung nach gesetzlich 
gerechtfertigter Scheidung nicht verboten, also dem hier gewiß an- 
gebrachten argvmientum ex silentio zufolge erlaubt. Und die Kirche, 
unter deren Einfluß c. 4 dem tit. 34 beigefügt wurde, hat sicherlich 
genau gewußt, daß sie in der That durch die Änderung, welcher 
sie ihre Quelle unterwarf, nur gewann. Denn einmal blieb sie mit 
einer volkstümlichen Eechtsüberzeugung in Einklang, deren Be- 
seitigung ihr jetzt doch noch nicht geglückt wäre, und andererseits 
bedeutete das dem ursprünglichen römisch-westgotischen Gesetzestext 
völlig fremde, äußerst rigorose Scheidungsverbot, welches an Stelle 
des eliminierten Wiederverheiratungsverbotes trat, eine immerhin 
höchst wertvolle Anpassung des weltlichen Rechtes an die kirchliche 
Doktrin. Hatte diese letztere, gestützt auf den Ausspruch Christi 
Matth. 19, 8 — 9 (s. oben S. 16), von jeher das dem germanischen 
ebenso sehr wie dem römischen ßechtsbewußtsein widersprechende 
Prinzip verfochten, wonach eine ungerechtfertigte Scheidung über- 
haupt keine Scheidung und daher rückgängig zu machen sei, so war 
jetzt in der lex Bumgundiommi ein Paragraph vorhanden, der diesem 
Grundsatz zwar noch keine rechtliche Anerkennung verlieh, that- 
sächlich aber doch seine allmähliche Aufnahme in die Rechtsüber- 
zeugungen des Volkes vorbereiten mußte. Denn wenn nunmehr dem 
Manne für den Fall ungerechter Entlassung seines Weibes der Ver- 
lust seiner gesamten Existenzmittel angedroht wurde, so war ihm 
damit in der That eine ungesetzliche Scheidung unmöglich gemacht 
oder er war, falls die Auflösung der Ehe dennoch stattgefunden 
hatte, durch sein dringendstes Lebensbedürfiiis darauf hingewiesen, 
den übereilten Schritt womöglich wieder rückgängig zu machen. 

Weit anschaulicher aber noch als im burgundischen Volksrecht 
tritt uns der Einfluß der kirchlichen Grundsätze über die Eheschei- 
dung, wie er sich nach Annahme des athanasianischen Bekenntnisses 
bemerkbar macht, in der lex Visigothorum^ entgegen. Dies Gesetz 

* Leges Visigothorum antiquiores ed. K. Zeumer in Fontes iuris Germanici 
antiqui ex Mon. Germ, hist separat, editi. Hanno v. et Lips. 1894. 



Die germanischen Volksrechte. 39 

vollzieht von sämtlichen Volksrechten die entschiedenste Annäherung 
an den Standpunkt der altchristlichen Doktrin.^ Nicht zwar, wie 
auch hier wieder besonders betont werden muß, in der Frage der 
Wiederverheiratung geschiedener Gatten: die Frau, deren Mann 
unnatürliche Unzucht getrieben oder sie dem Ehebruch preisgegeben,^ 
soll völlige Freiheit haben, sich wieder zu verehelichen. Da anderer- 
seits bei erwiesenem Ehebruch der Frau diese samt ihrem Mit- 
schuldigen dem beleidigten Gatten zu willkürlicher Strafe übergeben 
wird (Hb. III. tit. IV. c. 3), der letztere auch, falls er das ehe- 
brecherische Paar tötet, nicht für einen Mörder angesehen werden 
soll (ib. c. 4), so wird diese Ahndung des adtUterium der Frau wohl 
die regelmäßige gewesen, und somit die Frage der Wiederverheira- 
tung des Mannes auch hier für gewöhnlich in einem Sinne gelöst 
worden sein, der den kirchlichen Grundsätzen sehr wenig entsprach. 
Dagegen wird den Forderungen des Christentums ein weitgehendes 
Entgegenkommen durch die Bestimmung bewiesen, daß die Frau 
nur wegen offenkundigen Ehebruchs verstoßen werden könne, ^ die 
Herübernahme anderer Gründe für die einseitige Scheidungsbefugnis 
des Mannes aus dem römischen Eecht, wie sie uns in der lex Bur- 
gtmdionum entgegentritt, ist vermieden. Auch das schon erwähnte 
Gesetz über die Wiederverheiratungsbefugnis der Frau bei Sodomie 
des Mannes zeigt insofern eine Rezeption christlicher Anschauungen, 
als hierdurch der Anfang mit der Aufstellung von Gründen ein- 
seitiger Scheidung auch für die Frau gemacht wird. Hier haben 
wir nicht mehr das alte, starre germanische Eecht, das in fleisch- 
lichen Sünden des verheirateten Mannes keine Verschuldung des- 
selben gegen seine Ehefrau zu finden vermag, das christliche Prinzip 
des gleichen Eechtes von Mann und Weib beginnt sich anzukün- 
digen, und bleibt auch die Scheidungsbefugnis der Frau auf die 
beiden FäUe, wo der Mann sie dem Ehebruch preisgegeben oder 



* Vgl. EsMEiN, le mariage en droit canonique. Paris 1891. I. p. 10, 11. 

* Lib. III. tit. VI. c. 2 (Zeumee, a. a. 0. S. 119, 120): si mtdieris 

maritus maseulorum eoncuMtor adprobatur aut eandem suam vaxyreni, ea no- 
knie, adttlteranda cuieumque viro dedisse vel permisisse eonvindtv/r j quia tale 
nefas fieri nequaquani inier ehristianos oportet, nvbendi mtäteri altert viro, si 
voluntas ems extiterit, nullatenus inlicitum erit. Vgl. auch lib. III. tit* V. c. 4 
(Zeüicer, a. a. 0. 115, 116). 

^ Lib. III. tit. VI. c. 2 (Zeumkr, a. a. 0. S. 118): ut ntdlus virorum ex- 
cepta manifesta fomieationis causa ttxorem suam aliguando relinquat et neque 
per testem nequ>e per scripturam sive sub quoeumque argumefito, fasere divor- 
ti/um inter se et suam eontugem audeat 
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selbst Sodomie getrieben hat, beschränkt, so ist damit doch der 
weiteren Entwickelung die Eichtung im christlichen Sinne vorge- 
schrieben. Die Erklärung für dies ganze, besonders in der sonst 
volksrechtlich nirgends vorkommenden Beschränkung der Scheidungs- 
befugnis des Mannes auf den Ehebruch der Frau dokumentierte 
Eingehen auf die kirchlichen Forderungen wird uns durch die ver- 
hältnismäßig späte Entstehungszeit der betreffenden Gesetzesstellen 
gegeben : sowohl die Bestimmung über das Wiederverheiratungsrecht 
der Frau bei widernatürlicher Unzucht des Mannes als diejenige 
über die Rechte des Mannes bei Ehebruch der Frau stammen von 
König Chindasuinth, der von 641 — 652 regierte, also zu einer Zeit, 
wo die Westgoten bereits seit zwei Menschenaltern dem katholischen 
Glaubensbekenntnis zugethan waren. Der Abschnitt aus der Antiqua 
Visigothorum, welcher sich ebenfalls mit der einseitigen Ehescheidung 
beschäftigt (lib. lEI. tit VI. c. l) handelt nur von den Rechtsfolgen 
der gerechten und der ungerechten* Scheidung, ohne zu sagen, wann 
das divortium mstum und wann es inmstvmi war. Daß jedoch im 
älteren Westgotenrecht gleichfalls eine größere Freiheit der ein- 
seitigen Scheidung durch den Mann bestanden hat als später infolge 
der Gesetzgebung Chindasuinths, ja daß diese größere Freiheit sogar 
seitens der Kirche ohne Widerspruch hingenommen wurde, zeigt 
can. 25 des Konzils von Agde (in der Provinz Languedoc), ^ welches 
im Herbst des Jahres 506 mit Erlaubnis des arianischen Königs 
Alarich 11. gefeiert wurde* ^ Denn hier ist nicht von dem später 
einzigen Scheidungsgrunde des Ehebruchs, sondern von caiLsae disddii 
im allgemeinen die Rede. 

Die im edicium Theodoriai^ vorliegende ostgotische Gesetzgebung 
über die Ehescheidung schließt sich, wie das die Natur dieses Gesetz- 
buchs als gemeinsame Rechtsquelle für Römer und Ostgoten mit 
sich bringt, eng an das Recht der kaiserlichen Konstitutionen an. 
Die einseitige Scheidung ist nur in den bereits sattsam erörterten 
Fällen erlaubt, dem Manne wegen Ehebruchs, Giftmischerei und 
Kuppelei des Weibes, der Frau wegen Mordes, Giftmischerei und 



^ Brtins, II. S. 151 ; Hefele, Konz. Gesch. II. S. 649 flg. 

' Wie Sdralek, Hinkmar v, Rheims kan. Gutachten über die Eheschei- 
dung des Königs Lothar II. Freiburg i. B. 1881. S. 110, dazu kommt, dies 
Konzil als eine „nationalfränkische Synode" zu bezeichnen, ist mir unerfind- 
lich. Die 31 unterzeichnenden Bischöfe sind bis auf drei Westgoten, zwei ge- 
hören dem weströmischen, ein einziger dem Frankenreiche an; Agde selbst ist 
im Jahre 506 eine westgotische Stadt. 

8 Mon. Germ. LL. V. p. 156, 157, 
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Gräberberaubung des Mannes. Seine eigene Ehe bricht der Mann 
durch außerehelichen Geschlechtsverkehr auch nach dem Edikt 
Theoderichs nicht, und wenn wir in cap. 38 lesen: Adtdteri vd 
aduUerae intra vudida convicti interitum non evadant, so können unter 
advMeri nur Männer verstanden sein, welche durch Schändung einer 
Ehefrau die Ehe des Gatten derselben brechen. Wäre diese Stelle 
dahin aufzufassen, daß auch beim Manne die Verletzung der seinem 
Weibe schuldigen ehelichen Treupflicht mit dem Tode bestraft 
werden soll, so hätten wir es hier mit einer dem germanischen und 
dem römischen Rechtsgefühl in gleichem Maße widersprechenden, 
ja selbst die rigorosesten kirchlichen Forderungen überschreitenden 
Bestimmung zu thun, und es wäre schwer zu erklären, warum denn 
der Frau für diesen Fall in cap. 54 nicht einmal das Recht der 
Scheidung eingeräumt wird, während es doch dem Manne des ehe- 
brecherischen Weibes ausdrücklich gewährleistet ist. Verstehen wir 
dagegen unter adtUteri die Verletzer der Hausehre eines anderen, so 
haben wir es hier mit einem ähnlichen Gesetz zu thun, wie wir es 
bereits bei den Westgoten fanden, wo das ehebrecherische Paar dem 
beleidigten Ehemanne zu willkürlicher Strafe ausgeliefert wird. 

über das Ehescheidungsrecht der Langobarden^ erfahren wir 
aus dem edictus Eothari (cap. 212. 213), daß der Mann, welcher seine 
Frau auf frischer That des Ehebruchs ertappt, sie und ihren Mit- 
schuldigen zu töten berechtigt ist, und daß der im Gericht des Ein- 
griflfs in die eheherrlichen Rechte eines anderen Überführte ebenfalls 
sein Leben verwirkt habe. Daß die gerichtlich wegen Ehebruchs ver- 
urteilte Frau die Todesstrafe zu erleiden hatte, sagt Liutprand 130 
mit Berufung auf das ältere Edikt.^ Der willkürlichen Strafe des 
Ehemannes wird die Frau nach Rothari 202 auch dann übergeben, 
wenn sie ihm nach dem Leben getrachtet hat. Das einseitige 
Scheidungsrecht des Mannes fällt also bei den Langobarden zur Zeit 
des edictus Bothari mit dessen Tötungsrecht zusammen. Doch hat 
auch die langobardische Frau damals bereits eine beschränkte Be- 
fugnis den Mann zu verlassen: falls er ihr durch unbegründete Be- 
schuldigung wegen eines peinlichen Verbrechens, insonderheit wegen 
Ehebruchs und Zauberei, oder auf andere Weise nach dem Leben 
trachtet, oder falls er sie dem Ehebruch preisgiebt.^ Stärker macht 
sich dann der inzwischen bei den anfangs arianischen Langobarden 



^ Leges Langob. ed. Blume Mon. Germ. LL. IV. 

' Vgl. OsENBRüGGEN, Strafr.d. Langobarden. SchaflFhausen 1863. S. 100.101, 

3 Ed. Roth. 195—197. Vgl. Sohm, Trauung. S, 6. Anm. U. 
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zu offizieller Anerkennung gelangte Katholizismus^ in cap. 6 der 
Yon Grimoald i. J. 668 dem edictm Bothari beigefügten Gesetze gel- 
tend: wenn der Mann, ohne daß seitens seiner Gattin eine ,culpa 
legitima' vorliegt, ein anderes Weib in sein Haus aufgenommen hat 
und ihr vorzieht, y,mimdio ems myUeris quam posiposmt, amittat; et 
si noluerit ad maritv/m suimi reverti, revertatur ad parentes sitos cum 
rebus suis et mundiwm^'. Also auch hier tauchen wieder, wie bei den 
Westgoten um die Zeit des Übertritts zur römischen Orthodoxie die 
ersten Spuren des christlichen Prinzips vom gleichen Recht des 
Mannes und des Weibes auf eheliche Treue in der weltlichen Ge- 
setzgebung auf. Freilich wagt sich der kirchliche Einfluß auch in 
dem Grimoaldschen Gesetz noch nicht mit voller Energie hervor: 
nur das ständige Halten eines Kebsweibes und die der Hausfrau 
dadurch fortgesetzt angethane Schmach berechtigt das Eheweib zur 
Scheidung, ja selbst in diesem Falle nimmt das Gesetz, wie cap. 8 
zeigt, als Eegel an, daß die Gattin mit dem reuig zu ihr zurück- 
kehrenden Manne die Ehe fortsetzt. Zu den Gründen, die den 
Ehegatten nach dem ed, BothaH 202. 212 und 213 zur Scheidung 
berechtigen und die Grim. c. 7 wiederholt, ist durch König Luit- 
prands Gesetzgebung (c. 121) der Fall hinzugefügt worden, wo die 
Frau sich unkeusche Berührungen von selten eines dritten gefallen 
läßt, denn wenn dem beleidigten Ehemanne auch ausdrücklich ver- 
boten wurde, die schuldige Frau um dieser Ursache wülen zu töten 
oder ihr eine Verstümmelung zuzufügen, so blieb ihm doch das Kecht 
durch Züchtigung oder Verkauf die ihm geschehene Unbill zu rächen; 
wählte er das letztere, so mußte dies unbedingt die Auflösung der 
Ehe zur Folge haben, welche mit einer Unfreien ^fortzusetzen der 
Mann nicht gezwungen werden konnte. 

Die in den Germanenreichen während der Völkerwanderung zur 
Entstehung gekommenen Uges Bomanae brauchen hier nur kurze 
Besprechung zu erfahren, denn ihre Bestimmungen über die Ehe- 
scheidung sind sämtlich aus der bereits vielfach erörterten römischen 
Kaisergesetzgebung entlehnt. Die lex Bomana Bm-gu/ndionum^ setzt 
in ihrem Titel 21 c. 1 fest, daß durch gegenseitige Übereinstimmung 
die Ehe geschieden werden könne. In c. 2 und 3 werden dann 
wieder die Fälle aufgezählt, in welchen dem Manne und in welchen 
der Frau die Scheidung erlaubt ist: der Mann darf die Ehe wegen 



* Rotharis (f 652) Nachfolger, Aribert, war der erste katholische Lango- 
bardenkönig. Vgl. KuBTz, a. a. 0. i. Abt. 2. S. 12. 
9 Ed. v. SAiis M. G. leg. sect I, 2. 1892. 
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Ehebruchs, Giftmischerei und Kuppelei der Gattin, das Weib wegen 
Mordes, Gräberberaubung und Giftmischerei des Gatten auflösen. 
Bei rechtmäßiger Scheidung erhält der unschuldige Gatte die donatio 
post nuptias, beziehungsweise die dos zurück. Die lex Bomana Visi- 
gotkorum^ wiederholt die Konstitution des Konstantin und diejenige 
des Honorius und Konstantins über die einseitigen Ehescheidungen 
(s. oben S. 25), das divortivm comrmmi consensu wird nicht erwähnt. 
Da übrigens die lex Visigothorum dem Br&oiarivmi ÄUmd derogiert 
hat — man ist nur nicht einig, ob dies bereits durch die Äntiqim 
Eekkareds oder erst durch die Gesetzgebung Kekkesuinths geschah^ 
— so hat die römische Bevölkerung des Westgotenreichs nach ver- 
hältnismäßig kurzer Frist die Ehescheidungsbestimmungen der kaiser- 
lichen Konstitutionen mit den ungleich strengeren des westgotischen 
Volksrechts vertauscht. 

Auffallen muß, daß von den gesamten bisher besprochenen 
Kechtsaufzeichnungen der Germanen nur die lex Romana Burgun- 
dionum und die lex Visigothorum die Scheidung auf Grund gegen- 
seitiger Übereinstimmung erwähnen: während die erstere diese Art 
der Auflösung des ehelichen Verhältnisses nach dem Vorbild des 
römischen Rechtes vollkommen freigiebt, erörtert die letztere aus- 
drücklich nur den Fall, wo einer der Gatten ins Kloster gehen will, 
und verlangt dafür Einwilligung sowie fernere Ehelosigkeit des 
anderen Teils ; hierin aber ist zugleich enthalten, daß es nach west- 
gotischem Eecht eine freiwillige Scheidung mit der Befugnis für 
beide Gatten sich anderweitig wieder zu verheiraten überhaupt nicht 
gab, denn es wäre eine seltsame Benachteiligung des Gatten einer 
ins Kloster tretenden Person gewesen, wenn ihm allein die Wieder- 
verheiratung verboten, Leuten, die sich aus anderen Gründen freiwillig 
schieden, aber gestattet gewesen sein sollte. Diese Rigorosität er- 
klärt sich für die lex Visigothorum zur Genüge aus dem besonders 
starken kirchlichen Einfluß, dem die westgotische Volksgesetzgebung 
über die Ehescheidung unterlag, woher aber kommt es, daß die 
übrigen Volksrechte derselben Zeit über die Scheidung auf Grund 
beiderseitiger Einwilligung schweigen? Meines Erachtens daher, weil 
diese Art der Scheidung dem germanischen Eechtsbewußtsein ursprüng- 
lich fremd war und ihm erst im Laufe des 7. Jahrhunderts, wahr- 
scheinlich durch Vermittelung römischer Kechtsanschauungen, ge- 



* Ed. Haenel 1849. 

' Vgl. Brünkes a. a. 0. S. 329. Text u. Anm. 40; Zeumeb, praefatio seinem 
Ausgabe XV. 
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läufig geworden ist: das erste Volksrecht, welches die freiwillige 
Scheidung ganz analog dem römischen divortium communi consensu 
gestattet, ist der seiner Entstehung nach in die erste Hälfte des 
7. Jahrhunderts fallende Pactus Alamannonmi^, die älteste Formel- 
sammlung, in der ujis ein „libellu/m- repudii^^^ für den Fall freiwilliger 
Scheidung aufbewahrt ist, sind die im letzten Viertel desselben 
Jahrhunderts redigierten und römisches mit fränkischem Kecht in 
eigentümlicher Mischung enthaltenden formulae Andegavenses,^ Auf 
römischen Einfluß weist auch hin, daß in dem libdlum repudii der For- 
mulae Turonenses die Eingangsworte: „Certis rebtis et prohatis causis 
inter maritum et uxorem repudiandi locus patet^^ der lex Bomana Visigo- 
thonmi entnommen sind. 

Soviel über die Ehescheidungsgesetzgebung, soweit sie in ger- 
manischen Eeichen zu einer Zeit entstanden ist, wo dieselben noch 
nationale Selbständigkeit besaßen, und daher in ihnen die legis- 
latorische Thätigkeit der Könige und des Volkes, soweit nicht kirch- 
liche Beeinflussung stattfand, völlige Unabhängigkeit bewahrte. 
Anders liegt die Sache bei denjenigen Volksrechten, welche erst 
aufgezeichnet wurden, als die betreffenden Stämme bereits dem fränki- 
schen Reiche einverleibt worden waren. Diese leges enthalten nämlich 
über die Ehescheidung teils nur sehr dürftige, teils aber überhaupt gar 
keine Nachrichten. Die Gründe hierfür scheinen bei den einzelnen 
in Frage kommenden Volksrechten verschiedener Natur zu sein. Was 
die zur Zeit des kraftvollen merovingischen Königtums entstandenen 
leges der salischen* und ribuarischen*^ Franken anbetrifft, so glaube 
ich ihr völliges Schweigen über die Ehescheidung in den höchst 
laxen Anschauungen begründet finden zu sollen, welche nach den 
Berichten eines Gregor von Tours und Fredegar bezüglich des Ehe- 
und Familienlebens während dieser Epoche rein äußerlichen Christen- 
tums gäng und gäbe waren.^ Nicht nur die Könige selbst verstießen 
gewohnheitsmäßig ihre Gemahlinnen, nachdem sie sich ihrer Mitgift 



^ Bbunneb, a. a. 0. S. 309. 

^ Ich behalte die vulgäre Form lihellumi anstatt des altlateinischen libeüus 
bei, da sie sich als Überschrift der Scheidungsformel in mehreren Sammlungen 
findet. 

^ Bbunneb, a. a. 0. S. 403. 404. 

* Bbunneb, a. a. 0. S. 302. *Ib. S. 306. 

® Auf denselben Grund tiefer Demoralisation von Staat und Kirche fuhrt 
Wassebsohleben (Bußordnungen der abendl. Kirche. Halle 1851. S. 4, 53) 
gewiß mit Kecht das vollkommene Fehlen von Bußordnungen im fränkischen 
Reiche bis zum 7, Jahrhundert zurück. Vgl. unten S. 62 Anm. 1. 



Die germanischen Volksrechte. 45 

bemächtigt,^ oder beleidigten sie durch den ständigen Verkehr mit 
einer Menge von Kebsweibern ,^ auch die Großen des Reichs ahmten 
den Herrschern nach: Fredegar berichtet, ohne sich im geringsten 
zu entrüsten, von einem edeln Franken, der bei seinem Tode 
12 Frauen, 22 Söhne und 15 Töchter hinterläßt' Unter solchen 
Umstanden konnte eine der Ehescheidung geltende gesetzgeberische 
Thätigkeit kaum in Frage kommen, da sie notwendig eine Beschrän- 
kung der herrschenden Ungebundenheit hätte bringen müssen, erst 
wenn Männer, die persönlich auf einem höheren sittlichen Stand- 
punkt standen, in die für die Leitung des Staates maßgebenden 
Stellen einrückten, konnte auch unter den Franken eine gesetzliche 
Regelung der Ehescheidung eintreten, erst dann konnte insonderheit 
die Kirche, welche bis zum Aufkommen der Pippiniden dem zügel- 
losen Treiben des Volkes und seiner Führer ziemlich machtlos 
gegenüberstand, begründete Hofl&iung fassen, daß auch ihren An- 
schauungen ein Einfluß auf diese Gesetzgebung eingeräumt werde. 
Diese Hebung des Niveaus der Sittlichkeit bereitet sich, wie schon 
angedeutet, mit dem Hervortreten der karolingischen Majordomus 
vor; noch zwar nimmt der Staat die Ordnung des Ehescheidungs- 
wesens nicht selbst in die Hand, aber dafür finden sich jetzt in der 
partikularen Gesetzgebung, in der lex Älamannorum und der lex 
Baiuwariorum, einzelne freilich recht dürftige Maßgaben über die 
Scheidung. Noch vor der Mitte des 8. Jahrhunderts aber beginnt 
die Reform des Ehescheidungsrechtes von Reichswegen, unter 
wachsendem Einflüsse der kirchlichen Prinzipien wird diese Rechts- 
materie in Gesetzen geregelt, welche für die gesamte Monarchie 
Geltung behaupten. Damit aber ist eine weitere stammesrechtliche 
Thätigkeit auf diesem Felde gleichzeitig ausgeschlossen, die Regelung 
des Ehescheidungswesens ist der Kompetenz des rechtsetzenden 
Einzelstammes entzogen und in diejenige des gesetzgebenden Reiches 
übergegangen. So erklärt sich das Schweigen des friesischen, sächsi- 
schen, thüringischen (/. Atiglorwn et Werinorum) und chamavischen 
Volksrechtes über die Ehescheidung. 

Was insbesondere noch die hierher gehörigen Bestimmungen 
der leges AJimtuinrwrum^ und Baiuwariorvmi^ angeht, so wird im 



* Fredegar lib. IV. c. 30 (Mon. Germ, script rer. Merov. 11. 132). 

* Gregor Turon. lib. IV. c. 25. 26. 28 (script. rer. Merov. I. 160 flg.). 
8 A. a. 0. c. 48. 

^ Leges Älamannorum ed. E. Lehmann in Mon. Germ. leg. sect I. leg. 
nat. Germ. V. p. I. 

^ Lex Baiuwariorum ed. Merkel in Mon. Germ. LL. UI. 183 flg. 
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alamannischen Volksrecht, wie schon erwähnt, die Scheidung auf 
Grund gegenseitiger Übereinkunft ausdrücklich erlaubt, und zwar 
ist dies in dem die spätere Satzung Lantfrids mindestens um ein 
Jahrhundert an Alter überragenden Padus Alamannorum der Fall. ^ 
Wenn oben versucht wurde, die freiwillige Scheidung der Germanen 
überhaupt auf die Eezeption römischer Eechtssätze zurückzuführen, 
so wird diese Annahme, was speziell das alamannische Volksrecht 
angeht, durch die geographische Lage des alten römischen Zehnt- 
landes und durch die Nähe von Rätien, das noch um die Mitte des 
9. Jahrhunderts eine lex Bomcma Ouriensis hervorbrachte, nur gestützt. 
Grundlose Scheidung von selten des Mannes hat für ihn nach ala- 
mannischem Recht eine Geldstrafe von 40 Solidi, den Verlust des 
Mundiums und des Eingebrachten der Frau zur Folge. ^ Mit der 
gleichen Strafe belegt die lex Bmuwariormn (c. 14) den Mann, der 
seine Frau sine cUiqtio mtio per invidiam verstößt, wann jedoch die 
Scheidung begründet war, sagt sie meines Erachtens ebenso wenig 
wie die lex Alamannorum (c. 52), und wenn man unter vitiwm aus- 
schließlich ein Verbrechen hat verstehen wollen, das die weibliche 
Ehre befleckt, also nur Ehebruch und was ihm gleichsteht,^ so 
dürfte sich hiergegen doch wohl einwenden lassen, daß das Wort 
Vitium an sich auch eine weitergehende sprachliche Deutung zuläßt, 
während es gleichzeitig auffallen müßte, wenn die Alamannen und 
Bayern ein so rigoroses Scheidungsrecht zu einer Zeit besessen 
hätten, wo sich in der fränkischen Keichsgesetzgebung kaum die 
ersten Anfänge einer Umkehr von dem alten überaus laxen Stand- 
punkte zeigen. Daß spätere bayrische Gesetze aus dem Ende des 
achten Jahrhunderts nur noch den Ehebruch als Grund der ein- 
seitigen Scheidung des Mannes kennen,* beweist nichts gegen die 
hier auseinander gesetzte Ansicht, denn damals war die kirchliche 
Doktrin den Angehörigen des Frankenreiches schon geläufig geworden. 
Es ist bisher nur vom materiellen Ehescheidungsrecht der Volks- 
rechte die Rede gewesen. Besonderes Interesse bietet jedoch auch 
die Frage, in welcher Form die Ehescheidung während des Zeit- 
alters der Völkerwanderung vor sich ging: zu dem Aufschluß, den 
uns hierüber die leges barbarorum zu geben imstande sind, treten als 
willkommene Ergänzung die verschiedenen „libella repudii" hinzu, 
welche sich in den Formelsammlungen des siebenten und achten 



* Fragm. III. c. 2. • Fragm. HI. c. 3. 

^ SoHM, Trauung S. 6; Löning a. a. 0. 11, 621. 

* Add. leg. Baiuw. IV. c. 17 (LL. m. 467). 
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Jahrhunderts Yorfinden. ^ Sie handehi sämtlich von dem Falle, wo 
die Scheidung auf Grund einer gegenseitigen Vereinbarung erfolgt 
und zeigen untereinander eine weitgehende Verwandtschaft, ihre 
Aufnahme in den überwiegenden Teil der uns überhaupt erhaltenen 
Formelsammlungen beweist, daß die Scheidung communi consensu, 
nachdem sie sich einmal bei den Germanen eingebürgert, bis min- 
destens zum Beginn des 9. Jahrhunderts im gesamten Frankenreiche 
erlaubt und somit gewiß auch nicht selten war. Der überein- 
stimmende Inhalt dieser libella repudii ist folgender: Da die beiden 
Ehegatten sich nicht vertragen können, so haben sie beschlossen aus 
einander zu gehen und vollführen diese Absicht hiermit durch Aus- 
tausch von zwei gleichlautenden Exemplaren der vorliegenden Ur- 
kunde in Gegenwart von Zeugen. Jeder Teil giebt dem anderen 
völlige Freiheit sich anderweit zu verheiraten und verzichtet bei 
festgesetzter Strafe auf jeden Anspruch gegenüber dem Vertrags- 
gegnei*. In den formvlae Salicae Merkdianae findet sich bei sonstiger 
Übereinstimmung insofern eine Abweichung von diesem Schema, als 
die Ehegatten ihren Willen sich zu scheiden persönlich an Gerichts- 
stätte vor dem Grafen und der Gerichtsgemeinde erklären. Das 
aber ändert nichts an der Thatsache, daß die Scheidung auf Grund 
gegenseitiger Übereinkunft stets und überall in Form der Selbst- 
scheidung erfolgte. Von einer Prüfung der Scheidungsgründe und 
einem demgemäß durch das Gericht gefundenen, die Scheidung zu- 
lassenden oder ablehnenden Urteil kann auch nach Nr. 18 der 
formiUae Salicae Merkdianae nicht die Rede sein, denn das fränkische 
Volksrecht jener Zeit ^ kannte kein gegen die Freiheit der Scheidung 
ex com/muni consensu gerichtetes Verbot, auf diesem Gebiete herrschte 
die private Willkür. Somit kann die Thätigkeit der Gerichts- 
gemeinde nur den Zweck haben, die formale Korrektheit des Selbst- 
scheidungsaktes zu konstatieren.^ 

Wie aber stand es mit dem Scheidungsakte, wenn einseitige 
Scheidung vorlag? War auch hier die Form der Selbstscheidung in 



^ Scheidungsformulare sind enthalten in den formulae Andegavenses No. 57 ; 
Marculfi lib. IL No. 30; Turonenses No. 19; Salicae Merkelianae No 18; Seno- 
nenses No. 47 (ed. Zeumeb in Mon. Germ. leg. sect. V. formulae). 

' No. 1 — 30 der formulae Salicae Merkelianae stammen aus der Zeit zwi- 
schen 750 und 770. Vgl. Bbunweb, Rgesch. I. 408. 

" Meine Ansicht steht also in der Mitte zwischen derjenigen Lökinos, 
welcher in Graf und Gerichtsgemeinde bloße Solennitätszeugen sieht (a. a. 0. 
S. 627. Anm. 1) und derjenigen Sohms, welcher gerichtliches Urteil annimmt 
(Trauung S. 7). 
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Geltung, oder konnte die Trennung der Ehe nur auf Grund eines 
richterlichen Urteiles erfolgen? Diese Frage ist zweifelsohne dahin 
zu beantworten, dass auch die einseitige Scheidung in Form der 
Selbstscheidung vor sich ging. Die leges Bomanae der Burgunder 
lind Westgoten, sowie des edictum Theodorid schließen sich in diesem 
Betracht ebenso eng an ihre römischen Vorlagen an, wie sie es be- 
züglich des materiellen Ehescheidungsrechtes gethan haben. Die drei 
Verbrechen, welche in ihnen allen als Gründe berechtigter einseitiger 
Scheidung aufgeführt werden (Ehebruch, Giftmischerei und Kuppelei 
beim Weibe, Mord, Gräberberaubung und Giftmischerei beim Manne) 
führen allerdings eine Klage herbei, dieselbe ist jedoch Straf klage, 
und das Urteil in dem so herbeigeführten Prozeß lautet nicht auf 
Ehescheidung, sondern auf peinliche Strafe für das begangene Ver- 
brechen. Wäre die Kognition des Richters bei erbrachtem Beweis 
einer zur Scheidung berechtigenden Strafthat auf den Ausspruch der 
Scheidung selbst gerichtet gewesen, so hätte sein Urteil in dem Falle, 
wo die Schuld des angeklagten Ehegatten nicht erwiesen wurde, um- 
gekehrt auf Abweisung des Scheidungsantrages lauten müssen. Hier- 
von aber kann deshalb keine Rede sein, weil es nach den leges Bo- 
manae der Völkerwanderung offenbar einen Zwang zur Fortsetzung 
des ehelichen Lebens nicht gab, und derjenige Gatte, welcher den 
anderen Gattenteil ohne gesetzlich anerkannten Grund entließ, hier- 
durch zwar Nachteile an Leib und Gut erlitt, aber falls er diese 
Konsequenzen auf sich nahm, dennoch für geschieden galt. Es wird 
somit die Berechtigung zur einseitigen Ehescheidung wohl gleich- 
zeitig mit und durch das Urteil im Strafprozeß konstatiert, aber 
diese Feststellung ist dennoch nicht das eigentliche Objekt des 
Urteils, und die Scheidung selbst ist ein außerhalb der Gerichts- 
verhandlung, selbständig von dem durch das Urteil hierzu berech- 
tigten Ehegatten vorgenommener Akt. In welcher Form dieser Akt 
erfolgte, sagen die kges Bomanae nicht, vermutlich ist aber auch in 
dieser Zeit noch die Form der lex Mia, vielleicht unter Bevorzugung 
der schriftlichen Anzeige des Scheidungswillens vor dessen münd- 
licher Verlautbarung, gebräuchlich gewesen. 

Die Form der einseitigen Scheidung in den germanischen 
Stammesrechten fußt auf denselben Grundsätzen wie diejenige der 
leges Romanae, Die Selbstscheidung ist in gleichem Maße echtrömisch 
und echtgermanisch. Hier wie dort kann der berechtigten Scheidung 
ein Strafprozeß vorausgehen, der die Schuld des angeklagten Ehe- 
gatten festzustellen hat. Hier wie dort ist aber mit dem verdammen- 
den Urteil nicht zugleich die Ehescheidung, sondern nur deren Be- 
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rechtigung ausgesprochen, es bleibt Sache des beleidigten Gatten, ob 
er nunmehr von seinem Scheidungsrecht Gebrauch machen oder ob 
er Verzeihung eintreten lassen will. Dies erhellt z. B. sehr deutlich 
aus dem westgotischen und langobardischen Volksrecht, wo dem 
Gatten, dessen Weib sich des Ehebruchs schuldig gemacht, nach 
gerichtlicher Feststellung des Thatbestandes das ehebrecherische 
Paar zu willkürlicher Rache ausgeliefert wird^: mag er seine Frau 
nun töten oder verstoßen oder endlich ihr verzeihen, immer ist es 
eine aus seiner willkürlichen Initiative hervorgehende That und 
nicht die Urteilsfällung des Gerichts, welche darüber entscheidet, 
ob die Ehe getrennt wird oder nicht. Auch der Wortlaut des cap. 3 
tit. 34 der lex Burgv/nd/Umum beweist dasselbe. Wenn es in dieser 
Stelle heißt: „/Si quis vero wcorem suam forte dimiUere volu^rit et ei 
potuerit vel unwm de his trilms criminibus adprobare, id est: adultermm, 
makfidum vel sepuhhranmi violatricein, dimittendi eam habeat Über am 
potestat&rn; et iudex in eam, sicut debet in criminosam, proferat ex lege 
sententiam^ so sehen wir deutlich die Thätigkeit des die Schuld fest- 
stellenden und die Strafe aussprechenden Gerichts von derjenigen 
des beleidigten Gatten, dem aus der Urteilsfällung die Befugnis zur 
Selbstscheidung erwächst, getrennt. Liegt dagegen einseitige Schei- 
dung oHiie rechtmäßigen Grund vor, so können hieraus für den 
schuldigen Teil zwar wiederum bedeutende Nachteile an Leib und 
Gut entstehen ,2 rückgängig aber wird die Scheidung darum doch 
nicht gemacht, und für ein gerichtliches Urteil, das die eigen- 
mächtige Auflösung der Ehe aufheben, die Wiederherstellung des 
ehelichen Lebens anordnen könnte, ist somit im System des germa- 
nischen Prozesses der Völkerwanderung kein Platz. ^ 

Die Kirche hat während dieses Zeitalters kaum einen nennens- 



* L. Visigoth. lib. III. tit VI. cap. 2 : si adulteram mariius dixerit fortasse 
redarguendam, iiixta legem aliam, ems publice seelere comprobato, a iudice sibi 
faciendi de ea qttod voluerit, sit Uli potestas. Vgl. ib. cap. 1; ed. Roth. 202, 
212, 213; Liutpr. 121 sowie das unten S. 69 citierte Capital. Olonnense v. J. 
822 (823). 

^ Daß diese Nachteile weit genug gehen konnten, um thatsächlich eine 
vom Gesetz gemißbilligte Scheidung unmöglich zu machen, ist bei Besprechung 
des c. 4 tit. 34 der lex Burgundiormm (oben S. 38 flg.) gezeigt worden. 

* 1. Visig. lib. III. tit VI. cap. 1: Gerte si maritus vacorem iniuste reli- 
querit, et donationem dotis amittat, quam ei contulerat^ eidem mulieri procul 
dubio profuturanij et de rebus eiusdem mulieris nihil se hoMturum esse cognoscat. 
Eine derartige Herausgabe der dos von selten des Mannes würde keinen Sinn 
haben, wenn man ein Urteil auf Wiederherstellung des ehelichen Lebens gekannt 
hätte. 

Gkffckbn, Ehescheidung. 4 
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werten Einßuß auf die Gestaltung des Scheidungsaktes ausgeübt 
Während es ihr beim materiellen Ehescheidungsrecht der germani- 
schen Stämme in größerem oder geringerem Maße gelang, wenigstens 
den Anfang einer Reform in ihrem Sinne zu machen, scheint eine 
irgendwie nachhaltige Einwirkung auf den Scheidungsakt selbst 
kirchlicherseits nicht unternommen worden zu sein. Einzig und 
allein das Konzil von Agde hat im Jahre 506^ den Versuch ge- 
macht, den Bischöfen eine gewisse Teilnahme am Akte der Schei- 
dung selbst zu vindizieren, aber gerade das gänzliche AUeinstehen 
von can. 25 des condlium Ägalhense in der geistlichen Gesetzgebung 
dieser Periode beweist mehr als zur Genüge, daß die Kirche von 
damals noch nicht zum vollen Bewußtsein der großen Wichtigkeit 
gelangt war, welche gerade die Beseitigung der Selbstscheidung 
und ihre Ersetzung durch ein unter Mitwirkung geistlicher Faktoren 
erlassenes Scheidungsurteil für die Umgestaltung auch des materiellen 
Scheidungsrechtes und somit für den vollständigen Sieg der kirch- 
lichen Ehescheidungsdoktrin haben mußte. Die große Bedeutung, 
welche wir dessen ungeachtet dem 25. Agathensischen Kanon zu- 
sprechen zu müssen glauben, beruht daher weniger auf dem gewiß 
nur geringen Einfluß, den er auf die Gestaltung des thatsächlichen 
Rechtszustandes der nächsten Folgezeit gewonnen hat, sondern viel- 
mehr auf der Autorität, die ihm sein ehrwürdiges Alter in einer 
späteren Zeit verlieh, als man sich von neuem anschickte, das von 
ihm zuerst ausgesprochene grundsätzliche Novum unter günstigeren 
Verhältnissen zu verwirklichen. Kanon 25 des Konzils von Agde 
lautet: Saeoulares, qui coniugale oonsorUum nuUa gramori culpa dimü- 
tunt vd etiam dimiserunt et nuüas cauaas discidii probabiliter prqponentes 
propterea stjba mairimonia dimiitunt, ut atU iUiüita atU dUena praesu- 
mant, si antequam apud episcopos comprovinGÜües discidii cattsas dixerint 
et pritisqumn ittdicio damnentur, vacores suas ahiecerint, a communione 
ecclesiae et sancto populi coetu pro eo, gutod fldem et coniitgia maculant, 
exclvdentur. Es wird also zu einer kirchlicherseits anzuerkennenden 
Scheidung außer dem Strafurteil des weltlichen Gerichts (ivdidum) 
die Kenntnisnahme der Scheidungsgründe seitens der geistlichen 
Behörde verlangt: wer ohne diesen beiden Erfordernissen zu ge- 
nügen, eigenmächtig sein Weib verstößt, wird exkommuniziert 
Fürwahr ein höchst interessanter Beleg für die Taktik der Kirche 
bei ihrem Kampfe um das Ehescheidungsrecht! 

Es ist bereits wiederholt auf die grundsätzliche Verschiedenheit 



» Bkuns II, 151. 
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hingewiesen worden, welche sowohl bei den antiken Kulturyölkem, 
als auch bei den Germanen zwischen dem Wesen des weltlichen und 
des kirchlichen Ehescheidungsverbotes obwaltet. Jenes belegt zwar 
die ungerechtfertigte Scheidung mit einer vindikativen Strafe, läßt 
sie jedoch, falls sie bereits vollzogen ist, trotzdem weiter zu Recht 
bestehen, dieses befiehlt die Exkommunikation desjenigen, der eine 
von der Kirche gemißbilligte Scheidung vollzieht, verhängt also über 
ihn eine wesentlich medizinale Strafe, die wieder aufgehoben wird, 
wenn der Sünder die ihm auferlegte Buße erfüllt. Da jedoch eine 
aufrichtige Buße in unserem Falle sinngemäß nur möglich ist, wenn 
die ungerechtfertigte Scheidung rückgängig gemacht wird, so operiert 
die Kirche hier mit einer lex pVus quam perfecta, d. h. einem Gesetz, 
das die Zuwiderhandlung bestraft und gleichzeitig für nichtig erklärt, 
während dem weltlichen Eichter nur eine lex minus qtmm perfecta 
zu Gebote steht, er also nur die Übertretung bestrafen, nicht aber 
den durch sie herbeigeführten Zustand redressieren kann. In dieser 
Sachlage ist die Erklärung der ganzen Geschichte des christiichen 
Ehescheidungsrechtes bis zum endgültigen Siege der kirchlichen 
Doktrin enthalten. Es wird augenfällig, daß bei einer so ins Innerste 
der Volksseele einschneidenden Neuerung, wie sie die VerwirkHchung 
des kirchlichen Ehescheidungsideals darstellte, alle Angriffe auf die 
altgewohnten Eechtsanschauungen ohne durchschlagenden Erfolg 
bleiben mußten, solange die Kirche noch die ausschließliche Juris- 
diktion des Staates in Ehescheidungssachen anerkannte: mochte die 
weltliche Gesetzgebung allmählich auch einzelnen Forderungen der 
Kirche auf dem Gebiete des materiellen Rechtes entgegengekommen 
sein, der Weg, dessen Endpunkt der definitive Erfolg des altchrist- 
lichen Scheidungsprinzipes war, wurde doch erst von dem Augenblick 
an betreten, wo es der Geistlichkeit gelang, auf den Scheidungsakt 
selbst Einfluß zu gewinnen. So stellt sich denn der can. 25 conc. 
Agath. als ein vereinzelter Versuch aus früher Zeit . dar, die Taktik 
der Kirche im Kampfe um das Ehescheidungsrecht zu ändern: an- 
statt, wie bisher, seine Thätigkeit nur auf den Versuch der Modi- 
fikation des staatKchen materiellen Rechts zu beschränken oder 
unabhängig von diesem in einzelnen konziliaren Kanones bestimmte 
Scheidungsgründe für unzulässig zu erklären, stellte man jetzt als 
Erfordernis jeder kirchlich gültigen Scheidung die Anzeige der Schei- 
dungsgründft an die Provinzialsynode auf und vindizierte sich folge- 
weise damit das Recht, falls diese Gründe vom kirchlichen Stand- 
punkte aus betrachtet nicht stichhaltig waren, die Auflösung der 
Ehe zu verbieten oder, falls sie bereits erfolgt war, rückgängig zu 
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machen. Hätte dieser Grundsatz — was sicherlich nicht geschah 
— sofort Anerkennung seitens des Staates gefunden, so hätte sich 
seihst zu jener Zeit, wo die Kirche unter vorläufigem Verzicht auf 
die Durchsetzung ihrer strengen Doktrin das Ehescheidungsrecht des 
Staates anerkannte, hieraus doch die unmittelbare Folge ergeben 
müssen, daß die vom weltlichen Recht für unzulässig erklärte Schei- 
dung durch kirchliche Zwangsmaßregeln rückgängig gemacht und 
damit eine Wirkung erzielt wurde, die dem weltlichen Gesetz durch- 
aus fern lag. Weit größer aber mußte die Bedeutung der Aner- 
kennung des Agathensischen Kanon durch den Staat werden, wenn 
die Kirche sich dereinst mächtig genug fühlen sollte, auf die strenge 
Ehescheidungsdoktrin der christlichen Urzeit zurückzukommen, denn 
dann konnte sie mit ganz anderen Mitteln, als bisher, ihre Ziele ver- 
folgen und unbekümmert um das laxere weltliche Recht in Sachen 
der Ehescheidung eine rigorose Disziplinargerichtsbarkeit ausüben, 
die ganz geeignet war, nicht nur mit der weltlichen Jurisdiktion zu 
konkurrieren, sondern sie auch völlig zu absorbieren. Thatsächlich 
ist denn auch can. 25 conc. Agath., der zur Zeit, als er formuliert 
wurde, nur die Bedeutung einer vorläufig ganz erfolglosen kirchlichen 
Prätension hatte, späterhin die kräftige Stütze einer Entwickelung 
geworden, die an Stelle des weltlichen Strafprozesses in Eheschei- 
dungssachen den geistlichen Ehescheidungsprozeß gesetzt hat.^ 



§ 4. Die Ehescheidung Im fränkischen Seiche. 

a) Das materielle EheBoheidungsrecht. 

Es ist bereits im vorigen Paragraphen darauf aufmerksam ge- 
macht worden, daß im fränkischen Reiche während der ersten Jahr- 
hunderte nach seiner Gründung dem Ehescheidungsrecht von seiten 
der weltlichen Gesetzgebung völlige Gleichgültigkeit entgegengebracht 
worden sein muß. Weder in den während dieser Epoche zur Ent- 
stehung gekommenen Volksrechten noch in den Königsgesetzen der- 
selben Zeit finden sich irgend welche auf unsere Materie bezüglichen 
Bestimmungen. Wir sind daher, was speziell die altfränkischen 
Eechtsanschauungen über Ehescheidung anbetrifft, eigentlich ohne 
jede irgendwie verbürgte Nachricht, aus Gregor von Tours ist flir 



* Schon Hincmar v. ßheims citiert in seinem Gutachten über das divor- 
tium Lothars und Teutbergens den can. 25 conc. Agath. mit Vorliebe, seit 
Kegino v. Prüm gehört er zum ständigen Rüstzeug der Kanonisten, bis er seine 
Verewigung im decretum Grratiani (C. 33. qu. 2. c. 1) findet. 
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die rechtliche Seite der Frage so gut wie nichts zu entnehmen, was 
er über Ehe und Familienleben seiner Zeit berichtet, ist wohl trefif- 
lieh geeignet als Material zur Sittengeschichte, weniger jedoch als 
Quelle der Eechtsgeschichte seines Volkes zu dienen, das einzige 
Mal, wo von ihm wirklich ein Ereignis berichtet wird, das uns 
rechtshistorischen Aufschluß zu geben vermöchte, sind die Betei- 
ligten offenbar Bömer und der Fall daher nicht in der uns hier 
erwünschten Weise zu verwerten.^ Kann selbstredend nicht bezweifelt 
werden, daß die Franken ebensowohl wie alle anderen germanischen 
Stämme, bevor sie maßgebend in die Weltgeschichte eingriffen, be- 
stimmte rechtliche Überzeugungen vom Wesen der Ehe, ihrer Ein- 
gehung und ihrer Auflösung gehabt haben, und können wir wenig- 
stens vermutungsweise aussprechen, daß dieselben wohl in ihren 
Grundzügen den allgemeinen Anschauungen der Germanen über diese 
Rechtsmaterie entsprochen haben werden,^ so scheint doch nach der 
Reichsgründung die wachsende Ungebundenheit und Verrohung der 
sittlichen Begriffe, wie sie aus den Schilderungen eines Gregor von 
Tours und Fredegar entgegentritt, diese Maximen überwuchert und 
vor allen Dingen bei einseitiger Scheidung des Mannes der indivi- 
duellen Willkür einen gänzlich unbegrenzten Spielraum gelassen zu 
haben. Die Kirche aber stand diesem Treiben verhältnismäßig ohn- 
mächtig gegenüber, die starke Abhängigkeit, in der sie sich gerade 
im Frankenreiche von der Staatsgewalt befand, zwang sie zur äußer- 
sten Vorsicht in allen Fragen, bei denen die Forderung strenger 
Disziplin geeignet sein mußte, an maßgebender Stelle übel vermerkt 
zu werden, und so hat sich denn die Energie der kirchlichen Arbeit 
während dieser Periode entschieden von der Ehescheidung abgewandt, 
um sich in erster Linie dem Kampf für die Einführung der römischen 



^ Greg. Tur. lib. 10. c. 8: Tetradia, die ihren Gatten, den Grafen Eulalius, 
wegen ehelicher Untreue und erlittener Mißhandlungen verläßt, mit dem Herzog 
Bonifacius eine andere Ehe eingeht und Kinder mit ihm erzeugt, wird durch 
ein Schiedsgericht (vgl. über diesen Charakter des „sinodtis^^ Löning a. a. 0. 
S. 616 Anm. 2) von Bischöfen und angesehenen Männern verurteilt, das Vier- 
fache der dem Eulalius bei ihrer Flucht entwendeten Sachen zu erstatten; ihre 
Kinder mit Desiderius sollen nicht für ehelich gelten, sie aber, wenn sie be- 
sagten Ersatz leistet, Erlaubnis haben, an den Wohnsitz ihres Vaters (Clermont) 
zurückzukehren und dessen Güter ungeschmälert zu besitzen. — Drei andere 
von Gregor berichtete Fälle, in denen es sich um eine Anklage wegen Ehe- 
bruchs handelt (lib. in glor. martyr. 68. 69; bist. Franc. V, 32) spielen auf 
burgundischem Boden. Vgl. unten S. 68. Anm. 3 a. E. 

' In dem bist. Franc. VI, 36 erzählten Falle wird die Schuldige von der 
Sippe des Ehemannes ohne gerichtliches Urteil verbrannt. 
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Lehre vom Ehehindernis der Verwandtschaft zu -widmen: während 
hierüber in den fränkischen Konzilien des 6. Jahrhunderts eingehende 
Bestimmungen getroffen werden,^ steht der can. 11 des zweiten 
Konzils von Orleans (533),2 welcher die Auflösung von Ehen wegen 
Krankheit des einen Gatten bei Strafe der Exkommunikation ver- 
bietet, ganz für sich allein. Aus dem 7. Jahrhundert hören wir sodann 
von einer Synode zu Nantes (658?)^, ihr werden von einigen 
Forschem vermutungsweise 20 Kanones zugeschrieben, deren zwölfte 
einschärft, daß wenn ein Gatte Ehebruch begangen habe, der andere 
Gatte sich wohl von ihm trennen, nicht aber zu seinen Lebzeiten 
wieder anderweitig verheiraten dürfe. Da jedoch die erwähnten 
Kanones in sämtlichen Konziliensammlungen einem concilium Namne- 
tense am Ende des 9. Jahrhunderts zugewiesen werden, wohin jeden- 
falls Kanon 12 inhaltlich sehr gut paßt, so kann der Hinweis, daß 
hier ein Zeugnis für die Aufrechterhaltung der strengen Ehe- 
scheidungsdoktrin durch die Kirche des 7. Jahrhunderts vorliege, 
nicht als einwandsfrei angesehen werden. Auch die englische Synode 
von Hereford (673)* und die spanisch- westgotische von Toledo (681),^ 
welche beide die Scheidung auf den Fall des Ehebruchs beschränken 
und eine Wiederverheiratung der Geschiedenen vor dem Tode des 
einen der früheren Gatten verbieten, können, da ihre uns hier 
intei*essierenden Bestimmungen nicht in die fränkischen Kanones- 
sammlungen übergegangen sind, auf das Ehescheidungsrecht im 
Frankenreiche zunächst keinen Einfluß ausgeübt haben. Und so 
werden wir uns denn dahin bescheiden müssen, daß im Merovinger- 
reiche die Römer, die Burgunder und die diesseits der Pyrenäen 
wohnenden Westgoten nach einem Ehescheidungsrechte lebten, das 
uns in seinen Grundzügen bekannt ist und im vorigen Paragraphen 
Darstellung gefunden hat, daß wir jedoch vom Ehescheidungsrecht 
der übrigen im fränkischen Gesamtreich unter merovingischer Herr- 



* Vgl. conc. Aurel. a. 511. c. 18; Epaon a. 517. c. 30; Lugd. a. 516 — 523. 
c. 1; Arvem. a. 535. c. 12; Aurel. a. 538. c. 11; a. 541. c. 27; Turon. a. 567. 
c. 22; Paris, a. 556—573. c. 4; Lugd. a. 583. c. 4; Matiscon. a. 583. c. 18; 
Autissiod. a. 578 — 603. c. 27—32 (ed. Maassen in Mon. Germ. leg. sect. III. 
tom. I). 

* Maassen, a. a. 0. p. 63. Moys Behauptung (a. a. 0. S. 287) daß auch 
die Konzile von Orieans (511) und von Tours (567) sowie die Dekrete von 
Bheims (627 — 630) das Prinzip der Unauflöslichkeit des Ehebandes verteidigt 
hätten, hat schon Löninq a. a. 0. S. 613 Anm. 1 zurückgewiesen. 

8 Mansi XVni. 169. Vgl. Hefele, Konz. Gesch. III. S. 105. 

* Mansi XI. 130. Vgl. Hefele, a. a. 0. S. 113; Freisen, a. a. 0. S. 782. 
^ Beuns I. 328. Vgl. Hefele S. 318; Fkeisen S. 782. 
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Schaft zusammengefaßten Volksstämmen wenig oder gar keine Kunde 
besitzen. 

Die Gleichgültigkeit der fränkischen Reichsgesetzgebung gegen- 
über dem Ehescheidungsrecht beginnt erst im 8. Jahrhundert einem 
wärmeren Interesse Platz zu machen. Die unter den Söhnen Karl 
Martells in Angriff genommene Reform der fränkischen Kirche ist 
es gewesen, welche auch auf dem Gebiete unserer Rechtsmaterie zu 
legislatorischen Schritten führte. An den zunächst sehr schwanken- 
den Bestimmungen dieser Gesetze aber merkt man besonders deut- 
lich, wie sehr sich das Rechtsbewußtsein der Franken seit lange 
feststehender Grundsätze über die Ehescheidung entwöhnt hatte, 
c. 9 des Kapitulars von Soissons (744)^ bringt uns zunächst einen 
Satz, der mit der altkirchlichen Doktrin in Einklang zu stehen 
scheint: marito mveniem stia mulier alms non accipiat, nee m^jfMer vi- 
vente suo viro alium acoipiat; quia maritus muliere sua non debet 
dimitiere, eoccepto eaitsa fornicationis d&prehensa. Läßt freilich der 
Wortlaut es hier zweifelhaft bleiben, ob die Wiederverheiratung 
auch für den Fall des Ehebruchs verboten sein soll oder nicht, so 
besteht, selbst wenn wir uns für die letztere Annahme entscheiden, 
dennoch ein großer Gegensatz zwischen der Verordnung von Soissons 
und den Kapiteln der wenig späteren Synoden von Verberie (753)^ 
und Compiegne (757)^, welche sich ebenfalls mit der Ehescheidung 
beschäftigen. Das Prinzip, nach welchem nur Ehebruch der Frau 
den Mann zur einseitigen Scheidung berechtigt, erscheint in den 
Satzungen dieser beiden Konzilien wieder ganz aufgegeben zu sein. 
So erlaubt c. 5 des Konzils von Verberie dem Manne, dessen Frau 
sich mit anderen zu seiner Ermordung verschworen hat, Scheidung 
und anderweite Verheiratung, c. 9 derselben Synode bestimmt, daß 
wenn ein Mann, um seinen Lehnseid halten zu können oder aus 
irgend einer anderen zwingenden Notwendigkeit landflüchtig wird, 
und seine Frau, trotzdem sie dazu imstande wäre, sich weigert ihm 
zu folgen, der Mann zu einer anderen Heirat befugt sei, nachdem 
er zuvor Buße gethan, die ungetreue Frau muß dagegen Zeit ihres 
Lebens unverehelicht bleiben, c. 21 von Verberie lautet: Qui uxorem 
suam dimiserit velare, aliam non acoipiat \ hier kann man jedoch 
zweifelhaft sein, ob das ^ydimiserit velare^' sich auf jede Scheidung 
behufs Eintritts des einen Teils ins Kloster oder nur auf die unfrei- 
willige Einkleidung der Frau als Nonne, die der Mann vollziehen 



^ Mon. Grerm. leg. sect. 11. Capitularia reg. Franc, tom I. ed. Bobetius p. 30. 
2 Bobetius, a. a. 0. p. 39—41. » ib. p. 37—39. 
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läßt, um seiner Gattin ledig zu werden, bezieht, im letzteren Falle 
würde die Vorschrift mit c. 16 des Konzils von Compiegne, wo dem 
in der Welt bleibenden Gatten einer auf Grund beiderseitiger Über- 
einkunft den Schleier* nehmenden Frau die anderweite Heirat er- 
laubt wird, in Einklang stehen, c. 17. Conc. Verm. verordnet so- 
dann, daß eine Frau, die durch Kreuzprobe nachweisen kann, daß 
ihr Mann ihr nie die eheliche Pflicht geleistet habe, sich scheiden 
könne „e^ iüa fadat quod iwÄ." In den c. 2. 10. 11. 12. 18 end- 
lich werden Fälle besprochen, wo ein Gatte mit einem nahen Ver- 
wandten des anderen Gatten fleischlichen Umgang gepflogen hat. 
Hier handelt es sich jedoch nicht um Ehescheidung, sondern um 
Auflösung einer durch afßnitas superveniens nichtig gewordenen Ehe. 
Dafür liefert vollgültigen Beweis der Umstand, daß die Trennung 
der Gatten nicht, wie in den Fällen der Ehescheidung, vom Staate 
erlaubt, sondern vielmehr geradezu verlangt wird, die Fortsetzung 
der Ehe würde ein dauernder Inzest sein, da die Gatten durch die 
fleischliche Vermischung des einen mit dem nahen Blutsverwandten 
des anderen in das Verhältnis einer die Ehe zwischen ihnen un- 
möglich machenden Schwägerschaft getreten sind, inzestuöse Ehen 
aber litt die fränkische Staatsgewalt, wie oben (S. 54) erwähnt wurde, 
bereits seit dem 6. Jahrhundert nicht mehr, sondern verschritt offiziell 
zu ihrer Auflösung. Der schuldige Teil verliert als Blutschänder 
lebenslänglich die Fähigkeit zum Eingehen einer neuen Ehe, der 
unschuldige hat die Erlaubnis sich wieder zu verheiraten. Teilweise 
wesentlich abweichend von den Bestimmungen des Concilium Ver- 
meriense sind diejenigen der Synode von Compiegne. Der Fall des 
Ehebruchs wird hier nicht erwähnt, die infolge von afftnitas iUegitvma 
sfwp&rvmims eintretende Nichtigkeit der Ehe hat nach c. 11 die- 
selben Folgen wie nach dem Konzil von Verberie. In c. 9 wird 
von einem Vasallen berichtet, der in der Fremde, wohin er seinem 
Herrn gefolgt sei, eine Frau genommen, sich dann jedoch von ihr 
geschieden und in die Heimat zurückgekehrt eine andere geheiratet 
habe. Das Konzil entscheidet für die Gültigkeit der zweiten Ehe. 
Ebenso wird in c. 16, wie schon vorhin erwähnt, dem Manne, der 
seiner Frau gestattet hat, in ein Kloster einzutreten oder außerhalb 
des Klosters den Schleier zu tragen, erlaubt, eine neue Ehe einzu- 
gehen. Dagegen muß die Frau, welche ohne Erlaubnis des Mannes 
den Schleier genommen, nach c. 5, wenn der Mann es verlangt, zu 
ihm zurückkehren, c. 19 ferner sanktioniert die auf Grund beider- 
seitiger Übereinstimmung zustande gekommene Scheidung wegen Aus- 
satzes des einen Gatten sowie die anderweite Verheiratung des ge- 
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Sunden Teiles. Im Gegensatz zu c. 17 von Verberie verfügt c. 20 
von Compiegne, daß, wenn die Frau dem Manne die Nichtausübung 
seiner ehelichen Pflicht vorwerfe, dem Manne, falls er das Gegen- 
teil behaupte, zu glauben sei: quia caput est mulieris. c. 21 endlich 
verbietet für den Fall, daß der Mann wegen Friedensbruchs außer 
Landes flieht und seine Frau verläßt, beiden Teilen eine andere 
Ehe. Bemerkenswerterweise sind die Kanones von Compiegne in 
Gegenwart und wenigstens unter teilweiser ausdrücklicher Zustim- 
mung zweier päpstlicher Gesandten, des Bischofs Gregor von Ostia 
und des sacellaritts Johannes, entstanden, von den hier besprochenen 
Bestimmungen über Ehescheidung haben diese Sanktion erhalten 
c. 16 und 20, was besonders bezüglich c. 16 auflallen muß. 

Unbedingt auf den Standpunkt der streng christlichen Doktrin 
stellt sich die Gesetzgebung des fränkischen Reichs erst seit Karl 
dem Großen. Im Jahre 774 übersandte Papst Hadrian dem Franken- 
könige jene Kanonensammlung, welche unter dem Namen der Dionyso- 
Hadriana bekannt ist^ und von der fränkischen Kirche als Ganzes 
rezipiert wurde. Dieser Sammlung ist dann c. 43 der admonüio gene- 
ralis vom März des Jahres 789^ entnommen, wo es mit Berufung 
auf c. 102 des Cod. can. eccles. African. heißt: ut nee uxor a viro di- 
missa aliam accipiat mru/m vivente viro suo nee vir aliam aedpiat mvente 
uxore priore. Die Bestimmung der admonitio generalis wiederholt dann 
das capitulare missorum vom Jahre 802 (?).^ In dem mittlerweile 
der fränkischen Monarchie einverleibten Langobardenreiche verfügt 
c. 10 des Konzils von Friaul (796)* unter Hinweis auf den Kommentar 
des hl. Hieronymus zum Matthäusevangelium: Item placwit ut, resoluto 
fomicationis ea/usa iugcUi vinoulo, non liceat viro, qtuimdiu adtUtera vivit, 
aUcmh vacorem- ducere, licet sit illa adultera; sed nee adtdterae, quae poenas 
gravissimas vd poenitentiae tormentti/m luere debet, alium acdpere virv/m, 
nee vivente nee mortuo quem non erubuit defraudare marito. Etwas 
weniger deutlich ist c. 36 des zu Rom am 12. November 826 unter 
Papst Eugen II. gefeierten concilium Romanum.*^ Aus dem Wortlaut: 
„Nuüi liceat, excepta causa fomicationis, adhibitam uxorem relinquere et 
deinde aliam copulare; cUioquin transgressorem priori convenit sociari 
coniugio" erhellt nicht vollkommen, ob der FaU des Ehebruchs von 
dem Verbot der Wiederverheiratung des unschuldigen Teils aus- 



^ Ann. Lanrisham. ad a. 802 (Mon. Germ. SS. 1. 39). Vgl. Friedbebg, 
Lehrb. d. Kirchenr. 3.. Aufl. Leipzig 1889. S. 97. 

* BoRETius, a. a. O. p. 56. ' Boeetius p. 103. 

* Mansi XIII. 849. 5 Boretiuß p. 376. 
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genommen sein soll, man wird aber freilich einem römischen, unter 
päpstlichem Vorsitz abgehaltenen Konzil einen solchen Widerspruch 
mit den stets festgehaltenen Prinzipien der Kurie am wenigsten 
zutrauen. Auch identifiziert sich gerade damals die große Pa- 
riser Reformsynode vom Juni des Jahres 829^ durchaus mit der 
strengsten kirchlichen Auffassung, indem sie in lib. III c. 2 sagt: 
Quod nisi catcsa fornicaMonis, ut Dominiks ait, nonsit vjxot diiniM&nda, 
sed poHus stistinenda. Et qttod hi, qv/i oaiMa fornwoMonis dimissis 
uxoribus suis alias dturnnty Domini sententia adulteri esse notentur. Die 
in Paris versammelten Bischöfe haben dann anscheinend diesen Kanon 
nebst anderen als capittUa quae populo annundanda sunt, dem Kaiser 
Ludwig dem Frommen zur Berücksichtigung bei den Verhandlungen 
des Wormser Reichstags (Aug. 829) zugesandt,^ und in der That hat 
die Anregung Erfolg gehabt, denn c. 3 des Wormser Kapitulars be- 
stimmt: Quieumqvs propria uxore derdieta vel sine culpa interfecta aUani 
duocerit uaxyrem, annis depositis puhlicam agat poenitentiam; et si oontumax 
fuerit, conprehendatur a oomite et ferro vmdatur et in custodia mittatur, 
donee res ad nostram notitiam dedu^catur.^ 

So dürfte denn unzweifelhaft sein, daß die Theorie des streng 
kirchlichen Ehescheidungsrechtes sich im Zeitalter Karls des Großen 
und seiner Nachfolger zum ersten Mal grundsätzlich rückhaltloser 
Anerkennung seitens der fränkischen Staatsgewalt erfreut hat. Damit 
war freilich, wie unten eingehender gezeigt werden wird, die end- 
gültige Aufnahme der urchristlichen Scheidungsdoktrin in die Rechts- 
überzeugungen des Volkes noch keineswegs vollzogen, wiederholt 
doch noch die lex Romana Curiensis, deren Entstehung ins neunte 
Jahrhundert fällt, die Ehescheidungsprinzipien ihrer Vorlage, der 
lex Romana Visigothorum!* Immerhin aber hatten nunmehr die- 
jenigen, welche die kirchlichen Forderungen zu verteidigen und ein- 
zuschärfen unternahmen, eine wesentlich günstigere Position als bisher, 
und diese Sachlage hat offenbar belebend auf die Behandlung der 
einschlägigen Fragen in der kanonistischen Litteratur gewirkt: so- 



1 Mansi XIH. 559. 

' Mon. Genn. leg. sect. II. Capitularia reg. Franc. II. edd. Borethis et 
Kbattse. p. 26, 27, 46. Vgl. Hefele, Konz. Gesch. IV. S. 57, 67. 

^ Boretius-Krause a. a. 0. p. 18. Falsch übersetzt Sdralek a. a. O. 
S. 113. ,ySine culpa*^ mit „ohne ihr den Prozeß zu machen". Die richtige Über- 
setzung erhellt von selbst Vgl. c. 46 des Konzils v. Tribur (895) unten S. 69 
citiert 

* L. Rom. Cur. ed. Haenel in seiner Ausgabe der I. Rom. Visig. unter 
^cr Bezeichnung: Epitome S- Galli, 
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wohl in Benedikt Levita als auch in Pseudo-Isidor als auch ganz 
besonders in Hinkmar von Rheims finden wir Vertreter der vom 
Staate offiziell rezipierten Scheidungslehre. 

Von Benedikt Levita^ kommen hier die Stellen lib. IL 87, 191, 
209, 235; lib. HI. 73 und 179 in Betracht, lib. H. 87; III, 73 
und 179 erläutern, daß eine Scheidung nur wegen Ehebruchs statt- 
finden könne, daß aber für diesen FaU auch der unschuldige Gatte 
bei Lebzeiten des schuldigen ehelos zu bleiben habe. Im Wider- 
spruch hierzu bestimmt lib. 11. 235: Et ut causa fomicationis non 
Sit uxor secundimb Domini sententiam dimittenda, sed potitis sustinenda. 
Et quod hi, qui causa fornicaiionis dimissis uxorihus suis alias ducunt, 
Domini sententia esse notantur. Die Stelle ist dem vorhin (S. 58) 
erwähnten Pariser Konzil entnommen, wo sie freilich lautet: „Et 
quod nisi causa fomicationis'' etc. Man wird kaum annehmen können, 
daß Benedikt hier bewußtermaßen einer noch über die streng kirch- 
liche Doktrin hinausgehenden Rigorosität das Wort habe reden 
wollen, zumal er ja selbst an verschiedenen anderen Stellen die 
kirchliche Ehescheidungslehre unverändert vorträgt, der Widerspruch 
dürfte daher füglich mit einem lapsus calami zu erklären sein. Die 
Scheidung ex communi consensu^ anerkennt Benedikt nnr für den 
FaU, daß der eine Gatte ins Kloster zu gehen beabsichtigt, jedoch 
soll auch hier nur separatio qu^ad thormn et mensam, nicht Auflösung 
der Ehe a mncndo gestattet und demgemäß dem in der Welt blei- 
benden Gatten eine anderweite Heirat zu Lebzeiten des anderen 
Teils nicht erlaubt sein. 

Pseudo-Isidor berührt unser Thema nur an einer Stelle. In 
Pseudo-Evaristus c. 4^ vergleicht er das Verhältnis des Bischofs zu 
seiner Kirche mit demjenigen zweier Ehegatten: Et sieut vir non 
debet aduUerare, ita nee episcopus eoclesiam suam, id est, ut ülam dimittat, 
ad quam sacratus est absqus inevitabile neeessitate aut apostoliea vd re- 
gulari mutatione et alteri a/rnbitus causa coniu/ngat, Ut uxor viro suo 
recondliet et sicut uxori non licet dvmittere vvrum simm, ut aUeri se 
vivente eo matrimonio sotiet aut e/wm adulteret, licet fomicaius sit, sed 
iuxta apostolum aut viro suo debet reconciliari atä manere innupta, ita 
ecdesia non licet dvmittere etc. Auch hier kann die Meinung des Autors 
nicht sein, dass die Frau sich selbst von einem ehebrecherischen 
Manne nicht scheiden dürfe, sonst könnte ihr für diesen Fall nicht 
die Wahl zwischen Versöhnung und Ehelosigkeit gestellt werden. 



* Mon. Grerm. LL. II. Pars II. ed. Knust. 

- Lib. n, 191. «Ed. HiNSCHius. Lips. 1863. p. 90, 
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Pseudo-Isidor bezeugt vielmehr nur die kanonische Vorschrift, daß 
eine Auflösung der Ehe durch Scheidung mit nachfolgender, viel- 
leicht schon bei der Scheidung beabsichtigter Wiederverheiratung 
nicht gestattet sei. 

Am eingehendsten von allen Kanonisten dieser Epoche bespricht 
die mit der Ehescheidung zusammenhängenden Fragen Hinkmar von 
Eheims in dem Gutachten, das er in dem Prozeß Lothars 11. gegen 
seine Gemahlin Teutberge abstattete. ^ Der König hatte, um seine 
rechtmäßige Gattin verstoßen und seine Konkubine Waldrada heiraten 
zu können, das widerwärtige Märchen erfunden, Teutberge habe sich 
vor Abschluß ihrer Ehe mit Lothar ihrem eigenen Bruder zu un- 
natürlicher Unzucht preisgegeben. Der Fall ist äußerst lehrreich 
für das Eherecht des 9. Jahrhunderts und wird es noch mehr durch 
die Behandlung, die ihm Hinkmar zuteil werden läßt. An und für 
sich hätte es gewiß für Lothar näher gelegen, seine Gemahlin des 
Ehebruches zu zeihen, denn nach dem Recht des Staates wie der 
Kirche hätte auch dies Verbrechen, falls.es erwiesen worden wäre, 
zur Verstoßung Teutbergens genügt. Aber der Zweck des Prozesses 
wäre trotzdem verfehlt gewesen: was die Merovinger straflos 
hatten thun können, war einem Herrscher des 9. Jahrhunderts 
nicht mehr möghch, je erhabener die Stelle war, an der er stand, 
desto weniger konnte er hoffen, daß die Kirche eine Wiederver- 
heiratung nach vollzogener Scheidung wegen Ehebruchs dulden würde. 
Anders aber, wenn der Prozeß nicht auf die Ermöglichung der 
Scheidung, sondern auf Annullation der Ehe ausging. Wir haben 
gesehen, daß eine derartige Annullation den Franken bekannt ge- 
worden war, seit sie es unternommen hatten, das Ehehindernis der 
Verwandtschaft im Sinne der Kirche zu regeln, ^ und durch die Kon- 
zilien von Verberie und Compiegne war dann der besondere Eechts- 
satz zur Ausbildung gelangt, daß Blutschande die Schuldigen lebens- 
länglich zur Eingehung einer Ehe unfähig mache, die Ehe eines 
Inzestuösen also nichtig sei, dem unschuldigen Gatten aber erlaubt 
werden müsse, sich anderweit zu verheiraten.^ Es ist augenfällig, 
daß Lothar auf diesen Eeöhtsüberzeugungen fußte, als er seine Ge- 
mahlin nicht des Ehebruchs, sondern des vor der Ehe begangenen 
Inzestes anklagte: gelang es seinen Praktiken, sie dieses Verbrechens 



* Ed. Sirmond in Opera Hincmari archiep. Rem. I. p. 557 — 709. Par. 
1645. Abdruck in Migne, Patrol. Par. 1852. CXXV. col. 619—772. Vgl. die 
angef. Schrift von Sdbalek. 

2 Vgl. oben S. 54 Text u. Anm. 2. ^ Vgl. oben S. 56, 57. 
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wegen verurteilen zu lassen, so befand er sich — äußerlich wenig- 
stens — mit kirchlichem und staatlichem Eecht in Übereinstimmung, 
wenn er Teutberge entließ und Waldrade heiratete. Wohl oder übel 
muß dies auch Hinkmar anerkennen: Rep. XII. (Sirmond I, 643) 
führt er aus, die Ehe Lothars und Teutbergens sei inzest und darum 
zu annullieren (nicht zu scheiden), wenn der Königin die ihr zur 
Last gelegte Blutschande mit dem eigenen Bruder nachgewiesen 
werden könne, weil es sich dann bei ihr um eine Persönlichkeit 
handle^ j^qui ante initum legitimum conmgium perpeirato incesiu Ugiti- 
mum quod hahe/i^e poterat sihi tollit conmgium,^' In diesem Falle müsse 
der König seine Gemahlin entlassen und dürfe Waldrade heiraten 
(Rep. XXI. SiEMOND I, 672). Ganz anders aber, führt Hinkmar des 
weiteren aus, würde der Fall liegen, wenn es sich um Ehescheidung 
handle. Diese dürfe, wie er mit der größten Weitschweifigkeit unter 
häufigen Wiederholungen auseinandersetzt, nur infolge gemeinsamen 
Beschlusses der Ehegatten, fortan ein enthaltsames Leben führen zu 
wollen, oder im Falle des Ehebruchs von Mann oder Frau statt- 
finden,^ in beiden Fällen dürfe keiner der bisherigen Gatten während 
der Lebzeiten des anderen eine neue Ehe eingehen.^ Hierbei unter- 
scheidet der Rheimser Erzbischof allerdings gnmdsätzlich zwischen 
der konsummierten und der noch nicht konsummierten Ehe, nur 
erstere ist dem Bande nach schlechterdings unauflöslich, letztere ist 
noch keine wahre Ehe^ und kann sie nie werden, wenn Impotenz 
den Grund für die Nichtkonsummierung bildet Impotenz ist dem- 
nach kein Ehescheidungsgrund, sondern ein Annullationsgrund, die 
Wiederverheiratung des anderen Gatten daher erlaubt* 

Es hat sich gezeigt, daß die Theoretiker des Eherechts aus der 
KaroKngerzeit übereinstimmend die streng kirchUche Scheidungs- 
doktrin verfechten. Wie aber verhalten sich die dem praktischen 
Gebrauche dienenden Bußbücher derselben Periode zu der Rigorosität 



* Interrog. IV et V. Sibmond I, 586; Resp. V. ib. 595; Resp. XXI. ib. 
670; Resp. ad quaest. IV. ib. 690. — Insbesondere Trennung wegen Keusch- 
heitsgelübde: Resp. II. Sibmond I, 580; 582; wegen Ehebruchs: Resp. V. Sir- 
mond I, 588; 593. 

• Resp. ad quaest IV. Sirmond, I, 690. — Resp. V. Sirmond I, 589 ; 596 ; 
Resp. ad quaest IV. ib. 689. Vgl. auch De nuptiis Stephani et filiae Regi- 
mundi comitis. Sirmond U, 657; 662. 

' De nuptiis Stephani c. 4. Sirmond II, 652; c. 7. ib. 759. Vgl. Sehlino, 
Unterscheidg. d. Verlohn. S. 43 flg. 

^ De nuptiis Stephani c. 5. Sirmond II, 656 flg. Vgl. Sehling a. a. 0. 
S. 46 Anm. 8. 
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der altchristüchen Scheidungsprinzipien? Unsere Darstellung wird 
des Zusammenhangs halber hier wieder etwas zurückgreifen müssen. 

Zwischen den einzelnen fränkischen Bußbüchem besteht ein 
wesentlicher Unterschied des grundsätzlichen Standpunktes, je nach- 
dem sie vor dem 9. Jahrhundert oder erst während desselben zur 
Enistehung gQkommen sind.^ Was zunächst die älteren im Franken- 
reiche benutzten Bußordnungen anbetriflFt, so stimmen ihre An- 
schauungen über Ehescheidung durchaus nicht mit der römisch- 
kirchlichen Doktrin überein. Das aber kann uns nicht Wunder 
nehmen; falls wir die Zeit ihrer Aufzeichnung berücksichtigen. Sie 
beruhen nämlich teils auf dem im Anfang des 7. Jahrhunderts ver- 
faßten Poenitentiale des Iren Kolumban teils auf dem gegen Ende 
desselben Jahrhunderts entstandenen, unter dem Namen Theodors 
von Canterbury bekannten Beichtbuche. Von der ersteren Gruppe 
gehört die Mehrzahl dem 7., höchstens der ersten Hälfte des 8. Jahr- 
hunderts an, weil in ihnen noch keine Spur Theodorischer Frag- 
mente enthalten ist, von den auf Theodorischer Grundlage auf- 
gebauten Bußordnungen ist diejenige des Kummean zwischen 690 
und 750 entstanden, die übrigen fränkischen Bußbücher dieser 
Gruppe beruhen meist auf Kummean und verdanken daher ihre 
Aufzeichnung im wesentlichen der zweiten Hälfte des 8. Jahrhimderts. 
Wir gewinnen demnach als ungefähre Entstehungszeit der gesamten 
fränkischen Bußbücher älterer Observanz die Jahre 650 — 800, d. h. 
jene Epoche, in welcher die Indolenz der fränkischen Kirche all- 
mählich wieder einem regeren Leben Platz macht, das seit Mitte des 
8. Jahrhunderts sich auch den Staat dienstbar zu machen weiß. Und 
beobachten wir nun hier, daß die private Arbeit der Bußbücher dem 
neuerwachten Interesse des Staates an der religiösen Erziehung des 
Volkes um ein ganzes Jahrhundert an Alter überlegen ist, so ergiebt 
sich uns gleichzeitig die beste Erklärung für die weitgehenden Unter- 
schiede zwischen dem Ehescheidungsrecht der Beichtbücher und 
demjenigen nach streng römischem Muster: ihre Entstehung fallt 
zum größeren Teile in eine Zeit, wo die Kurie nicht imstande war, 



* Ich folge bei dieser kurzen Zusammenfassung der Entstehungsgeschichte 
der fränkischen Bußbücher den Ergebnissen von Wassebschlebens Forschungen 
(in seinem oben S. 44 Anm. 6 angeführten Werke). Allerdings haben dieselben 
seit ihrem Erscheinen durch Schmitz (Bußbücher u. Bußdisziplin. Mainz 1883) 
lebhafte Anfechtung erfahren, aber die Theorie dieses letzteren Autors, der be- 
müht ist, alle Pönitentialien mehr oder minder auf römische Vorbilder zurück- 
zuführen, kann vor der historischen Kritik nicht bestehen (vgl. Liter. Centralbl. 
1883. Nr. 37. Sp. 1309). 
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ihre Anschauungen über Ehescheidung im Frankenreiche zur Geltung 
zu bringen, und wo man froh sein mußte, wenn wenigstens die 
laxeren Regeln der irisch -angelsächsischen Praxis im Gemüte des 
Volkes Wurzeln zu schlagen begannen. Was aber die in der zweiten 
Hälfte des 8. Jahrhunderts aufgezeichneten Poenitentialien anbetriflft, 
so beweist das in ihnen trotz der veränderten Machtstellung der 
Kii'che beibehaltene laxere Ehescheidungsrecht nur das Beharrungs- 
vermögen, mit welchem die niedere Geistlichkeit und das Volk die 
einmal rezipierten Anschauungen festhielt. Hat ja doch selbst die 
Reaktion der offiziellen Beichtbücher des 9. Jahrhunderts die Geltung 
der alten Bußordnungen noch lange ohne entscheidenden Erfolg be- 
kämpft 

Was die Darstellung des Ehescheidungsrechtes dieser älteren 
Poenitentialien selbst angeht,^ so kann ich mich bei ihr verhältnis- 
mäßig kurz fassen, da diese Materie erst in jüngerer Zeit wieder- 
holt behandelt worden ist.^ Als vornehmster Ehescheidungsgrund 
wird anerkannt der Ehebruch der Frau. Die Wiederverheiratung 
aber ist dem Manne nur gestattet, wenn die entlassene Frau seine 
erste Gattin war; aber auch diese braucht trotz ihrer Schuld nicht 
ledig zu bleiben, sondern darf nach fünf Jahren eine neue Ehe 
eingehen.^ Dagegen scheinen mir Poen. Merseb. c. 104 und die 
analogen Stellen Poen. Cummean. c. 3 § 31; Poen. XXXV. c. 9 § 2^ 
nicht geeignet, um zu beweisen, daß dem Manne infolge bös- 
williger Verlassung seitens der Frau sofortige anderweite Verheiratung 
gestattet gewesen wäre.^ Poen. Merseb. c. 104 lautet: Si muM&r a 
viro 8U0 discesserit ei iterwm reversa fuerit, sttscipiat eam sine dote, et 
ipsa ann. L poemteat in pane et aqua, similiter et ille, si aliam duocerit. 
Wenn der Mann hier angewiesen wird, seine zurüekkehiende Frau 
wieder aufzunehmen, so kann das doch nichts anderes heißen, als 
daß er seine frühere Ehe mit ihr fortsetzen und — was nicht aus- 



* Wenn Lökikg a. a. 0. S. 621 Anm. 3 gegen Hinschius polemisiert, weil 
derselbe in seinem Aufsatz über das Ehescheidungsrecht nach den angels. u. 
fränk. Bußordnungen (Zeitschr. f. Deutsch. K. XX. S. 66 flg.) den Scheidungs- 
gründen der Konzile von Verberie und Compiögne andere hinzufugt, welche auf 
Grund angelsächsischer Beichtbücher in die fränkischen Pönitentialien Aufnahme 
gefunden haben, so hat er doch keinen stichhaltigen Grund dafür angegeben, 
daß diese Vorschriften in der Praxis nicht zur Anwendung gekommen wären. 
Ihr Geltungsbereich war natürlich häufig nur ein lokaler. 

' HiNSCHiüs in dem Anm. 1 angef. Aufsatz, Fbeisen a. a. 0. S. 785 flg. 

^ Poen. XXXV Cap. c. 9. § 1 (Wassersch leben a. a. 0. S. 511). 

^ Wassebschleben S. 402. 474. 511. 

^ So HiNSCHiüs a. a. 0. S. 80. 
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drücklich gesagt wird, aber selbstverständlich ist — die andere in- 
zwischen geheiratete Frau entlassen soll. Die Bestimmung ent- 
spricht durchaus derjenigen in Poen. Theod. I. c. 14 § 13,^ während 
eine Vorschrift, wie sie Poen. Theod. IL c. 12 § 19^ enthält, wo 
dem Manne nach fünfjähriger böswilliger Abwesenheit seiner. Frau 
auf vorausgegangenes Ansuchen um bischöfliche Genehmigung hin 
die Eingehung einer neuen Ehe gestattet wird, in den älteren frän- 
kischen Bußbüchem überhaupt nicht vorgesehen ist. Der Frau 
wird die Eingehung einer neuen Ehe erlaubt, wenn der Mann in- 
folge Diebstahls oder Ehebruchs in Knechtschaft geraten ist.^ Ist 
die Frau gefangen genommen worden, und vermag der Mann sie 
nicht auszulösen, so darf er sich nach einer anderen Gattin um- 
sehen, kehrt die erste Frau dann später zurück, so wird dadurch 
die zweite Ehe des Mannes nicht aufgelöst, aber der Heimgekehrten 
ist unverwehrt, sich ihrerseits ebenfalls einem anderen Gatten zu 
verbinden.* Endlich ließ man die einseitige Scheidung auch noch 
zu, wenn einer der zuvor heidnischen Gatten das Christentum an- 
nahm.^ Die Möglichkeit der Ehescheidung auf Grund beiderseitigen 
Konsenses wird auch von den älteren fränkischen Bußbüchem un- 
zweifelhaft zugegeben,® dagegen wird die Wiederverheiratung nach 
solcher Scheidung wenigstens vereinzelt verboten,^ was freilich, wie 
die Formelsammlungen des 8. Jahrhunderts beweisen, vom prak-. 
tischen Leben wenig beachtet worden ist. 

Mit dem 9. Jahrhundert beginnt jene Opposition gegen die 
vielgestaltigen, den kanonischen Vorschriften mannigfach wider- 
sprechenden älteren Bußbücher. Zunächst ergehen mehrere Synodal- 
beschlüsse in dieser Sache. So bestimmt c. 38 des Konzils von Chalons 
(813)®: Moduls autem poenüentiae pecoata siia oonfUenübtcs aut per sane- 
tarum scripturaru/m auctoritaiem aut per ecdesiasticcmi constietudinem^ 
sicut superms dictimi est, imponi debeiy repudiatis ao penitus eliminatis 
libellis, quos poenit&niiales vocant, quorum sunt certi errores, incerti 
auctores . . . Noch schärfere Maßregeln verfügt das Pariser Konzil 
vom Jahre 829 in seinem c. 32®: Qiumiam muMi sacerdotum partim 



^ Wasserschleben S. 198. * Ib. S. 215. 

j 3 Poen. XXXV Cap. c. 9. § 1. 

* Poen. Merseburg. 94 (Wassebsghl. S. 401). 
' ^ Poen. XXXV Cap. c. 9. § 1. 

i « Poen. Merseb. c. 123; XXXV Cap. c. 9. § 1. 

' Judic. Clementis § 15 (Wasserschl. S. 435). 
i ^ Mansi XIV. 101. Vgl. Friedberg, Kirchenrecht § 38 Anm. 7. 

9 Mansi XIV. 559. 
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incuria, parti/m ignorantia modimt poenitentiae reatum sfwwm Gonfitentihus 
S6CUS qvmn iura canonica decernant imponunt, utentes scüicet quibusdam 
Godicillis contra eanonicam aitctoritatem scriptis, quos poenitentiales vo- 
cant . . . omnibiLS nobis saluhriter in commune visum est, ut v/nus" 
quisque episcoporwm in sua parochia eosdem erroneos codidllos diligenter 
perquirat et inventos igni tradat, ne per eos ulterius sacerdotes imperiti 
homines dedpiaM, Am wirksamsten aber glaubte man den alten 
Bußbüchern durch Abfassung neuer, die strenge Übereinstimmung 
mit den kirchlichen Kanones wahrender, von kirchlichen Autoritäten 
verfasster Poenitentialien entgegen treten zu können. So enstanden 
die collectio antiqua canonum poenitentalium,^ die Sammlung Bischof 
Halitgers von Cambray,^ die collectio Vaticana,^ der liber poenitentium 
des Hrabanus Maurus * und desselben Verfassers libri III ad Heribal- 
dum de quaestionibus canonum poenitentialium.® Diese Bußordnungen 
stehen, ihrem Zwecke gemäß, ganz auf dem Boden der strengkirch- 
lichen Ehescheidungsdoktrin, welche sie ausschließlich in Form von 
Citaten aus Konzilsbeschlüssen und Papstbriefen reproduzieren. 
Hierbei beschränken sie sich auf die Anerkennung des Ehebruchs 
als Scheidungsgrund und auf das Verbot der Wiederverheiratung 
auch des unschuldigen Teils bei Lebzeiten des schuldigen. Dagegen 
lassen sie sich auf die weitergehenden Ehescheidungsgründe auch 
nicht zu dem Zwecke ein, um sie zu bekämpfen, nur der eine Fall 
wird regelmäßig erwähnt, wo Mann oder Frau in Gefangenschaft 
geraten und später aus derselben zurückkehren, während der andere 
Gatte sich indessen aufs neue verheiratet hat: hier lehren die Buß- 
bücher der Reaktion übereinstimmend, gestützt auf die Briefe Papst 
Innozenz 1. an Probus und Leos I. an Nizetas (s. oben S. 30), das 
Fortbestehen der ersten und die Nichtigkeit' der zweiten Ehe. 

Aber die auf kanonischer Grundlage beruhenden Bußordnungen 
des 9. Jahrhunderts sind nicht ohne weiteres imstande gewesen, 
das Ansehen der älteren Beichtbücher zu untergraben, ja das Be- 
dürfnis des täglichen Lebens, welchem die sehr summarischen Be- 
stimmungen der reaktionären Poenitentialien nur wenig genügen 



* D'AcHEEY, Spicileg. I. Par. 1723. p. 510 flg. 

' Bei Canisius lect. antiq. ed. Basnage II. Pars 11. p. 87 flg. 

' In 4 Büchern. Das 4. Buch, welches den Charakter einer eigentlichen 
Ranonensammlung trägt (vgl. Wasseeschleben, Beiträge z. Gesch. d. vorgrat. 
Kirchenrechtsquellen S. 4 flg.; Schmitz, Bußbücher S. 716 flg.) ist von E. L. 
Richter, Marburg 1844, ediert. 

* Opera ed. princ. Colon. 1626. VI. p. 154 flg. 

* Ib. p. 121. Vgl. Basnaqe a. a. 0. p. 283. 

Gbffckbn, Ehescheidung. 5 
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konnten, hat sogar neben ihnen eine Reihe von Arbeiten entstehen 
lassen, die sich der kirchlich strengen Ehescheidungsdoktrin zwar 
in Einzelheiten etwas mehr anpassen als die Bußordnungen des 
7. und 8. Jahrhunderts, andererseits jedoch auch noch vielfach vom 
römisch-kirchlichen Standpunkt abweichen. Von denselben kommen 
hier für uns in Betracht das Poen. Vallicellanum I und II, sowie 
insbesondere das Poen. Pseudo-Theodori. Die Scheidung auf Grund 
beiderseitigen Einverständnisses besteht auch nach diesen Poeniten- 
tialien zu Recht, ^ über die Wiederverheiratungsbefugnis verlautet 
indessen für diesen Fall nichts. Grund zu einseitiger Scheidung 
ist die Freilassung des einen Gatten aus der Knechtschaffe, voraus- 
gesetzt, daß der Herr Mann und Frau, während beide unfrei waren, 
verbunden hatte. ^ Dagegen darf ein Freier, der eine Sklavin hei- 
ratet, diese nicht entlassen und sich aufs neue verehelichen, die 
Übertretung dieses Verbotes wird mit dreijähriger Pönitenz bestraft.^ 
Ebensowenig führt die Gefangenschaft des einen Gatten Scheidung 
und Befugnis zu anderweiter Heirat herbei, die zweite Ehe ist 
nichtig.^ Der Mann insbesondere kann sich von seiner Frau 
scheiden, wenn dieselbe Ehebruch begangen oder ihn böswillig ver- 
lassen hat. In ersterem Falle hat er zwar nach weltlichem Gesetz 
das Recht sie zu töten, wird aber gleichwohl für diese Grausamkeit 
in eine Kirchenstrafe von sieben Jahren genommen und darf nicht 
wieder heiraten,^ was ihm unverwehrt ist, wenn er des Lebens der 
Ehebrecherin schont und nur sein eheliches Verhältnis zu ihr auf- 
löst.^ Behält er dagegen die erste Frau trotz ihrer Verschuldung 
bei sich, so muß er selbst eine Buße auf sich nehmen und, solange 
die Kirchenstrafe des sündigen Weibes dauert, sich vom ehelichen 
Umgang mit demselben freihalten.^ Die böswillige Verlassung seitens 
der Frau giebt dem Manne nach fün^ähriger Wartezeit das Recht, 
eine neue Ehe einzugehen, kehrt die Frau früher zurück, und hat 
der Mann inzwischen eine andere gefreit, so muß er diese entlassen 
und seine erste Frau wieder zu sich nehmen.® Die Frau endlich 
kann sich vom Manne wegen erwiesener Impotenz scheiden, nicht 
aber ihren Gatten ohne dessen Zustimmung verlassen, um in ein 



* Poen. Pseu(l.-Theod. c. IV. [19] § 20 (Wasserschl. S. 582). Poen. 
Vallicell. I. c. 37 (Schmitz, Bußbücher S. 284). 
» Ib. c. I. [16] § 32 (Wassersohl. S. 576). 
8 Ib. § 33. . * Ib. c. IV [19] § 24. 
« Poen. Vallicell. 11. c. 7 (Schmitz, S. 352j. 
8 Poen. Ps.-Theod. IV [19] § 18. ^ Ib. § 31. 

« Ib. I [16] § 28. 
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Kloster einzutreten. Hat sie bereits das Gelübde als Nonne ge- 
than, so ist dasselbe auf Verlangen des Mannes zu kassieren.^ 

Überblicken wir noch einmal die Gesamtheit der Bestimmungen 
des materiellen Ehescheidungsrechtes, welche im Reiche der Mero- 
vinger und Karolinger von staatlicher sowohl als auch von kirch- 
licher Seite erlassen worden sind, so ergiebt sich uns ein ziemlich 
buntes Bild. Zur Zeit der starken merovingischen Königsmacht ver- 
hält sicli der Staat völlig indolent, während die Kirche ihrerseits 
in tiefer Ohnmacht verharrt. In der zweiten Hälfte des 7. Jahr- 
hunderts beginnt sodann die Litteratur der älteren fränkischen Buß- 
ordnungen Maximen für die Ehescheidung aufzustellen, die jedoch 
weit entfernt sind, der altchristlichen Doktrin zu genügen und unter 
einander selbst wesentlich divergieren. Um die Mitte des 8. Jahr- 
hunderts fängt auch der Staat an, sich für die Fragen des Ehe- 
scheidungsrechtes zu interessieren: zunächst bewahren die von ihm 
erlassenen, vielfach schwankenden gesetzlichen Maßgäben ebenfalls 
einen weit milderen Charakter, als es den kirchlichen Grundsätzen 
entspricht, durch Karl den Großen aber wird endlich die prinzipielle 
Anerkennung des strengen urchristlichen Ehescheidungsrechtes voll- 
zogen. Die rigorose Doktrin findet während der Folgezeit ent- 
schiedene Vertreter in den zeitgenössischen Kanonisten, vermag 
jedoch weder durch deren Thätigkeit, noch durch die Abfassung 
streng orthodoxer Beichtbücher die laxeren Anschauungen, welche 
in den Poenitentialien älterer Observanz fortleben, völlig zu über- 
winden: während die Mächtigen der Erde, wie aus Lothars Ehe- 
prozeß hervorgeht, sich bereits scheuen müssen mit der kirchlicher- 
seits vertretenen Lehre in Widerspruch zu treten, ist die Seelsorge 
dem Gesamtvolke gegenüber noch nicht imstande, die milderen An- 
schauungen der älteren Bußordnungen gänzlich zu ignorieren, so 
entstehen während des 9. Jahrhunderts neue, einen vermittelnden 
Standpunkt zwischen den alten und den reaktionären Poenitentialien 
behauptende Beichtbücher. Man darf annehmen, daß sie es sind, 
die uns am zutrefifendsten über den thatsächlichen Stand der Ent- 
wickelung des materiellen Ehescheidungsrechtes am Ende der Ka- 
rolingerperiode orientieren: aus ihnen ersehen wir, daß auch damals 
noch ein lokal verschieden modifiziertes, der strengen Doktrin nur 
sehr unvollkommen entsprechendes Recht die kirchliche Praxis des 
tägUchen Lebens beherrschte. 



» Poen. Vallicell. I. c. 112. 115. 
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b. Das EhesoheidungBverfiBkhren. 

Wenn trotzdem die Zeit der Karolinger als diejenige Epoche 
zu bezeichnen ist, in welcher die Kirche den ihren endgültigen Sieg 
im Kampfe um das Ehescheidungsrecht besiegelnden Fortschritt 
machte, so wird dieser Fortschritt weniger auf dem Gebiete des 
materiellen Rechtes als auf demjenigen des Ehescheidungs Verfahrens 
gesucht werden müssen. Und in der That kann eine eingehendere 
Betrachtung über diese Bedeutung der Karolingischen Geschichts- 
periode keinen Zweifel lassen, im folgenden soll versucht werden, 
das zu erweisen. 

Zwar äußerlich blieb alles beim alten. Wenn im vorhergehenden 
an verschiedenen Stellen ausgeführt worden ist, daß sowohl im 
römischen Eeiche^ als in den germanischen Stammesreichen ^ die 
Scheidung stets ein Privatakt der Beteiligten geblieben war, und 
daß der Staat, ohne sich in diesen Vorgang selbst irgendwie ein- 
zumischen, nur als Richter in einem eventuell der Scheidung vorauf- 
gegangenen, von dem in seiner ehelichen Ehre beleidigten Gatten- 
teile angestrengten Strafprozeß eine Rolle spielte, so muß hier 
ausdrücklich konstatiert werden, daß dies während der ganzen Dauer 
des fränkischen Reiches ebenfalls noch Rechtens gewesen ist.^ Die 



^ Vgl. oben S. 27. 28. 

* Vgl. oben S. 47 flg. 

• So sehr ich also mit Sohm übereinstimme, wenn derselbe in seinem Auf- 
satz über die geistliche Gerichtsbarkeit im fränkischen Keich (Zeitschr. f. 
Kirchenr. IX. S. 242) sagt, es gäbe im Reich der Merovinger und Karolinger 
noch keine geistliche, die weltliche ausschließende Gerichtsbarkeit in Ehesachen, 
so wenig kann ich mich mit den weitergehenden Ausfuhrungen Sdraleks, der 
das Civilgericht geradezu für kompetent zur Vornahme einer Ehescheidung er- 
klärt (a. a. 0. S. 108 flg.), befreunden. Ebenso widerspricht Sohms spätere 
Aufstellung (Kritik des SüRALEKSchen Buches in Zeitschr. f. Kirchenr. XVII. 
S. 179), daß zur rechtsgültigen Ehescheidung vom Standpunkte der fränkischen 
Kirche aufler dem Scheidungsurteil des geistlichen auch das Scheidungs- 
urteil im weltlichen Gericht gehöre, meiner im Text begründeten Über- 
zeugung, daß es ein Scheidungsurteil in dem Sinne, wie wir heute von einem 
solchen reden, damals nicht gegeben hat. Aus Scherebs Kritik der Sdralek- 
schen Schrift (Arch. f. kath. Kirchenr. XLV. S. 467 flg.) erhellt nicht voll- 
kommen, wie er sich die Thätigkeit des weltlichen Gerichts bei Ehescheidungen 
denkt. Er sagt zwar (S. 471), die Laien sollten nicht nur die Funktion von 
Sachverständigen haben, sondern vielmehr untersuchen — und urteilen, aber 
er giebt nicht an, ob dies Urteil lediglich auf Feststellung des erwiesenen That- 
bestandes oder auch noch außerdem auf Zuerkennung einer Strafe bezw. auf 
Freisprechung von einer solchen gehe. Letzteres ist nach meiner Ansicht der 
Fall. Die Ausführung des verdammenden Urteils (Todesstrafe oder Verkauf in 
die Knechtschaft, vgl. Anm. 1 u. 2 S. 69) übernimmt nicht der Staat, sondern 
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Ausdrücke der Kapitularien und Synoden sind auch jetzt noch 
immer dieselben, wie in den früher besprochenen Vorschriften des 
Staates und der Kirche : die Scheidung wird vom weltlichen Richter 
durch sein Urteil im Strafprozeß für berechtigt oder für unberechtigt 
erklärt, aber stets erhellt, daß die Gatten diejenigen sind, welche 
den Akt der Scheidung vornehmen und, je nachdem sie damit vor 
dem Gesetze ein Unrecht begehen oder nicht, mit Strafe bedroht 
werden oder Straflosigkeit zugesichert erhalten. So bestimmt c. 3 
des capitulare Olorm&nse vom Jahre 822 (oder 823):^ Si quis adiUter cmn 
aduUera comprehensus secundum edieta legis Langohardorwm marito adulterae 
ambo ad vindictam traditi fa&rint, si eos quispiam emerit eosqtie eoniunctos 
in eodem seder e habere re/pertus fuerit, ipsos fiscus adquirat. Hier vollzieht 
also der durch den Ehebruch seiner Frau beleidigte Gatte die 
Scheidung, indem er sie zusamt ihrem Mitschuldigen in die Knecht- 
schaft verkauft. Ja eine noch radikalere Art der Selbstscheidung 
ist uns aus dem Jahre 895 durch das Konzil von Tribur überliefert, 
wo es in c. 46 heißt: ^ Si ouius uocor constuprata fuerit et propterea 
maritibs capitali sententia delere iUam machinaverit , ipsa v&ro urgtiente 
mortis periculo ad episcopwm confugerit et aimliimi quassierit, operosiori 
tarnen si potest episGopus labore desudet ne ocddatur, Si vero non potest, 
nuUo modo liceat ei requir&nti eam r edder e viro ad ocddendum, quae se 
d obtulit ad defend&ndum sed sollerti cura transmittat eam ad locum, 
qtiem ipsa delegerit, ut secura vivere possit. Si vero int er dum mari- 
tus eam invenerit et repetierit, secundum saeculum potestatem 
habuerit, quid ei agere velit , . . Maritu^ vero, qua/mdiu ipsa vivat, 
nullo modo alteram du>cat. Also am Ende des 9. Jahrhunderts hat 
der Mann nach weltlichem Recht (secundu/m saecuhmt) noch die Be- 
fugnis, sein ehebrecherisches Weib zu töten und so in einer Weise 



der beleidigte Gatte. Die von Sohm (Zeitschr. f. Kirchenr. IX, S. 246. Anm. 144) 
angeführten Belegstellen aus Grregor v, Tours lib. in glor. martyr. c. 69. 70 
(in der Ausg. d. Mon. Germ. 68. 69) handeln nicht von der auf Klage des 
Mannes gegen die ehebrecherische Frau erkannten und vom weltlichen Gericht 
vollzogenen Todesstrafe, sondern von der während des Prozesses zur Ergrün- 
dung der Wahrheit vorgenommenen Ordalprobe des kalten Wassers; in beiden 
Fällen ergiebt dieselbe die Unschuld des angeklagten Weibes. In dem Greg. 
Tur. bist. Franc. V. 33 (Mon. Germ. 32) erzählten Falle kommt es zu keinem 
Urteil, weil die Angeklagte sich vorher das Leben nimmt. Auch Cap. Baiw. 
c. 5 (BoRETius p. 159) und Cap. Aquisgran. c. 25 (Boret, p. 96) lassen zweifel- 
haft, ob die Ausführung des Urteils gegen die adulteri von Staats wegen er- 
folgte. 

* BORETIüS p. 317. 

* Bobetiüs-Krause p. 239. 240. 
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die Scheidung selbständig zu vollziehen, wie sie rigoroser nicht 
gedacht werden kann. Es läßt sich demnach nicht daran zweifeln, 
daß im Frankenreiche bis zum Ausgang der Karolinger von einer 
weltlichen Ehescheidungsgerichtsbarkeit nur in dem Sinne die Rede 
sein kann, als das Urteil des dem Selbstscheidungsakte voraufgehen- 
den Strai^rozesses vom weltlichen Richter« gefunden wurde. Nur in 
diesem Sinne ist es denn auch zu verstehen, wenn Hinkmar von 
Rheims in seinem , bereits oben angezogenen Gutachten sagt: „qvo- 
au/mque modo legitime inita coniugia separentur, non nisi sacerdotcUi 
consdentia et absque legali ivdieio debeant separari^^^ und „coniugium 
ordinabiliter nisi legibtts hu/manis dissolvi non posse^'.^ Diese Aus- 
sprüche richten sich, wie der Zusammenhang ergiebt, gegen die 
noch immer nicht ausgerottete Gepflogenheit, den Strafprozeß im 
weltlichen Gericht überhaupt nicht abzuwarten, sondern z. B. bei Ver- 
dacht des Ehebruches sofort, ohne durch ein Urteil hierzu ermächtigt 
worden zu sein, zur Tötung der Verdächtigen zu schreiten. Daß 
diese Unsitte sogar unter Berufung auf die Volksrechte entschuldigt 
werden konnte, beweist die fast leidenschaftlich zu nennende Belage, 
welche der Rheimser Erzbischof gegen jene eines christlichen Staates 
unwürdigen Gesetze, freilich, wie es scheint, ohne dieselben genauer 
zu kennen, anstimmt.^ 

Neben dem ,jlegale iudidvm^', dem Strafurteil des weltlichen 
Gerichtes, ist nach Hinkmar zur Ehescheidung auch die saoerdotalis 
consdentia von nöten. Wenn er als Zweck derselben angiebt, vi 
sdat episcopus, quomodo iuxta qiuüitatem et quantitatem vulneris, modum 
ae virtut&fn, adhibere debeat curationis mediGamentum^ si episcopaUs curae 
qiuiesierint medidnale consiliimij^ so ist die für den flüchtigen Beob- 



^ Kesp. V. Siemond I, 589. 

* Eesp. XI. SmMOND I, 625. • 

^ Besp. V. SiBMOND I, 597. 598: Ux his (sc, mnritis) non/n/ulli tarn im- 
mites et non humanae affeefionis sed beluinae immanitatis inveniuntur^ ui 
prioribics tdxoribus ex suspici^one adulterii, nulla hge, nulla ratione, nullo ivdi- 
do, sed sola sua animositate et erudelitate vel libidine ad aliam uxorem vel 
conctibinam tendente, oedsis, adhiie sanguine recenfi madenies, non solum ntdla 
poenitentia compuncti ... sed exultanies in superbiis suis, vncimctanter ad altare 
Christi accedant . . . Defendant se quantum voltmt qui eitismodi sunt, sive per 
leges, si ullae sunt, mundanas, sive per eonsuetudines kunnanas. Tarnen si 
Christiani sunt, sdant se in die iudidi nee Romanis nee Salicis nee Ov/ndo- 
badis, sed divinis et Äpostolieis legibus iudieandos. Quamquam in regno Ckri- 
stiano etiam ipsas leges puhUeoß oporteat esse Christian-as , convenientes vide- 
licet et consonantes Ghristianitati. 

* Eesp. V. Sirmond I, 593. 
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achter damit dokumentierte Bescheidenheit doch nur eine schein- 
bare, denn ihre Voraussetzung ist, daß Ehescheidungen, abgesehen 
vom Falle freiwilliger Trennung infolge beiderseitigen Keuschheits- 
gelübdes, thatsächlich nur noch wegen gerichtlich erwiesenen Ehe- 
bruches vorkommen. Die Bestimmungen der im 9. Jahrhundert 
neben den reaktionären Pönitentialien zur Entstehung gekommenen 
laxeren Beichtbücher zeigen jedoch, daß Hinkmars Voraussetzung 
von den wirklichen Zuständen, die ihn umgaben, einigermaßen ab- 
strahiert. Die Bußordnungen beweisen aber ferner, daß die Kirche 
sich keineswegs prinzipiell begnügte, unter jeweiliger Anerkennung 
der durch ein weltliches Strafurteil gerechtfertigten Scheidung die 
Buße der Geschiedenen zu regeln, sondern daß sie vielmehr in 
voller Unabhängigkeit von dem, was nach weltlichem Gesetze in 
Ehescheidungssachen Rechtens war, eigene Grundsätze über diese 
Materie fixierte und demgemäß jede Ehescheidung einer erneuten 
Prüfung daraufhin unterwarf, ob sie auch den kirchlichen, in den 
Pönitentialien verzeichneten Prinzipien entspreche. Und wenn dies 
nicht der Fall war, so mußte das — grundsätzlich wenigstens — 
die notwendige Folge der Exkommunikation des Schuldigen haben, 
welche — grundsätzlich wenigstens — nur unter der Bedingung 
wieder aufgehoben werden konnte, daß die vom kirchlichen Stand- 
punkt aus ungerechtfertigte Scheidung rückgängig gemacht wurde. 
Inwiefern diese Grundsätze thatsächlich zu regelmäßiger Ausführung 
gelangten, hing freilich von der Autorität ab, welche die Kirche im 
Volksleben zu behaupten imstande war. 

So liegt denn auch der bedeutungsvolle Fortschritt, den die 
Kirche im Kampfe um das Ehescheidungsrecht während der Karo- 
lingerzeit machte, nicht eigentlich in einer ausdrücklichen Verände- 
rung des ßechtszustandes, sondern in einer Erhöhung ihrer Autorität. 
Es ist allgemein bekannt, daß seit Karl dem Großen der Staat eine' 
seiner Hauptaufgaben darin erblickte, durch seine weltlichen Macht- 
mittel die Heilszwecke der Kirche auf Erden zu verwirklichen. Diese 
Erscheinung läßt sich auf allen Gebieten des öffentlichen und pri- 
vaten Lebens beobachten, in ganz besonderem Maße aber wird sie 
für die kirchliche Disziplinargerichtsbarkeit und das Bußwesen wirk- 
sam. In den germanischen Reichen der Völkerwanderung und im 
Frankem-eiche der Merovingerzeit hatte der Kirche für die Durch- 
führung ihrer Disziplinarstrafen wesentlich nur ihre eigene, auf der 
Religiosität des Volkes gründende Autorität gebürgt,^ und nur zu 

* HiNscHius, Kirchenr. d. Kath. lu Prot. IV. (Berl. 1888) S. 844 Text u. 
Anm. 1. 
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oft hatte sie demgemäß die Erfahrung machen müssen, daß ihre 
die Eeue und Buße des Sünders bezweckenden Maßregeln hart- 
näckig mißachtet wurden. Im Karolingerreiche aber tritt nunmehr 
eine kraftvolle Staatsgewalt für die energische Durchfuhrung der 
kirchlichen Bußdisziplin in die Schranken, der verstockte Sünder 
wird, wenn er den Ermahnungen der Geistlichkeit kein Gehör 
schenkt, ja selbst die Exkommunikation seine Umkehr nicht be- 
wirken kann, der weltlichen Obrigkeit denunziert, und diese sorgt 
sodann mit ihren Zwangsmitteln für den Triumph der Kirche über 
den unbußfertigen Missethäter.^ Vielleicht am deutlichsten zeigt 
uns dies Verhältnis von Staat und Kirche Lothabs I. eapitulare 
OUmnense, vom Mai des Jahres 825.* In c. 1 wird dort verfugt: 
Plcuyuit noHs, ut si pro quHmslibet culpis atqiie (Timinibus quaecumque 
persona totims fuerit correpta, lU etiam eoceommunicatione €piscopaU pro 
contemptu digrms haheatw, comitem suum episoopus siM consodet, et per 
a/rnborwm consensu/m huiuscemodi distringatur contemptor, ut iiASsionibus 
episcopi sui oboediens existat; si vero assensum non dederit, bannum 
nostru/m nobis persolvat. QtM)d si adhue contumax persHterit, tune ah 
episeopo eaxsommunicetur. Si vero exeommtmicatits corrigi nequiverit, a 
comite vineuUs constringaiv/r , quousqtce nostnt/m is contemptor sitseipiat 
iudidum. Si vero in talibits comes reperttis fuerit noxms, per episcopum 
eius nobis' nuntietur. Si autem vasaUibs noster in hac culpa lapsits 
fuerit, siaut supra per comitem distringatur; quod si non audierit, nobis 
innotescatur , antequam in vinculis mittaiwr,^ Welch eine gewaltige 
Waffe aber war mit derartigen Verordnungen der Geistlichkeit 'in 
die Hand gedrückt! Da jede That des Menschen, sofern sie Sünde 
ist, der kirchlichen Bußdisziplin unterliegt, und jede Disziplinarstrafe, 
falls ihr nicht freiwillig Genüge geschieht, zum Eingreifen des 
Staates führt, so ist der Kirche nunmehr die grundsätzliche Macht- 
vollkommenheit verliehen, alle Rechtsanschauungen, die für sie einen 
Widerspruch mit den kanonischen Gesetzen bedeuten, unter thätiger 
Beihilfe des Staates auszurotten. Daß dieser Fortschritt der kirch- 



^ EsMEiN, a. a. 0. I. p. 13. 14. 

* BoRETius p. 326. 

• Vgl. femer episcoporum ad Hludowicum imperatorem relatio c. 820. c. 6 
(Bob. p. 367); synod. ap. Lauriacum 843. c. 13—16 (Bob.-Krause p. 402); syn. 
Meldensis 845 — 846 c. 70 (ibid. p. 415); epistola syn. Carisiacensis ad Hludo- 
wicum regem Germ. dir. 858. c. 7 (ib. p. 432); conc. Triburiense 895. c. 3 (ib. 
p. 215); capitula Pistensia 869 c. 10 (ib. p. 335. 336); Karolomanni capitul. 
Vemense 884. c. 5 (ib. p. 373); c. 9 (ib. p. 374); conc. Vernense 844. c. 6 (ib. 
p. 384. 385). 
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liehen Machtstellung mit in erster Linie auf dem Gebiete des Ehe- 
rechts wirksam werden mußte^ leuchtet ein. "Was speziell das Ehe- 
scheidungsrecht anbetrifft, so war, trotzdem dargelegtermaßen die 
Scheidung auch während dieses Zeitraums prinzipiell Privatakt der 
betreffenden Ehegatten blieb, die Kirche doch jetzt in ganz anderer 
Weise als früher befähigt, ihren Anschauungen, falls sie der indivi- 
duellen That des einzelnen widersprachen, Geltung zu verschaffen. 
Der Staat aber begab sich durch sein Verhalten geradezu in ^inen 
Widerspruch mit sich selbst. Denn indem er sich zum Exekutor 
der geistlichen Disziplinarstrafen für unberechtigte Scheidung machte, 
anerkannte er eine Eechtsanschauung, die mit seinen eigenen Ge- 
setzen nicht in Einklang zu bringen war. Nehmen wir z. B. den 
Fall, wo ein Mann seine Gattin wegen Ehebruchs angeklagt und, 
trotzdem sie im weltlichen Strafprozeß freigesprochen worden ist, 
verstoßen hat. Nach den Volksrechten können sodann .die Frau 
oder ihre Verwandten den Mann auf Herausgabe bestimmter größerer 
oder kleinerer Vermögensteile verklagen, was natürlich nur einen 
Sinn hat, wenn die Scheidung, trotzdem sie unberechtigt ist, auf- 
recht erhalten wird. Nun aber unterstützt derselbe Staat, welcher 
jene Volksrechte geschaffen, die Kirche, nach deren Auffassung eine 
unberechtigte Scheidung überhaupt keine Scheidung ist, und die 
sich daher in diesem Falle nicht eher für befriedigt erklärt, als bis 
die Gatten sich wieder zur Fortsetzung ihrer Ehe vereinigt haben. 
Was hat es da noch für einen Zweck, pekuniäre Forderungen zu 
Gunsten der Frau einzuklagen? Was haben die Straf bestimmungen 
der Volksrechte für ungerechtfertigte Scheidung noch für eine Gül- 
tigkeit? Sie sind völlig gegenstandslos geworden, der Staat kann 
den Widerspruch, in den ihn ihre Existenz verwickelt, nur dadurch 
lösen, daß er sie auch seinerseits ignoriert und an ihre Stelle die 
Disziplinarstrafen der Kirche treten läßt, deren Tendenz die Wieder- 
herstellung des ehelichen Lebens bildet. Ist demnach der weltliche 
Strafprozeß in Ehescheidungssachen nunmehr völlig unvermögend, 
einem freisprechenden Urteil die vom Volksgesetz vorgeschriebenen 
Wirkungen zu verschaffen, weil die staatlichen Organe geradezu 
verpflichtet sind, die Kirche in der Verwirklichung ihrer mit dem 
staatlichen Rechte disharmonierenden Grundsätze zu unterstützen, 
so kann aus demselben Grunde das verurteilende Erkenntnis des 
weltlichen Richters in dem Prozesse, dessen Objekt eine Strafthat 
bildet, die gleichzeitig Ehescheidungsgrund ist, nur noch diejenige 
Kraft entfalten, welche ihm die Kirche zugesteht. Und da ein der- 
artiges Verdikt in der praktisch überwiegenden Mehrzahl von Fällen 
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auf Auslieferung der verurteilten Frau an den beleidigten Gatten 
behufs Tötung oder Verkauf in die Knechtschaft lautete, so konnte 
die Stellungnahme der Geistlichkeit gegenüber dem weltlichen Recht 
auch hier nicht lange zweifelhaft bleiben: die Kirche mußte dazu 
gelangen, das Tötungsrecht zu bekämpfen und damit auch das ver- 
urteilende Erkenntnis des weltlichen Gerichts in Ehescheidungs- 
sachen gegenstandslos zu machen. Der oben citierte can. 46 des 
Konzils von Tribur^ zeigt uns eine Auffassung geistlicher Kreise, 
wonach zwar das Tötungsrecht des Gatten prinzipiell noch aner- 
kannt, jedoch durch das Asylrecht der Kirche illusorisch zu machen 
gesucht wird, die Maßgabe des Poen. Vallic. 11. c. 7 dagegen^ 
nimmt den Kampf gegen das weltliche Tötungsrecht direkt auf, 
unterwirft den Totschläger einer siebenjährigen Kirchenstrafe und 
verbietet ihm die Wiederverheiratung, welche sie — entgegen der 
strengen Doktrin — dem Gatten erlaubt, der sein schuldiges Weib 
nicht tötet, sondern nur verstößt. Denselben Standpunkt unbe- 
dingter Verwerfung des Tötungsrechtes vertritt Pap^t Nikolaus I. 
in seinem Briefe an die deutschen Bischöfe, wo er sagt: Inter hec 
vestra sanctitas addere studvM, si cuius uxor adiUtermm perpetraverU, 
utrum marito iÜvus liceat seeundum rmmdanwm legem ea/m interfioere. 
Sed sancta Dei ecdesia nunquam mv/ndanis consiringitur legibus; gladiwm 
non habet, nisi spiritttalem ; nwh ocddit, sed viviflcatJ'^ Die häufige 
Wiederholung, welche diese letztere Stelle in den systematischen 
Kirchenrechtssammlungen der nächsten Jahrhunderte gefunden,* und 
ihre endliche Aufnahme in das decretum Qratiani^ zeigen uns, auf 
welchem Wege die Kirche auch das verurteilende Erkenntnis des 
weltlichen Gerichts in Ehescheidungssachen wirkungslos und dadurch 
überflüssig zu machen verstanden hat. 

Es erhellt demnach, daß die weltliche Ehescheidungsgerichts- 
barkeit des fränkischen Reiches, soweit man von einer solchen über- 
haupt zu sprechen berechtigt ist, nicht durch eine legislatorische 
That beseitigt worden, sondern allmählich an dem Widerspruch zu 
Grunde gegangen ist, in den der Staat der Karolinger sich zu seinen 
eigenen Gesetzen begab, als er die rückhaltlose Unterstützung der 
kirchlichen Disziplinargerichtsbarkeit zu einem seiner vornehmsten 
Regierungsprinzipien erhob. 



» S. 69. 2 g; oben S. 66 Anm. 5. 

8 Mansi XV, 142. 

* Ivo V. Chartres, Decretum VIII. 124. 133; Panormia VII. 14; Coli. tr. 
Part. I. 62, 24: Petri Lombardi über sententiar. IV. 38, 
^ C. 33. (ju. 2. c. 6, 
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§ 5. Die Ehescheidnng In den systematisclieii Sammlungen 

des Kirchenrechts TOr Gratlan. 

Die uns bekannten systematischen Kircheurechtssammlungen 
vor Gratiau sind leider noch heutigen Tages teilweise ungedruckt :^ 
soweit dies der Fall ist,, mußte hier mit zwei Ausnahmen^ von ihrer 
Verwertung abgesehen werden. Immerhin wird sich auch auf Grund 
des zur Verfügung stehenden Materials ein in allem Wesentlichen 
zutreffendes Bild von der Bedeutung dieser Litteratur für das Ehe- 
scheidungsrecht entwerfen lassen. 

Die zeitlich früheste Kanonensammlung mit systematischer Stoff- 
einteilung, von der wir wissen, ist die 883 — 97 in Italien entstan- 
dene collectio Änsdmo dedieata,^ In ihrem 7. Teile, der die Über- 
schrift trägt: „de laids, imperatoribtts sdlioet prinoipibtcs et reliquis 
saeculi ordinibus'^, bespricht sie auch die uns hier interessierenden 
Fragen. Bezüglich des Ehescheidungsverfahrens beschränkt sie sich 
auf die Wiederholung des can. 25 conc. Agathensis (506),* was die 
Fragen des materiellen Rechts anbetrifft, so steht sie prinzipiell auf 
dem Standpunkte der strengen Doktrin,^ erklärt speziell, daß Ge- 
fangenschaft des einen Gatten keinen Scheidungsgrund abgebe,® be- 
weist jedoch durch Aufiaahme des can. 10 conc. Arelat. (314),^ daß 
die Praxis des täglichen Lebens immer noch notgedrungene Rück- 
sicht auf laxere Anschauungen zu nehmen hatte. 

Ausgiebigeren Ertrag liefert für unsere Zwecke das 2. Buch 
der libri duo de synodalibus causis et disdpUnis ecclesiasticis des Re- 
gino von Prüm.® Bezüglich des materiellen Ehescheidungsrechtes 
nimmt auch dieser Schriftsteller noch eine etwas unsichere Stellung 
ein. Wir finden in seinem Werke zunächst eine größere Anzahl 
von canones, welche die strenge Doktrin der Kirche vertreten. 

■ ■II ■■■■■■■ ■ j 

* Vgl. Fbiedbeeg, Earchenr. § 39 (S. 103) und Prolegomena zur Ausgabe 
des decretum Grratiani. 

^ Die collectio Anselmo dedicata und die collectio canonum Anselmi Lu- 
censis konnten in den auf der Leipziger Universitätsbibliothek befindlichen 
HAENELSchen Abschriften (Nr. 3529 und 3528) benutzt werden. 

^ Sie gehört also ihrer Entstehungszeit nach noch in die karolingische 
Periode, wird jedoch besser erst hier im Zusammenhang mit den anderen syste- 
matischen Sammlungen besprochen. ^ c. 116. 

^ Can. 33 wiederholt c. 6 des Briefes Innocenz' I. an Exsuperius von 
Toulouse (s. oben S. 30), can. 34 citiert can. 48 der canones apostolorum (s. 
oben S. 31), c. 35 endlich repetiert den Beschluß des can. 8 conc. Carthag. von 
407 (s. oben S. 31). 

c. 53-57. ' Siehe oben S. 22. 

■ ^ Ed. Wasseeschleben. Lips. 1840. Vgl. Wattenbach, Deutschlands Ge- 
schichtsquellen. 6. Aufl. Bd. L S. 257, 
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cap. 182 {ep. Leonis papae ad Nieetam cap. 1 — s. oben S. 30) und 
cap. 183 {ex eadem) weisen Gefangenschaft des Mannes als Schei- 
dnngsgrund zurück, ebensowenig ist laut cap. 129^ der nach Ab- 
schluß der E2ie aufgetretene Wahnsinn eines Gatten geeignet die- 
selbe zu lösen. Nach cap. 107,« 108,^ 109,* 112,^ 124« und 125« 
darf kein Gatte auf eigene Hand die Enthaltsamkeit des Eloster- 
lebens wählen, nur mit Zustimmung des anderen Teiles und unter 
gleichzeitiger Verpflichtung dieses letzteren zu fernerer Ehelosigkeit 
ist eine derartige Trennung gestattet. Zahlreich sind femer die 
Stellen, wonach Ehebruch zwar scheidet, aber das vinctUum mairi- 
wom* bestehen läßt: cap. 100,^ 101,» 102,» 103,i« 104,ii 105 ^^ ^^^ 
130^^ handeln hiervon. Bei dieser korrekten Rigorosität des Stand- 
punktes müssen diejenigen Stellen des Reginoschen Werkes um so 
mehr auffallen, in denen eine wesentlich mildere Auffassung zum 
Worte gelangt. Hierher gehören zunächst cap. 123 und 126, die 
im Anschluß an c. 9 des Konzils von Verberie und c. 9 des Konzils 
von Compiegne (s. oben S. 55 flg.) dem Manne, der wegen un- 
ausweichlicher Not aus dem Lande geht, eine neue Heirat für den 
Fall erlauben, daß ihm seine bisherige Frau nicht folgen will, 
während dem treulosen Weibe fernere Ehelosigkeit auferlegt wird. 
Die „/airfa" wird mit conc. Compend. c. 21 nicht zur echten Not 
gerechnet, denn der aus diesem Grunde fliehende Mann darf sich 
nach cap. 222 ebensowenig anderweit verehelichen als seine zurück- 

* Interpret, ad Paul. sent. lib. I. tit. 1 § 19. — Freisen sagt inkorrekt, 
Regino lasse hier im Falle der Scheidang wegen Gefangenschaft keine Lösung 
des vinculum eintreten. Richtig ist vielmehr, daß er aus diesem Anlaß über- 
haupt' keine Scheidung eintreten läßt. 

' Fbeisen S. 801 irrt, wenn er annimmt, daß Regino der müderen Auf- 
fassung, wie sie in dem von ihm cap. 106 gebrachten Citat aus Hieronymus und 
in dem cap. 107 citierten c. 16 Conc. Compend. vertreten wird, seinerseits bei- 
stimme. Vielmehr fuhrt er diese Stellen nur an, um gegen sie zu polemisieren. 
Seine Bemerkung: y^Sed haee sententia canonids atque upostolicis informatur 
docv/mentisj ut supra monstratum est; sed et Nicolai Papae deeretis infomiamur^ 
gut ad Lotharium regem ita seribif^ hat nur dann einen Sinn, wenn wir mit 
dem codex Guelpherbitanus, Viennensis und Helmstedensis anstatt informatibr 
lesen: inßrmatur, 

' Ex epistola Nicolai papae scr. a. 867. * Ex regula S. Basilii c. 12. 

* Ex conc. Vermer c. 21. * Ex conc. Compend. c. 5. 
' Ex epist. Inijoc. pap. I. ad Exsuperium c. 6. 

* Ex conc. Eliberitano c. 8. • Ib. c. 9 (s. oben S. 22). 
^° Ex conc Carthag. d. a. 407. c. 8 (s. oben S. 31 Anm. 5). 

** Ex dictis Augustini de sermone Domini in monte lib. I. c. 26. 
^* Admonitio generalis d. a. 789 c. 43 (Boret, p. 56; s. oben S. 57). 
*^ Ex conc. Nannetensi c, 12 (s. oben S, 54), 
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bleibende Gattin. Auch c. 5 des Konzils von Verberie, wo dem 
Manne bei erwiesenen Lebensnächstellungen seitens der Frau Schei- 
dung und Wiederverheiratung gestattet wird, ist von Regino seiner 
Sammlung einverleibt worden (cap. 117).^ 

Bei so starken Widersprüchen müßte die Bedeutung der Schrift 
des Prtimer Abtes für unsere Zwecke gering angeschlagen werden, 
wenn sie nicht für die Erkenntnis des Ehescheidungsverfahrens den 
Charakter einer wertvollen Quelle besäße. Beginos Buch ist aul 
Veranlassung des Erzbischofs Eatbod von Trier (883 — 915) ent- 
standen ^ und verfolgt den Zweck, dem Bischof die erforderliche 
Richtschnur für sein Verhalten als Vorsitzender des Sendgerichts 
an die Hand zu geben. Der geistliche Send erscheint bei Regino 
als eine in Deutschland völlig eingebürgerte Institution:^ er findet 
gelegentlich der jährlichen Visitationsreisen des Bischofs in seiner 
Diözese statt und erhält seinen spezifischen Charakter vor allem 
durch die Thätigkeit der Rügezeugen/ welche vom Bischof eidlich 
zum Denunzieren der im Sprengel vorgefallenen und zu ihrer 
Kenntnis gelangten Verstöße gegen die kanonischen Gesetze ver- 
pflichtet werden.^ Aus dem von Regino mitgeteilten Verzeichnis 
der den Sendzeugen vorzulegenden inquisitorischen Fragen® läßt 
sich die sachliche Zuständigkeit des Sendgerichtes erkennen. Wenn 
nun die 21. dieser Fragen lautet: Si aliquis suoum eonmg&m qxmmvis 
culpabilem sine episoopi ivdido relinquit?, wenn ferner die Fragen 17 — 20 
sämtlich von der Ehescheidung und der Wiederverheiratung nach 
einer solchen handeln, so ersehen wir, daß zu Beginn des 10. Jahr- 
hunderts in Deutschland das bischöfliche Diözesangericht der Schau- 
platz des geistlichen Ehescheidungsprozesses geworden ist. Schon 
hieraus läßt sich erkennen, daß die Entwickelung, welche oben 
(S. 71 flg.) zu schildern versucht wurde, und welche dahin ging, 
das weltliche Gericht in Ehescheidungssachen völlig zu deposse- 
dieren, bei Regino zu einem gewissen Abschluß gelangt ist. Wohl 
hatte bereits im Jahre 506 das Konzil von Agde die Mitwirkung 
der Kirche zum Zustandekommen des divortium beansprucht, wohl 

* Cap. 214, 215 und 217, welche Freisen, a. a. 0. als Beispiele für die 
Auflösbarkeit des vinculum bei Regino anfuhrt, gehören ebensowenig in die 
Besprechung der Ehescheidung hinein, wie ihre Quellen (c. 2 Conc. Verm.; 
c. 10. 11 ib.; c. 11 Conc. Comp.). Sie handeln vielmehr von der durch affi- 
nitas superveniens nichtig gewordenen Ehe, s. oben S. 56. 

'. Siehe die Praefatio Wasserschleben a. a. 0. S. 1. 

' Vgl. DovE , Die fränk. Sendgerichte, Zeitsehr. f. Eirchenr. IV. S. 1 flg. ; 
V. S. 1 flg. * DovE, a. a. 0. IV. S. 28 

* Regino 11, cap. 2. 3. • Ibid. c. 4. 
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hatte um die Mitte des 9. Jahrhunderts Hinkmar von Rheims mit 
ganz besonderem Nachdrucke dieselbe Forderung erhoben, wohl 
hatten die älteren und jüngeren, die strengen und laxen Pönitential- 
bücher mannigfache Anweisung »gegeben, wie den kirchlicherseits 
reprobierten Scheidungen entgegenzutreten sei, wohl hatte endlich 
der Staat alles daran gesetzt, die Autorität d6r geistlichen Dis- 
ziplinargerichtsbarkeit auf Kosten seiner eigenen Machtfülle zu 
stärken, aber endgültigen Erfolg konnten alle diese Bestrebungen 
doch erst haben, wenn ausdrücklich ein geistlicher Gerichtsstand 
begründet war, vor den jede Ehescheidungsangelegenheit ex officio 
gebracht werden mußte. Dieser Gerichtsstand ist im Sendgericht 
Reginos verwirklicht: die Rügezeugen sind gehalten jede im 
Sprengel ohne bischöfliches Urteil erfolgte Scheidung zur Anzeige 
zu bringen, und den Schuldigen trifft nach cap. 110 die im c. 25 
conc. Agathensis vorgesehene Strafe der Exkommunikation. Aber 
noch eine andere Forderung der Kirche sehen wir bei Regino mit 
besonderer Beziehung auf das Ehescheidungsverfahren verwirklicht. 
Es ist wohl kaum ein bloßer Zufall, daß gerade in demjenigen Ab- 
schnitte des 2. Buches, welcher die Fragen des Ehescheidungs- 
rechtes behandelt, durch drei Kapitel (cap. 111,^ 113^ und 114^) 
hindurch energisch eingeschärft wird, daß eine bereits vor das geist- 
liche Forum gebrachte Prozeßsache nicht außerdem noch der Ent- 
scheidung des weltlichen Gerichts unterbreitet werden dürfe, während, 
wenn dieses letztere bereits mit einer Angelegenheit befaßt worden 
sei, das Recht der Erche zur Iteration des Prozesses unangetastet 
bleibe. Der Rechtszustand ist also nach Regino der, daß zwar 
jede Ehescheidung, selbst wenn sie im weltlichen Strafprozeß bereits 
lür gerechtfertigt erklärt sein sollte, bevor sie vollzogen werden 
darf, unbedingt einem neuerlichen, auf Grund der kanonischen Vor- 
schriften zu fällenden Urteile des Sendrichters unterliegt, daß jedoch 
eine bereits geistlicherseits abgeurteilte Ehescheidungsangelegenheit 
unter keinen Umständen noch einmal vor das weltliche Forum ge- 
bracht werden darf. Es leuchtet ein, daß mit der Verwirklichung 
dieser Ansprüche der weltliche Strafprozeß in Ehescheidungssachen 
jede ihm vielleicht bisher noch erhalten gebliebene Spur von Exi- 
stenzberechtigung verlieren mußte, er hatte absolut keinen Zweck 
mehr, an seiner Stelle stand hinfort der geistliche Ehescheidungs- 
prozeß, welcher sich nicht wie jener damit begnügte, eine unge- 

* Ex capitalaribus. — Cap. incertum. 

' Ex epistola Nicolai Papae ad Karolum regem d. a. 867. 

' Ex capit. legi Sal. add. c. 10. 
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rechtfertigte Scheidung mit vindikativer Strafe zu belegen, sondern 
seine Aufgabe erst dann erfüllt sah, wenn die gegen das kanonische 
Gesetz erfolgte Scheidung rückgängig gemacht war. In welcher 
Weise dies erreicht wurde, zeigt. uns Eegino in cap. 241 und 242, 
wo das ivramentum de reconcüiatione convugatorum mitgeteilt wird. 
Der Mann soll schwören: Ah isto die 'in antea istam itumi eoniugem, 
nomine illa/m, quam inittste dimiseras, ita UnebiSj sicut per rectum 
mariiu^ suwm debet habere ooniugem in diledione et debita diseiplina, 
nee eam per ullum m/zlum ingenium a te separaMsj nee ea vivente aliam 
aeeipies, Sie te D&us adiuvet. Der Eid der Frau lautet: Ä modo in 
antea isttmi tuum maritum, qusm iniuste dindseras, ita tenebis et aw- 
plexaherisj et ei in sermtio, in amore et in timore ita eris suMecta et 
obediens, sicut per rectum uax)r suo debet suMecta esse marito, nee unquam 
ab eo te separabis, nee ülo vi/vente alteri viro te sodcMs in eoniugio aut 
aduUerio, Sic te Deus adiu/vet. Wie gesichert der Besitzstand geist- 
licher Gerichtsbarkeit in Ehescheidungssachen zur Zeit Reginos 
bereits war, könnte nicht besser illustriert werden, als durch diese 
Eidesformel. Denn Formeln pflegen sich im Leben erst dann ein- 
zustellen, wenn ihr Inhalt zur eingebürgerten Gepflogenheit geworden 
ist. Daß andererseits von der Kirche in der Ausübung dieser Ge- 
richtsbarkeit noch eine gewisse Rücksicht auf die althergebrachten 
Rechtsanschauungen des Volkes für geboten erachtet wurde, be- 
weisen, wie ich glaube, die oben erörterten Widersprüche der von 
Regino citierten, das materielle Recht der Ehescheidung betreffen- 
den Gesetzesstellen. Den Grund dieser Widersprüche lediglich in 
einer Nachlässigkeit des Autors zu suchen, halte ich nicht für 
richtig, Regino mag vielmehr von der Absicht geleitet gewesen sein, 
dem Sendrichter auch für solche Fälle, wo die rigorose Handhabung 
der strengen canones bedenklich erscheinen mußte, Gesetzespara- 
graphen an die Hand zu geben, die ihm ein milderes Urteil er- 
möglichten.^ Diese Konnivenz wieder zu beseitigen und die strenge 
urchristliche Ehescheidungsdoktrin in voller Konsequenz durchzu- 
setzen, mußte einer späteren Zeit überlassen bleiben, wo jegliche 
Erinnerung an die Kompetenz des weltlichen Gerichts in Ehe- 
scheidungssachen dem Volksbewußtsein entschwunden war. 

• 

* Darauf weist auch die praefatio des Buches hin, wo Eegino sagt: Nee 
non et illud seiendum, quod sicut diversas nationes poptdorum inter se discre- 
pant genere, moribus, lingtta, legibus , ita saneta imiversalis ecctesia toto orbe 
terrarum diffusa^ quamvis in uniiate fidei coniungatt^, tarnen eonsuetudinibus 
eeclesiastids ab invicem differt. Äliae siquidem consuetudines in Galliarum 
Oermaniaeque regnis in ecelesiastieis officiis reperiuntur^ aliae in orientalium 
regnisj transmarinis regionibus. 
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Die Eeginos Schrift zeitlich, örtlich und inhaltlich am nächsten 
stehende Kirchenrechtsquelle mit systematischer Ordnung ist das 
zwischen 1012 und 1022 entstandene decretum des Bischofs Burchard 
von Worms.^ Burchard vertritt bezüglich des materiellen Schei- 
dungsrechtes noch durchaus den „gemischten Standpunkt" ^ Reginos, 
dessen Arbeit er stark benutzt hat, und vereinigt demgemäß gleich 
jenem in seinem Werke ohne jede Vermittelung Sätze der strengen 
und solche der laxeren Doktrin.^ Die auf das Verfahren bezüg- 
lichen Angaben des decretum^ stimmen ebenfalls größtenteils wört- 
lich mit denen des Über de synodcUibus catisis überein, endlich ist 
auch das iuramentum reooncüiatioms ^ aus Kegino übernommen. 
Original ist dagegen die Änderung des c. 3 capit. Wormatiensis 
V. 829 (s. oben S. 58). Während dasselbe ursprünglich lautete: 
Quicumqtie propria uxore dereUcta vel sine culpa interfecia aliam duxerit 
uQcorem, armis depositis puhlicam agat poenitentiam; et si contu/max 
fueritj conprehendatur a comite et ferro vindatv/r et in custodia mittatur, 
donec res ad nostram notitiam dediuiaiur, hat Burchard:® Et si con- 
tumax fuerit et episcopo siu) inobediens extüerit, anathematizetur, qtumsqite 
oansentiat. Der Grund dieser Änderung ist leicht ersichtlich: zu 
Burchards Zeit ist von irgend welchem Eingreifen der weltlichen 
Gewalt in das Verfahren bei Ehescheidungen keine Rede mehr, die 
Autorität des Bischofes reicht vollkommen aus, um den wider- 
spenstigen Verletzer der kanonischen Vorschriften unter das Gesetz 
zu zwingen, die Erwähnung der Thätigkeit des Grafen und Königs 
ist daher ein Anachronismus und wird als solcher beseitigt. 

Im Gegensatz zu Regino und Burchard vertritt Anselm von 
Lucca (t 1086) in seiner coüectio canonum konsequent die rigorose 
Ehescheidungsdoktrin. Nur Ehebruch ist Scheidungsgrund, auch er 
aber läßt das Band der Ehe fortbestehen (X. 13, 16—19; XL 97), 



* Ed. MiGNE, Patrol. lat Tom. 140. * Ausdruck Freisens a. a. 0. 

^ Strenge Doktrin: Ehebruch ist Scheidungsgrund, löst aber das mn- 
nulum mntrimomi nicht (IX. 62, 63, 64, 71, 72); keine Scheidungsgründe sind 
Wahnsinn nach geschlossener Ehe (IX. 28), einseitiges Klostergelübde (IX. 45 
bis 48, 53), Gefangenschaft eines Gatten (IX. 55—58). Laxe Doktrin: VI. 41 
= conc. Verm. c. 5; IX. 54 = conc. Venu. c. 9. Bezüglich XVII. 10, 11 (= c. 2, 
10, 11 conc. Verm.) u. 17 (= c. 11 conc. Comp.), die Preisen ebenfalls als Bei- 
spiele laxer Doktrin bei Burchard auffiihrt, gilt das oben S. 77 Anm. 1 Gesagte. 
Der Korrektor c. 93. 97. 98. 99 hat nicht, wie Freisen behauptet, ähnliche 
Stellen, sondern beschäftigt sich mit ganz anderen Dingen. 

* I. 90—94. ^ IX. 81—82. 

^ VI. 37. Auch die Inskription ist gefälscht, sie lautet: Ex decr. Piipapae 
capite 26. 
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Wahnsinn nach abgeschlossener Ehe (X. 27, 28), einseitiges Kloster- 
gelübde (X. 3, 20—23) und Gefangenschaft eines Gatten (X. 24) 
vermögen keine Scheidung herbeizuführen. Hat die Frau Ehebruch 
begangen, so darf sie keinesfalls vor BeendigUDg des ihre Schuld 
erweisenden Prozesses getötet werden,^ aber auch an der über- 
wiesenen Ehebrecherin verbietet das christliche Sittengesetz die 
Tod/^sstrafe zu vollziehen, vielmehr soll auf die Versöhnung der 
6 atten hingewirkt werden. * . Der Mann aber hat, wenn er zu solcher 
Versöhnung sich bereit finden läßt, den ehelichen Verkehr mit seinem 
Weibe einzustellen, solange dasselbe für den begangenen Ehebruch 
Kirchenbuße thut.^ Auch Anselm von Lucca kennt übrigens das 
von Regino zuerst beschriebene Verfahren im bischöflichen Diözesan- 
gericht, und die iuratores synodi sind ihm samt ihrem Eide wohl- 
bekannt (VI. 157), dagegen fehlt in seiner Sammlung das von Eegino 
und Burchard mitgeteilte Verzeichnis der inquisitorischen Fragen,^ 
und auch das iuramentum recondliationis hat er weggelassen. 

Als nächster^ und letzter Autor systematischer Kirchenrechts- 
sammlungen vor Gratian ist hier noch Ivo von Chartres zu be- 
handeln. Von seinen beiden kanonistischen Schriften stellt sich das 
umfangreichere Decretum^ als eine Materialsammlung zu der kürzeren 
und systematisch fester gefügten Panormia^ dar. In beiden Werken 
erweist sich der Verfasser als Vorkämpfer der strengen urchrist- 
lichen Scheidungsdoktrin,* ohne dabei jedoch von irgendwie neuen 
Gesichtspunkten auszugehen. Neu aber ist eins bei ihm: er hat es 
verstanden, jene beiden Kapitularienstellen, welche bei Regino^ und 
Burchard® uns als Zeugnisse des Fortbestehens einer laxeren Doktrin 



^ X. 57, wörtlich übereinstimmend mit Burchard VI. 37 (s. oben S. 80). 
« X. 61, 62. 8 XI. c. 99. 

* Die Sammlung des Kardinals Deusdedit (ed. Martinucci. Venet. 1869) 
enthält nichts für unsere Zwecke Wesentliches. 

* Ed. MiQNE, Patrol. lat Tom. 161. 

ö Decretum VIII. 9 = Panormia VII. 6; D. VIII. 12 = P. VI. 75; D. VIII. 
13; 14; 43 (P. VJI. 7); 53 (P. VI. 111); 98; 127 (P. VI. 76); 128 (P. VI. 77; 83); 
129 (P. VI. 78); 131—135; 136 (P. VI. 80); 166 (P. VI. 93); 168 (P. VI. 92); 
188; 184 (P. VI. 82); 185; 186 (P. VI. 84); 190 (P. VI. 86); 192 (P. VI. 88); 
193; 198—200; 208 (P. VII. 2); ii09; 210 (P. VII. 13); 212 (P. VI. 99); 213 (P! 
VI. 102); 220 (P. VI. 85); 221—223; 225; 228—230; 231 (P. VI. 106); 235 (P. VII. 
5); 236 (P. VII. 4); 238 (P. VI. 104); 239—241; 244 (P. VI. 87; 88); 245 (P. VI. 
89); 246 (P. VI. 90); 254 (P. VI. 105); 257; 260; 317; 329. — Die einzige Stelle, 
wo auch Ivo der laxeren Doktrin eine gewisse Konzession macht, ist Decr. VIII. 
258 (ex conc. Arelat. I. can. 10, vgl. oben S. 22), er hat diesen Kanon aber 
nicht in die Panormie aufgenommen. ( 

'' Vgl. oben S. 76 u. 77. » Vgl. oben S. 80 Anm. 3. 

Geffcken, Ehescheidung. 6 
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entgegentreten, und die Anselm von Lucca, um demselben Wider- 
spruche zu entgehen, seiner Arbeit nicht einverleibte, die cap. 5 
und 9 des cono, Vermeriensis, als Belege für die kirchlich korrekte 
Anschauung zu verwenden, indem er in ihnen die dem unschuldigen 
Manne vorbehaltene Erlaubnis zur Wiederverheiratung strich. ^ Was 
das Verfahren in Ehescheidungssachen anbetrifft, so ist auch nach 
Ivos ausdrücklichem Zeugnis das Bischofsgericht die kompetente 
Spruchbehörde für diese Prozesse,^ auch das iuramentum reconcHia- 
tionis ist dem Bischof von Chartres bekannt,^ die Rügezeugen da- 
gegen erwähnt er nicht. Zufolge einiger in das Deoreium auf- 
genommener Citate^ könnte man glauben, daß das Verfahren nach 
Ivos Auffassung sich in den Formen des Strafprozesses der römischen 
Kaiserzeit zu bewegen habe, hiergegen aber spricht außer inneren 
Gründen der Umstand, daß die betreffenden Stellen nicht in die 
abschließende Arbeit Ivos, die Panormie, übergegangen sind. 

Als Resultat dieses letzten Abschnittes unserer Untersuchungen 
werden wir feststellen können: Die Kirche besitzt am Anfang des 
10. Jahrhunderts, wenn auch nicht in aller Form Rechtens, so doch 
faktisch die ausschließliche Gerichtsbarkeit in Ehescheidungssachen. 
Die Neuheit dieses Zustandes und die noch nicht erloschene Er- 
innerung an die frühere, durch den Staat nur unvollkommen ein- 
geschränkte Selbstscheidungsfreiheit zwingen das geistliche Gericht 
jedoch noch für geraume Zeit zu einer gewissen Rücksicht gegen- 
über" alteingewurzelten, der strengchristlichen Doktrin widersprechen- 
den Anschauungen auf dem Gebiete des materiellen Ehescheidungs- 
rechtes. Erst im Laufe des 11. Jahrhunderts verblassen jene 
Erinnerungen so weit, daß die Kirche, ohne für den Besitz ihrer 
Gerichtsbarkeit fürchten zu müssen, die bisher neben den strengen 
geduldeten laxeren Bestimmungen endgültig beseitigen kann. Der 
letzte, bei Ivo verwirklichte Schritt ist dann, daß jene milderen 
Maßgaben des Staates gefälscht und mit der Autorität, die ihnen 
ihr Alter verleiht, bekleidet, zu Zeugnissen für die rigorose Doktrin 
verwendet werden. Dieser Zustand ist es, den Gratian vorgefunden 
hat, seine die Ehescheidung betreffenden Kanones sind nur eine 
Reproduktion der in den besprochenen Sammlungen enthaltenen 
Citate samt deren Entstellungen. 



* Decr. X. 169; VIIT. 189 (Pan. VI. 91). 

2 Decr. V. 196; VIIT. 231; 828 (P. VI. 106); XVI. 38; 333. 
8 Decr. VIII. 217 (P. VII. 41); 218 (P. VII. 42). 

* Decr. Vlir. 109; 110—115; XVI. 159—163. 






